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DG 0029/2018 

Begrüssung und Mitteilungen des Kantonsratspräsidenten 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Liebe Kantonsrätinnen, liebe Kantonsräte, sehr verehrte Regierung, 
liebe Gäste - von Ihnen hören wir dann noch später - ich begrüsse Sie herzlich zum heutigen Sessionstag. 
Wir haben einen spannenden Mix aus verschiedensten Geschäften vor uns. Ich beginne gleich mit den 
Mitteilungen, damit wir rasch vorwärtskommen. Als Erstes möchte ich auf die Aktionswoche gegen 
Rassismus im Kanton Solothurn hinweisen. Heute ist der 21. März, der internationale Tag gegen Rassis-
mus und Diskriminierung. Die Aktionswoche wird durch das Schweizerische Rote Kreuz im Auftrag des 
Kantons Solothurn organisiert. Sie haben vielleicht schon gesehen, dass es draussen Flyers und Buttons 
gibt. Man kann sich da bedienen. Im Flyer findet sich auch das Programm dieser Aktionswoche. Zum 
Mittagessen können Sie heute eine leckere Suppe geniessen und sich daran erwärmen, es ist ja ziemlich 
kalt draussen. Am 28. März wird im Berufsbildungszentrum Olten ein Abschlussanlass stattfinden. Der 
Präsident der kantonalen Integrationskommission, der uns bekannte Ernst Zingg, wird dort eine Rede 
halten. Wir haben heute Besuch, es werden zwei Schulklassen erwartet. Es sind dies zwei Sek E-Klassen 
aus der Kreisschule Thal. Ich werde sie jeweils begrüssen, wenn sie vor Ort sind. Es freut mich als ehema-
ligen Schulleiter dieser Schule natürlich ausserordentlich, dass uns die Schulen aus dem Zentrum des 
Kantons Solothurn einen Besuch abstatten. Eine kleine Spezialität ist da sicher, dass mein Sohn Lukas 
dabei ist. Er wird dem Vater wohl auf die Finger schauen und am Abend beim Nachtessen wird es be-
stimmt eine Manöverkritik geben. Wir kommen zum ersten Geschäft, einem Wahlgeschäft. 

WG 0010/2018 

Wahl eines Mitglieds der Redaktionskommission für den Rest der Amtsperiode 2017-2021 

(anstelle von Kurt Henzmann, CVP) 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Die CVP/EVP/glp/BDP-Fraktion schlägt Dieter Leu vor. Wie Sie wissen, 
wird das mit dem offenen Handmehr entschieden. Wer sich für Dieter Leu ausspricht, soll dies bitte mit 
Handerheben bezeugen. Besten Dank. Ist jemand dagegen? Gibt es Enthaltungen? Dieter Leu ist damit 
als Mitglied der Redaktionskommission herzlich gewählt (Applaus). 
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Ergebnis der Wahl 

Mit offenem Handmehr wird gewählt: Dieter Leu, CVP 

WG 0003/2018 

Wahl von 2 Staatsanwältinnen oder Staatsanwälten für den Rest der Amtsperiode 2017-2021 

Es liegt vor: 

a) Antrag der Justizkommission vom 8. März 2018 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Dazu liegt uns der Antrag der Justizkommission vom 8. März 2018 vor. 
Wir werden das Wahlgeschäft im Verlaufe der Session durchführen. Die Weibel werden die Wahlzettel 
verteilen und wir werden sie alsdann wieder einziehen. 

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 31. Oktober 2017: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 73 und 78 der Verfassung des Kantons Solothurn 
(KV) vom 8. Juni 1986, § 4 Absatz 2 b und § 15 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungs-
führung (WoV-G) vom 3. September 2003, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-
rungsrates vom 31. Oktober 2017 (RRB Nr. 2017/1803), beschliesst: 
1. Vom Legislaturplan 2017 - 2021 (Beilage 1) wird Kenntnis genommen. 
2. Von der Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013 - 2017 (Beilage 2) wird Kenntnis genommen. 
 
b) Zustimmender Antrag der Geschäftsprüfungskommission vom 23. Januar 2018 zum Beschlussesent-

wurf des Regierungsrats. 
 
c) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 31. Januar 2018 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
d) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 31. Januar 2018 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
e) Zustimmender Antrag der Justizkommission vom 1. Februar 2018 zum Beschlussesentwurf des Re-

gierungsrats. 
 
f) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 1. Februar 2018 zum 

Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
g) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 7. März 2018 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 
 
h) Acht Anträge aus den Fraktionen zu Planungsbeschlüssen (ein Antrag wurde in der Zwischenzeit 

zurückgezogen, PB 5) 
 
i) Acht Stellungnahmen des Regierungsrats vom 19. Dezember 2017 und 16. Januar 2018 zu den Pla-
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nungsbeschlüssen vom 28. November 2017 und 30. November 2017 
 
j) Sieben zustimmende Kommissionsanträge zu den Stellungnahmen des Regierungsrats zu den An-

trägen zu Planungsbeschlüssen 
 
k) Änderungsantrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 31. Januar 2018 zur Stellungnahme des 

Regierungsrats zum Planungsbeschluss PB 06 
 
l) Zustimmender Antrag des Regierungsrats vom 20. Februar 2018 zum Änderungsantrag der Bil-

dungs- und Kulturkommission zum Planungsbeschluss PB 06 

Eintretensfrage 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Ich möchte kurz das Vorgehen bei diesem Geschäft erläutern, denn es 
ist etwas kompliziert. Wir gehen folgendermassen vor: Zuerst geht es um den Legislaturplan, quasi um 
ein Eintreten und ein Abstimmen darüber. Das heisst, wir nehmen ihn zur Kenntnis oder eben nicht. 
Zuerst werden sich die Sachkommissionen dazu äussern. Die Präsidentin der Finanzkommission hat be-
reits den Platz als Kommissionssprecherin eingenommen. Die anderen Sprecher oder Sprecherinnen der 
Sachkommissionen reden vom Platz aus, sofern sie sich dazu äussern möchten. Ich habe vorhin bereits 
die Rückmeldung erhalten, dass die Sprecherin der Sozial- und Gesundheitskommission nichts dazu sa-
gen wird. Anschliessend ist die Reihe an den Fraktionssprechern, bevor es zu allfälligen Einzelvoten 
kommt. Am Schluss wird sich der Regierungsrat äussern. Danach schliessen wir das Geschäft mit einer 
Schlussabstimmung ab und bestätigen damit, dass wir es zur Kenntnis nehmen oder nicht. Der zweite 
Teil umfasst die Planungsbeschlüsse, die wir Schritt für Schritt durchgehen. Der Kommissionssprecher 
oder die Kommissionssprecherin wird jeweils vom Platz aus sprechen. Teilweise sind es wohl relativ 
schnelle Geschäfte und bei einem Platzwechsel gäbe es ansonsten ein unruhiges Hin und Her. Ich hoffe, 
es ist allen klar, wie es vor sich geht. Zuerst beschäftigen wir uns grundsätzlich mit dem Legislaturplan. 

Susanne Koch Hauser (CVP), Sprecherin der Finanzkommission. Der Legislaturplan als mittelfristiges 
Planungsinstrument des Regierungsrats ist in der Finanzkommission auf allgemeiner Ebene diskutiert 
worden. Die Finanzkommission hat zur Kenntnis genommen, dass die bis jetzt angewandte Priorisierung 
der Vorhaben und die bis zum Legislaturplan 2010-2014 jeweils festgehaltene Ressourcenzuteilung auf 
Stufe der Projekte vom Regierungsrat weggelassen worden ist. Das entspricht nicht der Gesetzgebung 
der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WoV), bei der gemäss § 15 Absatz 1 insbesondere dar-
über Auskunft gegeben werden soll, welche politischen Ziele mit welchen Verwaltungsleistungen und 
Ressourcen innerhalb welcher Zeit erreicht werden sollen. Weil der Legislaturplan durch den Kantonsrat 
nur zur Kenntnis genommen werden kann, ist es müssig, zum jetzigen Zeitpunkt über diesen Sachver-
halt zu diskutieren. In der Finanzkommission ist man der Ansicht, dass die Umsetzung oder allenfalls 
eine Anpassung des WoV-Gesetzes daher durch den Regierungsrat und den Kantonsrat im Hinblick auf 
den nächsten Legislaturplan 2021-2025 zu prüfen ist. Die Finanzkommission begrüsst, dass nach wie vor 
- also gleich wie im letzten Legislaturplan - das Ziel des ausgeglichenen Finanzhaushalts oberste Priorität 
hat und dass alle weitere Vorhaben dem nachgestellt sind. Aber schon im Integrierten Aufgaben- und 
Finanzplan (IAFP) wird sich weisen, wie das erste Prioritätenziel zu halten sein wird. Der Kanton verfügt 
per 01.01.2017 über 471 Millionen Franken an Eigenkapital, das für die Defizitbremse relevant ist. Unbe-
stritten sind das sehr nötige Reserven für magere Zeiten, insbesondere auch für die Umsetzung der 
Steuervorlage 17. Die Finanzkommission musste keine Planungsbeschlüsse beurteilen. Generell wurde 
festgestellt und begrüsst, dass der Regierungsrat im Legislaturplan die Parameter bereits festgesetzt hat, 
unter welchen Rahmenbedingungen Sanierungsmassnahmen ergriffen werden müssten. Die Finanz-
kommission bittet Sie, den Legislaturplan 2017-2021 zur Kenntnis zu nehmen. 

Markus Spielmann (FDP), Sprecher der Geschäftsprüfungskommission. Seit der Auflösung der Spezial-
kommission WoV im Jahre 2009 ist die Geschäftsprüfungskommission für die Qualitätssicherung im Be-
reich von WoV zuständig. Unter diesem Aspekt hat die Geschäftsprüfungskommission den Legislatur-
plan betrachtet. Sie kommt zu ganz ähnlichen Schlüssen wie die Finanzkommission, die wir soeben 
gehört haben. Im Licht von § 15 der WoV-Gesetzgebung ist geregelt, dass sowohl Ressourcen wie auch 
die Prioritätenordnung im Legislaturplan festzuhalten sind. Die Geschäftsprüfungskommission ist einhel-
lig der Meinung, dass der Regierungsrat diesen gesetzlichen Auftrag nicht so umgesetzt hat, wie er 
umgesetzt sein müsste. Es fehlt die Prioritätenordnung - oder sie ist nicht klar ersichtlich - und über 
weite Strecken fehlen auch die Ressourcenangaben, nämlich mit welchen Mitteln man ein Ziel erreichen 
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möchte. Die Geschäftsprüfungskommission ist der Meinung, dass der Mittelansatz entscheidend ist, 
wenn man ein Ziel definiert und die WoV-Gesetzgebung dies so vorsieht. Die Sprecherin der Finanz-
kommission hat ausgeführt, dass es müssig sei, das jetzt zu diskutieren. Die Haltung der Finanzkommis-
sion teilen wir nicht abschliessend. Das Gesetz ist gegeben, der Wortlaut ist klar und wir erwarten, dass 
es so umgesetzt wird. Aus unserer Sicht ist es müssig, über irgendwelche potentielle Gesetzesänderun-
gen zu diskutieren. Wir gehen vom jetzigen Gesetzeswortlaut aus. Nichtsdestotrotz kann der Kantonsrat 
nur Kenntnis vom Legislaturplan nehmen. Die Geschäftskommission stimmt dem Beschlussesentwurf des 
Regierungsrats einstimmig zu. 

Felix Wettstein (Grüne). Die Fraktion der Grünen kommt zum Schluss, dass der Regierungsrat auf die 
richtigen drei strategischen Ziele setzt, die er zusammengefasst unter den Leitstern «Nachhaltige Ent-
wicklung» stellt. Er möchte die natürlichen Lebensgrundlagen schützen, er möchte sich für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt einsetzen und er möchte die Standortattraktivität unseres Kantons stärken. 
Das Leitziel, das ich als letztes genannt habe, ist nach unserer Überzeugung eine Folge der beiden ande-
ren. Ich habe es in der Aufzählung an dritter Stelle genannt, man hätte es durchaus auch auf die dritte 
Stelle setzen können. Passend zu diesen drei strategischen Zielen gibt es 15 politische Schwerpunkte. 
Auch mit diesen sind wir im Grossen und Ganzen einverstanden. Allerdings erweckt das Dokument als 
Ganzes ein bisschen den Eindruck, dass man von den verschiedenen Amtsstellen dieses und jenes einge-
reicht und man dann alles aneinandergereiht hat. Wir hätten es geschätzt, wenn der Regierungsrat 
gewisse Themenfelder anders zusammengefasst hätte. Als Beispiel nenne ich die finanziellen Entflech-
tungen zwischen Kanton und Gemeinden, was in diesem Bericht grundsätzlich hoch gewichtet wird. Es 
ist auf der einen Seite im Kapitel B.1.3 erwähnt und dann kommt das Aufteilen der Finanzierung der 
Sozialwerke alleine im Kapital B.3.1 vor. Uns ist jedoch bewusst, dass solche redaktionellen Überarbei-
tungen nicht Gegenstand eines Planungsbeschlusses sein können. Vor allem hätten wir es begrüsst, 
wenn der Regierungsrat die insgesamt 51 Handlungsziele mit den Prioritäten 1, 2 und 3 hinterlegen 
würde. So ist es im WoV-Gesetz vorgesehen und die beiden Sprechenden für die Kommissionen haben 
bereits darüber berichtet. Es erscheint uns etwas fantasielos, einfach zu sagen, dass die Sanierung der 
Staatsfinanzen Priorität 1 sei und alles andere sei dann Priorität 2 . Zudem stehen Absichtserklärungen 
im Raum, die der Sanierung des Staatshaushalts diametral entgegenlaufen. Der Indikator beim Thema 
Steuerbelastung der juristischen Personen ist mehr als nur problematisch, wenn man aus Prinzip unter 
den Durchschnitt aller Kantonen kommen möchte. Was passiert, wenn sich das alle Kantone in ihre Le-
gislaturpläne hineinschreiben? Das trägt man dann auf dem Buckel der natürlichen Personen aus. Man 
macht Schulden oder baut die Leistungen ab oder es erfolgt eine Kombination davon. Dass man eine 
andere Steuerbelastung senken möchte, nämlich die der tiefsten Einkommensklassen, die in unserem 
Kanton schon viel zu früh in eine Steuerprogression hineingeraten, finden wir richtig. Allerdings betrifft 
das nicht einfach Familien, wie es auf Seite 23 geschrieben steht, sondern auch Einzelpersonen und Paa-
re mit den tiefsten Einkommen, so zum Beispiel Personen im Rentenalter. Beim Thema Raumentwick-
lung auf Seite 16 finden wir den Indikator «Zunahme der Bauzonenfläche (Dichte)» sehr unglücklich, 
allenfalls missverständlich gewählt. Zu unseren Planungsbeschlüssen werden meine Fraktionskollegin-
nen und -kollegen nachher in der Detailberatung noch etwas sagen. Zur generellen Würdigung habe ich 
abschliessend noch zwei erfreuliche Feststellungen: Das Kapitel zur Verkehrsinfrastruktur liefert ein 
klares Bekenntnis zu einer angebotsorientierten und nicht etwa nachfrageorientierten Verkehrspolitik. 
Bei der Förderung des Bildungspotentials nimmt die Nachholbildung für Erwachsene erfreulicherweise 
einen hohen Stellenwert ein. In diesem Sinn nehmen wir vom Legislaturplan Kenntnis. 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Ich darf auf der Tribüne eine Schulklasse der Kreisschule Thal unter der 
Leitung von Sarah Banz herzlich begrüssen. Und wie gesagt, mein Sohn überwacht mich jetzt - ich bin 
etwas nervös. Zudem darf ich bei uns Nationalrat Stefan Müller-Altermatt begrüssen. Wir haben heute 
den Thaler Tag - Sie wissen wohl warum. 

Peter Hodel (FDP). Vorweg kann ich sagen, dass wir die Beurteilung der Kommissionen über diesen Le-
gislaturplan und über die Vollzugskontrolle teilen. Wenn man in den alten Protokollen nachliest, vor 
allem in der letzten Behandlung vor vier Jahren, darf man doch sehr positiv feststellen, dass wir als Par-
lament gelernt haben, wie man mit Planungsbeschlüssen umgehen muss. Vor vier Jahren musste das 
Parlament über 35 Planungsbeschlüsse beschliessen. Wir haben es nun fertiggebracht, dass heute acht 
Planungsbeschlüsse - respektive deren sieben, weil ein Planungsbeschluss zurückgezogen wurde - zur 
Diskussion stehen. Grundsätzlich beurteilen wir die vom Regierungsrat gesetzten politischen Schwer-
punkte, die an erster Stelle die Standortförderung und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Kantons in 
den Vordergrund stellen, vollumfänglich. Wir teilen auch die Meinung, dass die Wiederherstellung vom 
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Haushaltsgleichgewicht nach wie vor höchste Priorität haben soll. Zum Eintreten kann ich vorwegneh-
men, dass wir die Planungsbeschlüsse 01, 02, 03 und 07 nicht unterstützen werden. Die Planungsbe-
schlüsse 04, 06 und 08 werden wir erheblich erklären. Im Grossen und Ganzen sind wir zufrieden, wie 
der Regierungsrat diesen Legislaturplan und die Vollzugskontrolle zur Kenntnis vorlegt. Ein grosses 
Anliegen unserer Fraktion ist es, dass die dringend notwendige Aufgaben- und Finanzierungsentflech-
tung zügig, wirklich zügig, an die Hand genommen wird. Es ist mehr als angezeigt, endlich eine detail-
lierte Klärung zu schaffen, wer wo verantwortlich ist und damit auch die Verantwortung für die Finan-
zierung zu tragen hat. Immer wieder, und so wird es auch am nächsten Mittwoch beim traktandierten 
Geschäft «Änderung Volksschulgesetz» sein, steht genau diese Frage im Mittelpunkt und im Vorder-
grund. Zu dieser Frage würde ich dann gerne unter dem Planungsbeschluss 08 detailliert Stellung neh-
men. Wir als Fraktion FDP.Die Liberalen nehmen geschlossen Kenntnis von der Legislaturplanung. 

Markus Ammann (SP). Ich habe Teile des Koalitionsvertrags der Bundesregierung in Deutschland für die 
kommenden vier Jahre gelesen. Das ist im Prinzip nichts Anderes als der Legislaturplan der deutschen 
Regierung. Er umfasst 175 dicht beschriebene A4-Seiten, 24 Kapitel, 68 Themen und auf rund 
8000 Zeilen wird en détail über den Aufbruch in Europa, über die Wirtschaft, über die soziale Gerech-
tigkeit, über lebenswerte Städte und sogar über die Arbeitsweise der Regierung mit den Fraktionen 
Auskunft gegeben. Nach meiner Erfahrung wird das nun effektiv umgesetzt, indem man Teile dieses 
Vertrags den Ministerien direkt als Auftrag weitergibt. Der Legislaturplan des Bundesrats umfasst etwa 
200 Seiten, aber nur A5-Seiten. Das ist Bundesblatt-Format und ist deutlich weniger. Als Beispiel umfasst 
der Legislaturplan der Gemeinde Rafz zehn Folien mit zwölf Leitsätzen. Man sieht so die Spanne von 
solchen Legislaturplänen. Im Kanton Solothurn haben wir etwa 30 Seiten, das ist ein durchschnittlicher 
Legislaturplan, in einer durchaus - und das finde ich positiv - lesenswerten Art und in einer sinnvollen 
Detaillierung. Das ist für uns zu handhaben - so viel zur Quantität. Inhaltlich stellt sich eine ganz andere 
Frage, nämlich was wir hier eigentlich zur Kenntnis nehmen sollen. Uns ist bewusst, dass der Legislatur-
plan das Planungsinstrument des Regierungsrats und nicht des Kantonsrats ist. Aktuell haben wir aber 
die unglückliche Situation, dass die Finanzentwicklung, die ja in der Regel doch mit einer strategischen 
Planung und strategischen Zielen verbunden ist, eine Black Box darstellt. Es ist allen bekannt, es geht 
um die Steuervorlage 17. Angesichts der drohenden Steuerausfälle, der geplanten Mehrausgaben und 
eventuell auch ein paar wenigen Mehreinnahmen können wir nur hoffen, dass der Regierungsrat seinen 
obersten und wichtigsten Leitsatz im Legislaturplan genügend ernst nimmt. Die erste und oberste Priori-
tät im Legislaturplan lautet: «dass gesunde Staatsfinanzen auch zukünftig oberste Priorität geniessen 
sollen.» Und unter B.1.1 steht: «Gleichgewicht des Finanzhaushaltes erhalten». Zuerst wird noch die 
unrühmliche Vergangenheit geschildert, nämlich mit den Massnahmenplänen und dem strukturellen 
Defizit. Im nächsten Satz steht dann aber noch einmal geschrieben: «Eine nachhaltige Finanzpolitik und 
die Sicherstellung der Finanzierbarkeit der Staatstätigkeit auf allen Ebenen ist weiterhin zentral.» Nach 
so viel prominenter Beteuerungen vertrauen wir darauf, dass der Regierungsrat alles daran setzt, die 
Rahmenbedingungen so festzulegen, dass er die Ziele und die Prioritäten, die er hier selber im Legisla-
turplan festlegt, auch erreichen kann. Ohne Zweifel enthält der Legislaturplan ein paar Prioritäten, die 
uns inhaltlich richtig erscheinen und zum Wohl der Solothurner Bevölkerung unbedingt umgesetzt wer-
den müssen. Als besonders wichtig erachten wir dabei die verschiedenen Handlungsziele im Bereich der 
sozialen Sicherheit. Ein paar davon kommen letztlich auch der Wirtschaft und der gesamten Gesellschaft 
zugute, weil sie die Allgemeinheit entlasten und der Wirtschaft auch einen zusätzlichen Ressourcenpool 
erschliessen. Dazu gehören zum Beispiel die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, also beispielsweise die 
Verbesserung bei den Betreuungsstrukturen. Dazu gehören weiterhin die Entlastungen der Familien mit 
Ergänzungsleistungen und Prämienverbilligungen sowie die bessere Integration der ausländischen 
Wohnbevölkerung. Wichtig finden wir auch die Förderung und die Verbesserung der ambulanten An-
gebote, sei es im Gesundheitsbereich, sei es im Bereich der Behinderungen oder sei es bei der Alters-
pflege. Davon erwarten wir bedeutende Kostensenkungen, aber letztendlich auch Effizienzgewinne bei 
gleichzeitig höherem Wohlbefinden für die Betroffenen. 
Andere begonnene Anstrengungen müsste man ebenfalls weiterführen. Wir denken da an den Bereich 
der Siedlungsentwicklung - Stichwort Verdichten nach innen und beim Kulturlandschutz. In diesem Be-
reich gibt es leider immer noch mehr schöne Worte als effektive Taten. Oder ich nenne die ökologischen 
Ausgleichsflächen, wo es jetzt darum geht - ein eigentliches Leuchtturmprojekt des Kantons Solothurn - 
dem sehr erfolgreichen Mehrjahresprogramm Natur und Landschaft ein Nachfolgeprogramm folgen zu 
lassen. Auch weitere Verbesserungen beim Modalsplit zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs inklusive 
dem zentralen Projekt Bahnhofplatz Olten sind für uns von Bedeutung. Nach der Abstimmung zur 
Energiestrategie ist es selbstverständlich, wenn man den nachhaltigen Umgang mit Energie weiterhin 
nach Kräften fördert. Last but not least warten wir mit Spannung auf die lang ersehnte Standortstrate-
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gie. Wir sind gespannt, welche Perspektiven wir bald in den Kommissionen oder im Kantonsrat diskutie-
ren werden. Wir sind uns bewusst, dass der strukturelle Wandel unaufhaltsam ist. Wir müssen aber, 
zusammen mit der Wirtschaft und den Sozialpartnern, diesen Wandel begleiten und gestalten. Dazu 
gehören selbstverständlich auch die entsprechenden Bildungs- oder Weiterbildungsangebote. So gehö-
ren zum Beispiel auch die Förderung des dualen Berufsbildungssystems oder der Informatikbildung, wie 
das erwähnt ist, dazu. In diesem Sinn hat sich der Regierungsrat ein volles Programm aufgeladen und er 
hat sich viel vorgenommen, bei dem er auch mit unserem Wohlwollen rechnen kann. Mit der Kenntnis-
nahme des Legislaturplans nehmen wir den Regierungsrat aber auch beim Wort. Wir und die Bevölke-
rung werden ihn in vier Jahren genau daran messen. 

Georg Nussbaumer (CVP). Auch unsere Fraktion hat vom Legislaturplan 2017-2021 Kenntnis genommen 
im Wissen, dass dieser Legislaturplan das oberste politische Planungs- und Steuerungsinstrument des 
Regierungsrats darstellt. Darin werden die Schwerpunkte des staatlichen Handelns für die nächsten vier 
Jahre definiert. Mit dem Instrument des Planungsbeschlusses kann der Kantonsrat Einfluss nehmen und 
den Regierungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln. Unsere 
Fraktion hat bewusst darauf verzichtet, im Rahmen des Legislaturplans Vorstösse einzureichen. Die 
Gründe dazu sind die folgenden: Erstens ist es so, dass die durch den Regierungsrat gesetzten Schwer-
punkte wie die Standortattraktivität und die Wettbewerbsfähigkeit, der nachhaltige Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen und das Achten und Nutzen der Individualität sowie die Wahrung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts von uns voll und ganz mitgetragen werden. Da sind wir mit dem 
Regierungsrat absolut einig. Wir teilen auch die Ansicht, dass gesunde Staatsfinanzen in der momenta-
nen Situation höchste Priorität haben müssen, dies vor allem im Hinblick auf die Steuervorlage 17, wie 
das hier im Rat schon einige Male erwähnt wurde. Wir akzeptieren es daher auch, dass der Regierungs-
rat in seiner Botschaft auf eine numerische Priorisierung der Ziele verzichtet. Nach unserer Meinung - 
und das ist der dritte Grund - sind der auf die Legislaturziele abgestimmte Integrierte Aufgaben- und 
Finanzplan (IAFP) und die daraus hervorgehenden Globalbudgets sowie der Voranschlag die wesentlich 
effizientere Art, um seitens des Parlaments auf die Regierungstätigkeit Einfluss nehmen zu können. 
Viertens sind wir weiterhin der Meinung, dass das parlamentarische Instrument des Auftrags, das in 
vielen Fällen das wesentlich einfachere und transparentere Instrument ist, um direkt auf die Arbeit des 
Regierungsrats Einfluss nehmen zu können. Es ist allerdings so, dass der vorliegende Legislaturplan - und 
das haben wir so schon gehört - durch die fehlende Priorisierung und auch durch das Fehlen des ver-
langten Aufzeigens der benötigten Ressourcen nicht mehr zu 100% der WoV-Gesetzgebung entspricht. 
Man kann das betrachten, wie man will, aber man müsste sich eventuell überlegen, wie man damit in 
Zukunft umgehen möchte. Wie erwähnt stimmen wir diesem Legislaturplan grundsätzlich zu und neh-
men ihn entsprechend zur Kenntnis, wie das die Gesetzgebung vorsieht - nicht mehr und nicht weniger. 

Richard Aschberger (SVP). Vor uns liegen über 30 Seiten Material und diverse Anträge. Ich möchte nur 
kurz etwas Grundsätzliches erwähnen, zu den jeweiligen Anträgen werden wir uns dann zu gegebener 
Zeit äussern. Schon in der Finanzkommission haben wir eine gefühlte Ewigkeit diskutiert, daher kann 
ich es hier etwas abkürzen. Für uns steht etwas ganz klar im Fokus und das ist der Punkt mit den Finan-
zen. Ohne gesunde Finanzen ist der Legislaturplan nämlich ein Papier mit angezogener Handbremse, 
sprich die Wirkung ist dann nur sehr fragwürdig und bekanntlich ist Papier geduldig. Das Gleiche gilt für 
die Schuldenthematik und bei den Steuern. Es ist uns aufgefallen, dass man den Fokus speziell auf Fami-
lien lenken will, aber wir sind der Ansicht, dass dies deutlich zu kurz greift. Wenn Steuern gesenkt wer-
den sollen, dann sollen auch alle davon profitieren können. Das kurbelt unsere Wirtschaft wieder an 
und wird auch einmal den Mittelstand entlasten, anstatt ihn ständig weiter zu belasten. Auch möchten 
wir uns hier für den Brief von Martin Greder bedanken. Gerade für mich als Neuling war er sehr interes-
sant zu lesen und hat zu einigem Stirnrunzeln geführt. Wenn man sich dann jedoch wieder vor Augen 
führt, dass man den Legislaturplan schlussendlich einfach zur Kenntnis nehmen kann, dann passt es 
wieder. Auch sind wir von der SVP-Fraktion bekanntlich nicht im Regierungsrat vertreten. Somit ist der 
Plan primär vom Regierungsrat auszuarbeiten und nicht von uns. Wir werden auf die Vorlage eintreten 
und den Legislaturplan zur Kenntnis nehmen. 

Roland Heim (Vorsteher des Finanzdepartements). Ich darf im Namen des Regierungsrats kurz etwas 
Allgemeines zum Legislaturplan sagen. Mit dem vorliegenden Legislaturplan informiert der Regierungs-
rat über die politischen Absichten, Ziele und Massnahmen für die nächsten Jahre bis 2021. Es sind jetzt 
noch drei Jahre, der Regierungsrat hat den Legislaturplan im Oktober des letzten Jahres verabschiedet. 
Man sieht, dass eine intensive Arbeit des Parlaments mit diesem Legislaturplan stattgefunden hat. Ich 
möchte im Namen des Regierungsrats für die intensive Auseinandersetzung mit unserem Arbeitspapier 
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herzlich danken. Im Legislaturplan werden die wichtigsten kurz- und mittelfristigen Ziele definiert. Er 
kann nicht jedes Geschäft und jede Aufgabe abbilden. Er wird auch nicht jedes Jahr ergänzt wie es bei-
spielsweise der IAFP möglich macht - dies im Sinn einer rollenden Planung. Dort sieht man jeweils die 
neusten Erkenntnisse und man kann sie dem Kantonsrat jedes Jahr vorlegen. Sie haben festgestellt - das 
wurde so auch schon ausgeführt - dass der Regierungsrat für die nächste Amtsperiode drei strategische 
Ziele formuliert hat: Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Solothurn stärken, 
natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig schützen und Individualität achten und nutzen und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt wahren. Diesen drei strategischen Zielen haben wir zusätzliche Handlungs-
ziele mitgegeben und sie so konkretisiert. Zudem haben wir Indikatoren und Standards angegeben, um 
die Zielerreichung messen zu können. Es wurde bereits festgestellt und gerügt - das nehmen wir so zur 
Kenntnis - dass der Regierungsrat im Gegensatz zu früher darauf verzichtet hat, explizit numerisch for-
mulierte Prioritäten zu definieren. Der Regierungsrat ist der Auffassung, dass alleine schon durch die 
Aufnahme in den Legislaturplan gewisse politische Schwerpunkte und Ziele priorisiert worden sind, 
indem die strategischen Ziele entsprechend formuliert worden sind. Der Regierungsrat will die Ziele 
ebenfalls nicht in Konkurrenz einander gegenüber stellen, sondern im Sinne eines gesamtheitlichen 
Handlungsansatzes weiterverfolgen und umsetzen. 
Das Geld und die Zeit werden hingegen zu einer gewissen Priorisierung führen. Der geplante Ressour-
ceneinsatz wird im IAFP konkretisiert. Er wurde am 4. April 2018 zusammen mit dem Geschäftsbericht 
2017 und den Eckwerten zur Umsetzung der Steuervorlage der Öffentlichkeit vorgestellt. Das uns bevor-
stehende Verbot der jetzt zulässigen Möglichkeit, gewisse ausländische Gesellschaften kantonal steuer-
lich zu privilegieren und die daraus resultierende Steuervorlage 17 werden die Finanzplanung und die 
Finanzlage entscheidend prägen. Das ist von vielen Sprechern ebenfalls erwähnt worden. Egal, welchen 
Gewinnsteuersatz wir vorschlagen - und den Sie letztlich hier drinnen in wahrscheinlich genau einem 
Jahr festlegen werden - die Steuereinnahmen der juristischen Personen werden erheblich tiefer ausfal-
len und der Handlungsspielraum für die neuen Vorhaben wird klein. Der vorliegende Legislaturplan - 
das wurde auch schon so erwähnt - ist das Planungsinstrument des Regierungsrats und wird dem Rat nur 
zur Kenntnis vorgelegt. Es ist schon ausgeführt worden, dass Sie diesen nicht abändern, nichts streichen 
oder ergänzen können. Hingegen können Sie in Form von Planungsbeschlüssen den Regierungsrat be-
auftragen, in eine bestimmte Richtung vorzugehen - dies vielleicht auch abweichend von der Absicht 
des Regierungsrats, welche hier im Legislaturplan festgehalten ist. Wir haben mit Interesse Kenntnis von 
den eingegangenen Planungsbeschlüssen genommen. Ausser dem Planungsbeschluss PB 04, bei dem wir 
einen neuen Wortlaut vorschlagen und dem Planungsbeschluss PB 06, dem wir zustimmen, aber gleich-
zeitig beantragen, ihn als erledigt abzuschreiben, beantragen wir, die übrigen Planungsbeschlüsse als 
nichterheblich zu erklären. Die Departementsvorsteher und -vorsteherinnen werden dann, wenn nötig, 
in der Behandlung der einzelnen Planungsbeschlüsse jeweils dazu Stellung nehmen. Ich danke Ihnen im 
Namen des Regierungsrats für Ihre positive Kenntnisnahme. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1. und 2. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 7] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 93 Stimmen 
Dagegen 0 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Wir kommen nun zur Behandlung der einzelnen Planungsbeschlüsse. 
Wie bereits erwähnt, können die jeweiligen Kommissionssprecher direkt von ihrem Platz aus sprechen. 
Wir haben die Anlage entsprechend programmiert. Ich bitte nun die Stimmenzähler und Stimmenzähle-
rinnen, die Wahlzettel einzuziehen. 
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SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

 
Planungsbeschluss 1 

 
B.1.4.2 (teilweise Streichung) Grossräumige Verkehrsplanung realisieren 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 28. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 19. Dezember 2017: 

 
1. Antragstext. Die Fraktion SP/junge SP beantragt folgenden Planungsbeschluss: 
B.1.4.2 (teilweise Streichung) Grossräumige Verkehrsplanung realisieren 
Die Verkehrslösung Klus ist aus dem Legislaturplan zu entfernen. 
2. Begründung. Das Auflageprojekt zur Verkehrslösung Klus stösst auf breiten Widerstand in ver-
schiedensten Kreisen (Umweltverbände, Anwohner, Unternehmen in der Klus). Die Kosten von mehr als 
65 Millionen Franken für eine Strasse in der Länge von 900 Metern sind gewaltig. Die Verkehrszahlen in 
der Klus gemäss Verkehrserhebungen des Kantons sind rückläufig. Gemäss diesen hat auf der Solo-
thurnerstrasse in der Klus zwischen 2010 und 2015 ein Rückgang der Verkehrszahlen um über 5% statt-
gefunden. Das vom Kanton prognostizierte jährliche Verkehrswachstum von 1.5% ist somit komplett 
aus der Luft gegriffen. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Die Verkehrserschliessung des Bezirkes Thal erfolgt hauptsächlich 
aus südlicher Richtung über die Kantonsstrasse Oensingen - Balsthal. Werktags passieren rund 22'000 
Fahrzeuge die Klus. Die Durchfahrt Klus gehört damit im kantonalen Vergleich zu den am stärksten 
belasteten Strassen. Zum Vergleich: Die Verkehrsbelastung auf der Westtangente in Solothurn beträgt 
rund 25'000 Fahrzeuge pro Tag. Zu den Hauptverkehrszeiten kommt es für den Individualverkehr in der 
Klus regelmässig zu Behinderungen. Ebenfalls wird der Busverkehr durch die Staus beeinträchtigt. Be-
troffen von den Verkehrsbehinderungen ist dabei, aufgrund des hohen Anteils des regionalen Verkehrs, 
primär die Bevölkerung aus dem Bezirk Thal. Der Bezirk Thal ist gemäss dem kantonalen Richtplan dem 
ländlichen Raum zugeordnet. Der Richtplan postuliert, dass der ländliche Raum als attraktiver Lebens- 
und Wirtschaftsraum weiterentwickelt werden soll. Dazu unabdingbar ist, dass die Mobilitätsbedürfnis-
se der Thaler Bevölkerung auch in Zukunft erfüllt werden können. Im Rahmen der Erarbeitung der Mo-
bilitätsstrategie Thal wurde untersucht, mit welchen Massnahmen die Verkehrserschliessung des Thals 
sichergestellt werden kann. Es zeigte sich, dass dies am wirksamsten mit einer neuen Strasse durch die 
Klus gelöst wird. Taktverdichtungen im Angebot des öffentlichen Verkehrs, Park & Ride - Angebote, 
Schnellbusse etc. reichen dazu nicht aus. Unabhängig davon, ob der in der Begründung des Antrages 
erwähnte Vergleich der Verkehrserhebungen in den Jahren 2010 und 2015 eine Zu- oder Abnahme der 
Verkehrsbelastung aufweist, ist langfristig von einem weiteren Wachstum der Mobilitätsbedürfnisse der 
Thaler Bevölkerung auszugehen (oder im Bezirk Thal eine signifikante Abnahme der Bevölkerung hin-
zunehmen). Das Auflageprojekt ist das Resultat einer umfassenden Variantenstudie. Aus einer Vielzahl 
geprüfter Varianten wurde weder die günstigste noch die am einfachsten zu realisierende Lösung aus-
gewählt, sondern diejenige, welche für Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt die optimale Lösung dar-
stellt. Dazu ist ein langjähriges Planungsverfahren durchgeführt worden. Das Auflageprojekt ist - wie 
auch die Resultate der Mitwirkungsverfahren zeigen - breit abgestützt und geniesst eine hohe Akzep-
tanz. 
Die Regierung steht somit hinter dem Vorhaben. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 1. Februar 2018 zum 

Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Wir kommen zum Planungsbeschluss PB 01. Das ist eine Eingabe der 
Fraktion SP/Junge SP. Es geht um die Realisierung der grossräumigen Verkehrsplanung. 
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Georg Nussbaumer (CVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Die Fraktion 
SP/Junge SP beantragt mit dem Planungsbeschluss die teilweise Streichung im Bereich «Grossräumige 
Verkehrsplanung realisieren». Die Verkehrslösung Klus ist aus dem Legislaturplan zu entfernen. Die 
Begründung lautet, dass nach ihrer Ansicht das Auflageprojekt zur Verkehrslösung Klus in verschiede-
nen Kreisen auf breiten Widerstand in der Bevölkerung stossen würde, so bei den Umweltverbänden, 
den Anwohnern und den Unternehmern in der Klus. Die Kosten von mehr als 65 Millionen Franken für 
eine Strasse von 900 Metern Länge seien gewaltig. Gemäss einer Verkehrserhebung des Kantons seien 
die Verkehrszahlen in der Klus rückläufig. Nach ihren Aussagen ist zwischen 2010 bis 2015 ein Rückgang 
von über 5% zu verzeichnen. Das vom Kanton prognostizierte jährliche Verkehrswachstum von 1,5% sei 
somit völlig aus der Luft gegriffen. Im Gegensatz dazu hält der Regierungsrat fest, dass die Erschliessung 
Klus ein Geschäft mit sehr langer Geschichte ist. Das vorliegende Projekt ist aus Sicht des Regierungsrats 
ein Projekt, das sich auf umfangreiche Variantenstudien und auch auf die Mobilitätsstudie Thal abstützt. 
Darin wird aufgezeigt, dass die Erschliessung des Thals auf eine Umfahrung angewiesen ist. Weder Park 
& Ride noch Taktverdichtungen oder auch die Einführung von Schnellbussen können das Problem lösen. 
Der Regierungsrat weist darauf hin, dass täglich rund 22'000 Fahrzeuge die Klus passieren. Zum Ver-
gleich bewegen sich auf der Umfahrung Solothurn täglich rund 25'000 Fahrzeuge. Die Diskussion in der 
Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat sich zuerst um die Frage gedreht, ob die Angaben zur 
Anzahl der Fahrzeuge den Tatsachen entsprechen, zumal sich offenbar auch die Zahlen des Kantons 
widersprechen. Gemäss den Ausführungen des Amtschefs rühren diese Differenzen von geänderten 
Hochrechnungsnormen her. Die Zählungen, die während 14 Stunden von Schülern durchgeführt wer-
den, werden auf 24 Stunden hochgerechnet. Offenbar hat man da den gebräuchlichen Faktor geändert, 
was zu widersprüchlichen Zahlen geführt hat. Allerdings kann man in der Zwischenzeit auf ein fest in-
stalliertes Zählsystem zurückgreifen. Dadurch fallen die Unsicherheiten von hochgerechneten Zahlen 
weg. Die Zahlen, über die man jetzt verfügt, bestätigen gemäss Aussagen des Regierungsrats die Zu-
nahme des Verkehrs in der Klus. Weiter ist es in der Diskussion um die Frage gegangen, ob das Instru-
ment des Planungsbeschlusses in diesem Stadium des Prozesses das richtige Instrument ist, um ein Vor-
haben wie die Umfahrung Klus zu bekämpfen. Eine Minderheit der Kommission war der Meinung, dass 
dies durchaus legitim sei, weil die Erschliessungsprojekte inklusive der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) vorliegen würden. Aus ihrer Sicht sprechen die Fakten dafür, dass man das Projekt jetzt stoppt. 
Mit der Eingabe des Planungsbeschlusses ist dies zum jetzigen Zeitpunkt möglich. Eine Mehrheit hat 
jedoch die Meinung vertreten, dass dies bestimmt nicht das richtige Instrument sei, zumal wir im Kan-
tonsrat die Vorlage in jedem Fall noch diskutieren werden. Ein vorzeitiges Abschiessen der Vorlage mit-
tels Planungsbeschluss sei nicht nachvollziehbar und würde von der Bevölkerung nicht verstanden wer-
den. Nach weiteren intensiven und eher technischen Diskussionen über das Projekt selber ist der Antrag 
von der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission mit sieben zu fünf Stimmen bei einer Enthaltung 
nichterheblich erklärt worden. 

Edgar Kupper (CVP). Liebe Schüler und Schülerinnen der Oberstufe Kreisschule Thal - Sie sind ein Teil 
unserer Zukunft im Thal, die wir mit attraktiven Verkehrslösungen, im öffentlichen Verkehr und im 
Individualverkehr, im Thal behalten möchten. Mit dem vorliegenden Planungsbeschluss das weit voran-
getriebene, wichtige und dringliche Projekt «Verkehrsanbindung Thal» aus dem Legislaturplan zu strei-
chen, ist nicht zielführend und auch aus verfahrenspolitischen Gründen mehr als fragwürdig. Aus Sicht 
unserer Fraktion handelt es sich hier um ein Instrument zur völlig falschen Zeit. Die Planung ist bereits 
weit vorangekommen und hat schon einiges gekostet. Zudem hat das zu einem ausgewogenen Projekt 
geführt. Um heute über die Details dieser Verkehrsanbindung Thal debattieren zu können, fehlt der 
Mehrheit bei uns im Kantonsrat die Grundlage. Botschaft und Entwurf liegt nicht vor, die Kommissionen 
konnten das Projekt nicht behandeln. Sehr zeitnah, der Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-
kommission hat es bereits so ausgeführt, wahrscheinlich noch in diesem Jahr, kommt die Kreditvorlage 
offiziell in unseren Rat. Das ist der richtige Zeitpunkt für Diskussionen und Argumente. Aus diesem 
Grund gehe ich heute als Fraktionssprecher nicht auf die Details ein. Wir haben sie in unserer Fraktion 
auch nicht ausführlich besprochen. Grundsätzlich ist aber ein klar positiver Grundtenor für die Verkehrs-
anbindung Thal in unserer Fraktion vorhanden. Den vorliegenden Planungsbeschluss, der das dringliche 
Geschäft «Verkehrsanbindung Klus» aus dem Legislaturplan 2017-2021 herauskippen möchte, lehnen 
wir einstimmig ab. Sollte hier im Rat trotz fehlender Detailunterlagen und politischer Würdigung durch 
die Kommission über Details gesprochen werden, werden wir uns auch die Freiheit nehmen, punktuell 
auf diese Voten Stellung zu nehmen. 

Heiner Studer (FDP). Die Fraktion FDP.Die Liberalen wird diesen von der Fraktion SP/Junge SP einge-
reichten Planungsbeschluss einstimmig ablehnen. Seit Jahrzehnten spricht man über die Verkehrspla-
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nung in der Klus. Viele Varianten sind geprüft worden und werden sicher noch geprüft. Immer wieder 
ist über eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in diesem Bereich berichtet worden und der Thaler 
Bevölkerung, dem Gewerbe usw. ist immer wieder Hoffnung gemacht worden. Wir finden, dass es jetzt 
der komplett falsche Zeitpunkt ist, das Projekt nicht mehr weiter zu verfolgen und auf die lange Bank 
zu schieben - dies gestützt auf eine Meinung oder eine Annahme, dass das Verkehrsaufkommen rück-
läufig sein soll. Eventuell könnte dies sogar der Fall sein, aber nicht, weil weniger Autos auf dieser Stras-
se fahren und weil der Verkehr abnehmen wird, sondern weil die Gewerbe aus dem Thal wegziehen 
und auch die Einwohner wegen diesem Nadelöhr in der Klus umziehen werden. Genau das ist nicht in 
unserem Interesse und nicht unser Ziel. Der Kantonsrat, wie Edgar Kupper ausgeführt hat, wird sicher 
bald über dieses Projekt diskutieren. Damit dies in absehbarer Zeit möglich ist, soll die Verkehrslösung 
Klus im Legislaturplan bleiben. 

Barbara Wyss Flück (Grüne). Mit Planungsbeschlüssen wird dem Kantonsrat die Möglichkeit gewährt, 
auf Absichten und Priorisierungen des Regierungsrats zu reagieren. Die Grüne Fraktion findet es daher 
stossend, dass man sich entschuldigen muss, wenn man die Euphorie eines solch überrissenen Ver-
kehrsprojekts nicht teilen kann. Die sehr lange Vorgeschichte ist kein Grund, ein nicht ausgereiftes Pro-
jekt zu pushen. Wir haben, wie Sie wohl alle auch, verschiedene Post aus dem Thal erhalten. Doch gera-
de das Schreiben von Nationalrat Stefan Müller-Altermatt, der von der Pendlerstrecke zum Intercity-Halt 
in Oensingen schreibt, spricht gegen das Projekt. Die Anbindung an die Intercity-Strecke gehört ins Thal 
und nicht nach Oensingen. Park and Ride gehört ab Thalbrücke und da müsste investiert werden. Eine 
gute Anlage und eine Verbesserung der Bahninfrastruktur würden garantiert weniger kosten. Es kann 
nicht sein, dass man 65 Millionen Franken in eine Fehlplanung investiert. Es braucht Massnahmen. Allei-
ne mit einem Ausbau kann man die Verkehrsprobleme jedoch nicht lösen. Das hat uns die Vergangen-
heit gelehrt. Die Grüne Fraktion unterstützt daher einstimmig den Planungsbeschluss der Fraktion 
SP/Junge SP, die die Verkehrslösung Klus, wie sie jetzt vorliegt, aus dem Legislaturplan streichen will. 

Fabian Müller (SP). Wieso kommt jetzt dieser Planungsbeschluss? Das Projekt zur Umfahrung Klus liegt 
auf dem Tisch. Es ist im letzten Herbst öffentlich aufgelegt worden und es ist bekannt, was gebaut wer-
den soll. Auch die Kosten und der Kostenverteiler sind bekannt und vorhanden. Das Projekt entspricht 
ganz und gar nicht einem nachhaltigen, ressourcenschonenden und kosteneffizienten Umgang mit 
unseren finanziellen Mitteln. Aus unserer Sicht ist es jetzt höchste Zeit, das Projekt abzubrechen. Der 
Kanton befindet sich schon mitten in der Planung des Bauprojekts. Wenn man jetzt noch einmal zwei 
Jahre wartet, bis das Volk das Projekt beerdigt, hat man weitere, unnötige Planungskosten in den Sand 
gesetzt. Eine falsche Analyse führt bekanntlich zu falschen Massnahmen. Der Kanton rechnet in seinen 
Berechnungen aus dem Jahr 2012 zum zukünftigen Verkehrswachstum in der Klus in den verkehrsrei-
chen Zeiten am Abend bis im Jahr 2032 mit einem Wachstum von 12% bis 20%. Der automatische Ver-
kehrszähler, der seit 2012 in der Klus in Betrieb ist, zeigt, dass man in den vergangenen fünf Jahren 
keine Zunahme des Verkehrs gehabt hat. Diese Zahlen konnten wir beim Amt einsehen. Wenn man jetzt 
auch noch die Verkehrszählung vom Jahr 2005 hinzunimmt, so stellt man so weit zurück fest, dass man 
sogar in den letzten 18 Jahren keine Zunahme des Verkehrs durch die Klus verzeichnen kann. Regie-
rungsrat Roland Fürst hat an der Informationsveranstaltung zur Umfahrung Klus in Balsthal gesagt, dass 
70% des Verkehrs durch die Klus zu den verkehrsreichen Zeiten am Abend Pendlerverkehr ist. Es ist also 
unser hausgemachter Thaler Verkehr. Gemäss dem kantonalen Bevölkerungsszenario geht man beim 
Kanton im Thal bei einem mittleren Szenario von einem Wachstum bis 2040 von total 1% aus. Wie soll 
denn dieser Pendlerverkehr wachsen, wenn die Bevölkerung gemäss dem Kanton stabil bleibt? Uns ist 
das schleierhaft und bis jetzt konnte uns dies auch vom Kanton niemand erklären. Fazit ist, dass wir in 
der Klus in den vergangenen 18 Jahren keine Verkehrszunahme gehabt haben und es ist unwahrschein-
lich, dass sich das in den nächsten Jahren ändern wird. Was heisst das jetzt für das Projekt «Umfahrung 
Klus»? Gibt es keine sinnvolleren und wirtschaftlicheren Massnahmen, um den Verkehr in der Klus, vor 
allem zu den Spitzenzeiten, zu verflüssigen und somit die Situation zu verbessern als ein Mammutpro-
jekt mit einem Kostenrahmen von mehr als 65 Millionen Franken? 
Doch, diese Massnahmen gibt es. Im Jahr 2012 hat der Kanton die Mobilitätsstrategie Thal erarbeitet. 
Wir haben es vorher schon kurz von Georg Nussbaumer gehört. Verschiedenste Massnahmen zur Opti-
mierung und Steuerung der Verkehrsströme, hauptsächlich während der Hauptverkehrszeiten, sind dort 
empfohlen worden. Umgesetzt wurde von diesen Massnahmen aufgrund der Plafonierung bei den ÖV-
Kosten in den letzten Jahren kaum etwas. Das Papier ist leider in die Schubladen gewandert. Sechs Jahre 
lang hätte man Zeit gehabt, um die wesentlich kostengünstigeren Massnahmen umzusetzen und zu 
evaluieren. Es kann einfach nicht sein, dass das teure Projekt «Umfahrung Klus» durchgedrückt wird, 
ohne dass man überall abgeklärt hat, welche Entlastungen man durch einen optimierten öffentlichen 
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Verkehr und durch ein verbessertes Park and Ride-Angebot hätte erreichen können, vor allem gerade 
auch, weil der Verkehr in dieser Zeit nicht gewachsen ist und auch zukünftig nicht wachsen wird. Zu-
sätzlich gibt es auch noch eine weitere Optimierungsmöglichkeit in der Klus zur Verbesserung der Situa-
tion in der verkehrsreichen Zeit. Dafür wäre die Gemeinde Balsthal zuständig. Es geht dabei um eine 
Zubringerstrasse, bei der Autos immer wieder zu zusätzlichen Stockungen auf der Solothurnerstrasse 
führen. Die Situation könnte man mit wenig Aufwand beheben, was zu einem zusätzlichen besseren 
Verkehrsfluss führen würde. Für die Fraktion SP/Junge SP ist es unverständlich, dass nicht zuerst diese 
Massnahmen umgesetzt und evaluiert werden, bevor man mit der Planung der Umfahrung Klus fort-
fährt. Das Projekt mit einem riesigen Viadukt und einem 232 Meter langen Tunnel soll 65 Millionen 
Franken kosten. Das sind 75'000 Franken pro Meter dieser Strasse. Der Regierungsrat behauptet, dass 
man diese Strasse problemlos ohne Erhöhung der Motorfahrzeugsteuern finanzieren kann. In diesem 
Sinn wäre wohl die spannende Frage, um wie viel man die Motorfahrzeugsteuern senken könnte, wenn 
man auf die Umfahrung Klus verzichten würde und somit die Solothurner und Solothurnerinnen finan-
ziell entlasten könnte. Von den Befürwortern dieser Umfahrungsstrasse wird immer wieder gesagt, dass 
das Thal diese Strasse brauche und dass kein breiter Widerstand vorhanden sei. Der Kern des Wider-
stands gegen diese Fehlplanung kommt aus dem Innersten des Thals. Unter anderem konnten Sie ges-
tern in der Zeitung lesen, dass die SP Balsthal und die SP Thal-Gäu die Kantonalpartei beauftragen wol-
len, das Referendum zu ergreifen. Kommen Sie doch einmal in das Quartier, das neu von dieser 
Umfahrungsstrasse betroffen sein wird. 150 Personen in diesem Quartier werden neu mit mehr Ver-
kehrslärm und Abgasen belastet. Kommen Sie nach Balsthal und sprechen Sie mit den Leuten, ob sie 
bereit sind, die 11 Millionen Franken, die die Gemeinde Balsthal an das Projekt berappen müsste, mit 
einer saftigen Steuererhöhung zu bezahlen. Der Widerstand ist schon bei uns im Thal gross. Es ist vo-
rauszusehen, wie gross das Vergnügen im Dorneck-Thierstein, in Grenchen oder in Gösgen sein wird, für 
eine Umfahrung zu bezahlen, die nicht einmal ein grösserer Teil der betroffenen Bevölkerung will. Die 
Fraktion SP/Junge SP ist klar der Meinung, dass man diese Situation in der Klus bei Balsthal zu den Spit-
zenzeiten am Abend mit wesentlich günstigeren und wirtschaftlicheren Massnahmen entschärfen kann 
als mit dem Projekt Umfahrung Klus. Wir erwarten, dass zuerst die Massnahmen aus der Mobilitätsstra-
tegie 2012 umgesetzt werden und dass auch die Gemeinde Balsthal ihre Hausaufgaben macht. Eine 
Umfahrung Klus braucht es nicht. In diesem Sinn unterstützen wir diesen Planungsbeschluss. 

Hugo Schumacher (SVP). Der Legislaturplan 2017-2021 hat unter dem Kapitel B.1.4 zum Inhalt: «Bedarfs- 
und zukunftsgerichtete Verkehrsinfrastruktur erhalten bzw. aufbauen». Es wird dort geschrieben, dass 
eine intelligente Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur angestrebt wird. Es gibt dann einen Indi-
kator «Verkehrslösung Klus», wo ein Beginn 2021 festgeschrieben ist. Eine Fertigstellung ist nicht er-
wähnt. Für die SVP-Fraktion ist klar, dass wir das Ziel, das in der Legislaturplanung erwähnt ist, nämlich 
eine Lösung des Verkehrsproblems in der Klus zu finden, unterstützen. Entsprechend werden wir den 
Antrag des Regierungsrats auf Nichterheblicherklärung zu diesem Planungsbeschluss unterstützen. Nicht 
weniger, aber auch nicht mehr. Für uns ist klar, dass der Verkehr in der Klus krankt. Das ist offensichtlich 
und man sieht es, wenn man dort ist. Für die SVP-Fraktion stellen sich jedoch Fragen bezüglich der Me-
dizin für diese Krankheit. Wir fragen uns zum Beispiel, ob die vorgeschlagene Lösung oder eben Medi-
zin wirklich die intelligente Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur ist. Ist sie das in zehn Jahren 
auch noch, wenn vielleicht fertig gebaut ist? Wir fragen uns, ob es nicht eher der Weg des geringsten 
Widerstands ist, der halt auch zu entsprechenden Kosten führt. Wir sind gespannt, wie der Souverän auf 
diese Kosten reagiert, wenn es zur Abstimmung kommt. Wir fragen uns auch, ob sich die Erfahrungen, 
die man in anderen Gebieten mit solchen Verkehrsprojekten gemacht hat - sei es in Olten oder in Solo-
thurn - auf das Votum auswirken würden. Zu Olten habe ich nichts zu sagen, aber in Solothurn habe ich 
zumindest das Gefühl - das ist vielleicht persönlich - dass es eher eine Umstauung statt eine Umfahrung 
ist, die man in Solothurn errichtet hat. Wir fragen uns auch, wann der richtige Zeitpunkt gekommen ist, 
ein solches Projekt hinterfragen zu dürfen. Es wurde vom Regierungsrat erwähnt, dass dieser Zeitpunkt 
sicher nicht jetzt ist. Wir gehen davon aus, dass es dann spätestens bei der Volksabstimmung gemacht 
werden darf. Es kann ja nicht sein, dass man ein solches Projekt nie hinterfragen darf, denn der Werde-
gang mit der Planungsgeschichte ist natürlich auch vom Kanton geprägt. Er genehmigt die Sachen und 
behandelt die Einsprachen. Irgendwann muss doch der Zeitpunkt kommen, bei dem man den Souverän 
darüber entscheiden lassen darf. Es stellt sich auch eine Frage, ob die Klus, mit den senkrechten Stein-
gärten, die es dort gibt, tatsächlich das Wohngebiet ist, das es gilt, vom Verkehr zu befreien. Wir fragen 
uns, ob die Lebensqualität in der Klus so viel kostet. Wir fragen uns auch, ob das, was hier angedacht ist, 
einen sorgsamen Umgang mit den Finanzen darstellt. Und wir fragen uns auch, ob die Gleichberechti-
gung der Verkehrsmittel gegeben ist. Langer Rede, kurzer Sinn: Die SVP-Fraktion ist mit der Diagnose 
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einverstanden, der Verkehr krankt in der Klus und das muss gelöst werden. Bei der Medizin stellen sich 
uns einige Fragen. 

Enzo Cessotto (FDP). Seit Jahrzehnten ist die Blechlawine in der Klus ein Ärgernis. Fast ebenso lange 
wird darüber diskutiert, wie diesem Stau zu Leibe gerückt werden kann. Verschiedenste Projekte sind 
schon ausgearbeitet und angedacht worden. Alle sind bereits auf halbem Weg gescheitert und ebenso 
steckengeblieben, wie die rund 21'000 Fahrzeuge, die täglich versuchen, sich einen Weg durch die Klus 
zu bahnen. Mit dem Projekt «Verkehrsanbindung Thal» will der Kanton diesen Engpass in der Klus end-
lich liquidieren. Der Bezirk Thal, die Einwohnergemeinde Balsthal und das Städtchen Klus leiden seit 
Jahren unter dieser unbefriedigenden Verkehrssituation. Auto und Radfahrer, Fussgänger, Postautobe-
nützer, Liegenschaftsbesitzer und Anwohner sind von dieser täglichen Stausituation in der Klus betrof-
fen. Das führt zu einem Standortnachteil für die ganze Region und beeinträchtigt die Attraktivität des 
historischen Städtchens Klus massgebend. Umso mehr setzt man jetzt die Hoffnung auf das Projekt 
«Verkehrsanbindung Thal». Wie gesagt, bereits 2012 hat eine Studie gezeigt, dass trotz der Mobilitäts-
strategie das Verkehrsproblem in der Region Thal nur mit einer Umfahrung des Städtchen Klus wirksam 
gelöst werden kann. Mit diesem Projekt will man auch die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der 
Klus, der Gemeinde Balsthal und insbesondere der ganzen Region Thal massgebend verbessern. Man 
will dazu beitragen, dass diesem vielerorts als Randregion erkannten Bezirk Thal im Zentrum unseres 
Kantons Anschluss an die Wachstumspole am Jurasüdfuss gewährt wird. Das Resultat der jahrelangen 
Planung ist ein Projekt, das mit dem Herzstück eines 300 Meter langen Viadukts über die Bahnlinie und 
über die Dünnern sowie einem 220 Meter langen Tunnel durch den Berg einen hohen Anforderungs- 
und Einpassungspunkt in die Landschaft setzt und dieser gerecht wird. Das historische Städtchen Klus 
wird mit diesem Projekt vom Transitverkehr entlastet und profitiert von einer positiven Entwicklung. 
Durch die besseren Rahmenbedingungen und dem gewollten örtlichen zielgerichteten Restverkehr pro-
fitiert auch das örtliche Gastgewerbe, die vielen Detaillisten wie auch die Fussgänger und die Radfahrer. 
Alle profitieren von sicheren und attraktiven Verkehrswegen. Zusätzlich wird der Busbahnhof Thalbrü-
cke aufgewertet und die Betriebsverhältnisse für den öffentlichen Verkehr werden massiv verbessert. 
Jetzt gilt es, das Projekt mit Kosten von rund 65 Millionen Franken vereint zu unterstützen. Unter der 
Berücksichtigung der regionalen Bedeutung dieses Projekts «Verkehrsanbindung Thal» wird das Bau-
vorhaben hauptsächlich aus der zweckgebundenen kantonalen Strassenrechnung finanziert. Der Kos-
tenanteil von ca. 7 Millionen Franken für die Einwohnergemeinde Balsthal, mit möglichen weiteren 
Beiträgen der Thaler Gemeinden, wird ohne eine Steuererhöhung möglich sein. Als Standortgemeinde 
haben wir über die Planungsjahre seit 2002 mit all diesen verschiedensten Projekten schon bereits 
2,5 Millionen Franken aus der Steuerrechnung Balsthal bezahlt. All diese Kosten für die flankierenden 
Massnahmen von ca. 3 Millionen Franken - es sind gesamthaft nicht 11 Millionen Franken, wie immer 
gesagt wird, ich kann das gewissenhaft sagen, denn ich bin Chef Infrastruktur Balsthal - sind in den 
Folgejahren nach der Vollendung der Verkehrsanbindung für unsere Gemeinde Balsthal finanzierbar 
und machbar. Endlich können so die dringend nötigen Sanierungen bei den Werken wie Wasser und 
Abwasser ausgeführt werden, was jetzt bei diesem Verkehrsaufkommen ein Ding der Unmöglichkeit ist. 
Auch der Sicherheitsfaktor ist hoch zu gewichten, bedenkt man, was nur schon bei einem Ereignis wie 
einem Brandfall oder einem Wasserleitungsbruch passieren könnte. Schon mit dem kleinsten Ereignis 
wird das Nadelöhr-Städtchen Klus zur Sackgasse. Ein Ja für diese «Verkehrsanbindung Thal» heisst ein Ja 
für eine bessere und sichere Erreichbarkeit, ein Ja für eine Region, die sich wieder entwickeln kann und 
der Jugend für die Zukunft mögliche Perspektiven aufzeigt. 

Nicole Hirt (glp). Die Verkehrsanbindung Thal ist offensichtlich eine «never-ending-story». Ich habe ei-
gentlich auch die Meinung vertreten, dass jetzt der falsche Zeitpunkt ist, um dieses Projekt zu kippen. 
Ich spreche jetzt als Pro Natura-Präsidentin und möchte festhalten, dass wir das Projekt begleitet haben. 
Unsere Vorschläge haben dazu beigetragen, das Projekt im Sinn des Naturschutzes zu verbessern. Sollte 
dieses Projekt jemals zur Auflage kommen, wird Pro Natura sicher keine Einsprache machen. Wir stehen 
aber diesem Projekt immer noch sehr, sehr kritisch gegenüber. Die Klus wird immer als Ärgernis be-
zeichnet, aber die Situation auf der A1 im Gäu ist ein noch viel grösseres Ärgernis und betrifft bestimmt 
noch viel mehr Personen als die Einwohner im Thal. Sie werden jetzt sagen: «Nun gut, aber was hat jetzt 
der Ausbau der A1 mit dem Kanton zu tun? Das ist eine Bundesaufgabe und das Bundesamt für Strassen 
(ASTRA) ist dafür zuständig.» Das ist richtig. Bei einem Anlass der CVP in Oensingen hat Frau Bundesrä-
tin Doris Leuthard auf unseren Vorschlag, im Gäu eine Eindeckung zu machen respektive einen Tunnel 
zu erstellen, der allen Beteiligten gedient hätte, die Antwort gegeben, dass es gut und recht sei, wenn 
wir dort einen Tunnel oder eine Eindeckung haben möchten, aber dann sollen wir ihn doch bitte selber 
bezahlen. Ich habe vorhin schon erwähnt, dass es nicht der richtige Zeitpunkt ist, um diese Einwände zu 
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machen. Wenn die Kreditvorlage kommt, werde ich diese Argumente bestimmt wieder einbringen. Ich 
habe in der Kommission dafür gestimmt, den Antrag der Fraktion SP/Junge SP abzulehnen. Nach den 
Aussagen, die ich in den letzten Tagen gehört habe, muss ich meine Meinung ändern und ich werde 
dem Antrag der Fraktion SP/Junge SP folgen. 

Edgar Kupper (CVP). Ich möchte mich zu zwei, drei Voten äussern. Etwas erstaunt bin ich, dass die Spre-
cher der SP/Junge SP-Fraktion und der Grünen Fraktion nicht erkennen, dass die Lösung, die «Verkehrs-
anbindung Thal», den öffentlichen Verkehr viel attraktiver macht als er jetzt ist und er ohne diese Ver-
kehrslösung gemacht werden kann. Barbara Wyss Flück spricht an, dass die Anbindung an den schnellen 
öffentlichen Verkehr von der Thalbrücke her stattfinden soll. Genau dort können wir Platzverhältnisse 
schaffen, die zu einer viel besseren Anbindung an den öffentlichen Verkehr führen. Erkennen muss man 
bei diesem Projekt, dass es sich nicht um ein Projekt für den Individualverkehr handelt. Es ist ein Projekt 
für die klare Verbesserung des öffentlichen Verkehrs und des Langsamverkehrs. Im Weiteren noch etwas 
zu den Zahlenberechnungen: Ich war an dieser Sitzung nicht anwesend, aber die Zahlen zeigen, dass 
zwischen 2010 und 2015 eine leichte Steigerung erfolgt, wenn man mit den absoluten Zahlen rechnet. 
Aber man muss gar nicht viel zählen, denn zu den Hauptverkehrszeiten ist alles verstopft. Das macht es 
für Unternehmer und für unsere Jugend unattraktiv. Ich kann dazu drei Beispiele aufzeigen: Ein Unter-
nehmer ist wegen Gebäulichkeiten im Thal an mich gelangt. Wir hätten etwas für ihn gehabt und es 
hätte alles bestens gepasst. Leider hat er gesagt, dass er befürchten muss, dass er zu lange im Stau ste-
hen würde. Das zweite ist ein Beispiel aus unserer Fraktion. Bis anhin haben wir die Fraktionssitzungen 
über lange Jahre in Mümliswil abgehalten. Seit längerem wird darüber diskutiert, denn es ist auch ge-
genüber den Schwarzbuben ein Zeichen gewesen, dass wir in der Nähe des Passwangs tagen. Jetzt ta-
gen wir mehrheitlich in Oensingen, damit man nicht in den Stau gerät. Und das dritte Beispiel: Seitdem 
meine Tochter die Lehre im Kantonsspital in Olten angetreten hat - sie muss jeweils um 7 Uhr früh ihre 
Arbeit dort beginnen - müssen wir um 5.40 Uhr abfahren, damit sie um 7 Uhr dort ist. Das ist unattrak-
tiv. Im Weiteren ist es vor allem unattraktiv, dass leider auch die Postautos, der öffentliche Verkehr, in 
diesem Stau stehen. So ist nicht einmal mehr der öffentliche Verkehr attraktiv, um aus dem Thal zu ge-
langen. Es gibt noch Tausende solcher Beispiele. Wenn Fabian Müller die Stimmung der Thaler noch 
etwas erörtern möchte, so schlage ich vor, in der Klus ein Plakat mit der Angabe seiner Telefonnummer 
aufzustellen. Auf das Plakat könnte man schreiben, dass sie doch telefonieren sollen, wenn sie verärgert 
sind, dass sie nicht schneller vorankommen - es werden Tausende von Telefonanrufen sein. 

Roland Fürst (Vorsteher des Bau- und Justizdepartements). In der Begründung dieses Planungsbeschlus-
ses wird erwähnt, dass das Projekt auf Widerstand stösst. Das ist richtig. Jedes Verkehrsprojekt stösst auf 
Widerstand. Es gibt keines, dass man durchbringt, ohne dass sich jemand negativ dazu äussert. Wir ha-
ben die Bedenken aufzunehmen und so zu bearbeiten, dass wir Lösungen finden. Das passiert jeweils im 
Mitwirkungsverfahren. Das ist hier schon vonstatten gegangen. Wir sind nun damit beschäftigt, das ist 
unsere Aufgabe. Als weitere Begründung wurde genannt, dass die Verkehrszahlen rückläufig sind und 
das Verkehrswachstum, das wir zugrunde legen, aus der Luft gegriffen ist. Das ist nicht richtig. Wir ha-
ben extra eine Veranstaltung einberufen, um das darzulegen. Es ist offenbar noch nicht ganz angelangt, 
was wir dort zu vermitteln versucht haben. Offenbar besteht in dieser Hinsicht noch Handlungsbedarf 
und wir müssen weiter daran arbeiten. Inhaltlich haben wir aufgezeigt, dass wir eine stark belastete 
Situation vorfinden. Wir haben auch aufgezeigt, warum ein Verkehrsentlastungsprojekt angegangen 
worden ist. Darauf möchte ich gar nicht näher eingehen. Das ist bereits gemacht worden, nämlich 
knapp bei der Beantwortung des Planungsbeschlusses und ausführlich beim Projektbeschrieb. Auch 
heute ist man darauf eingegangen und ich möchte gerne den aktuellen Stand schildern. Sie wissen zwi-
schenzeitlich, dass ich der fünfte Baudirektor bin, der sich mit diesem Projekt befasst. Diverse Ausfüh-
rungen dieses Projekts sind aufgelegen. Immer wieder wurde daran gearbeitet, es wurde optimiert. 
Auch in meiner Zeit ist ein neues Projekt erarbeitet worden, gestützt auf die Erfahrungen und auf die 
Widerstände der vorherigen Projekte. Das Projekt liegt da und die öffentliche Mitwirkung hat im Jahr 
2015 stattgefunden. Das Projekt ist mehrheitlich positiv aufgenommen worden, selbst wenn es Wider-
stände hat, was ich zugebe. Das Projekt wurde, gestützt auf die gemachten Einwände, noch einmal 
optimiert und man konnte so die Akzeptanz steigern. Im Oktober/November 2017 wurden eine öffentli-
che Planauflage sowie ein Plangenehmigungsverfahren durchgeführt. Der Gemeindebeitrag wurde 
festgelegt. Die Kantonsratsbotschaft, die Kreditvorlage, ist jetzt in Bearbeitung und wird in den Rat 
kommen. Heute ist noch die Frage aufgetaucht, wann dies der Fall sein wird. Sie kommt tatsächlich noch 
dieses Jahr. Dann haben Sie das, was Sie heute besprechen und was in jahrelanger Arbeit vorbereitet 
und ausgearbeitet worden ist, auf dem Tisch. Dann können Sie genau sehen, um was es geht. Alleine 
die Tatsache, dass heute kontrovers über die Höhe der Kosten, die Balsthal zu tragen hat und über die 
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Verkehrszahlen diskutiert wurde, zeigt, dass wir heute nicht in der Lage sind, darüber abzustimmen, ob 
wir hier weitermachen wollen oder nicht. Wenn diese Vorlage im Jahr 2018 in den Rat kommt, haben 
wir alle Tatsachen auf dem Tisch und können seriös darüber diskutieren. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 8] 
 
Erheblicherklärung 27 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 63 Stimmen 
Enthaltungen 3 Stimmen 

WG 0003/2018 

Wahl von 2 Staatsanwältinnen oder Staatsanwälten für den Rest der Amtsperiode 2017-2021 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. An dieser Stelle kann ich die zweite Klasse aus der Kreisschule Thal 
begrüssen. Sie steht unter der Leitung von Oliver Natus. Ich wünsche eine spannende Debatte beim 
Solothurner Parlament. Im Weiteren kann ich die Wahlresultate bekanntgeben. Wir haben zwei Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte für den Rest der Amtsperiode 2017-2021 zu wählen. 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 93 
Eingegangene Stimmzettel: 92 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 47 
 
Gewählt ist mit 84 Stimmen: Arnold Büeler 
Gewählt ist mit 84 Stimmen: Stephanie Flury 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Herzliche Gratulation (Applaus). Wir kommen nun zum nächsten Pla-
nungsbeschluss. 

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 2 

B.2.3.2 (neu) Ergänzung der Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 28. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 19. Dezember 2017: 

 
1. Antragstext. Die Fraktion SP/junge SP beantragt folgenden Planungsbeschluss: 
B.2.3.2 (neu) Ergänzung der Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize 
Die Motorfahrzeugsteuer wird vermehrt auf die Ökologie ausgerichtet. Die heutige Hubraumbesteue-
rung wird um ökologische Anreize ergänzt. 
2. Begründung. Das im Legislaturplan 2013-2017 vom Regierungsrat gesetzte Ziel dem Kantonsrat eine 
Vorlage zu unterbreiten zur Ergänzung der Hubraumbesteuerung durch ökologische Anreize, wurde 
nicht erreicht. Der Regierungsrat hat bis heute keine entsprechende Botschaft erarbeitet. Dass dieses 



 II. Session – 4. Sitzung - 21. März 2018 199 

wichtige Ziel vier Jahre lang vom Regierungsrat vernachlässigt wurde, ist nicht nachvollziehbar. Die 
Motorfahrzeugsteuer ist vermehrt ökologisch auszurichten und umzugestalten. Energieeffiziente Fahr-
zeuge sind steuerlich zu fördern. Die heutige Hubraumbesteuerung ist deshalb um ökologische Anreize 
zu ergänzen. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Wir haben uns bereits anlässlich der Beantwortung der Interpel-
lation Simon Bürki (SP, Biberist; I 0138/2016): Stand der ökologischen Ausrichtung der Motorfahrzeug-
steuer gemäss Legislaturplan der Regierung zur vorgebrachten Thematik geäussert (RRB Nr. 2016/1856 
vom 24. Oktober 2016). In der Zwischenzeit haben sich die Verhältnisse nicht derart geändert, dass von 
unserer damaligen Argumentation grundsätzlich abgewichen werden muss: «Der Legislaturplan um-
schreibt die politischen Schwerpunkte der Amtsperiode und gibt insbesondere Auskunft darüber, wel-
che politischen Ziele innerhalb der Legislaturdauer erreicht werden sollen. Ausserdem soll er Auskunft 
über die Priorisierung der Massnahmen geben und dient als Planungsgrundlage der notwendigen Ge-
setzgebungsarbeiten. Mit der Verabschiedung des Legislaturplanes verpflichtet sich die Regierung zwar, 
die gesetzten Schwerpunkte - wie hier die Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer - zu verfolgen. Es 
wäre jedoch falsch, den Legislaturplan so zu verstehen, dass er die Exekutive unabhängig von sich än-
dernden Rahmenbedingungen und neu diskutierten Aspekten strikt an die zu Beginn der Legislatur 
verabschiedeten Planung bindet. Der Legislaturplan ist ein politisches Planungsinstrument des Regie-
rungsrates, weshalb er in begründeten Fällen - wie vorliegend - von einmal gesetzten Schwerpunkten 
abweichen kann. Abweichungen werden gegenüber dem Parlament und der Öffentlichkeit im Rahmen 
einer Vollzugskontrolle, gleichzeitig mit der Vorlage des neuen Legislaturplanes, begründet. Das Bau- 
und Justizdepartement wurde mit Beschluss vom 1. April 2014 damit beauftragt, die Instrumente der 
kantonalen Verkehrsfinanzierung im Rahmen einer Projektorganisation zu analysieren, um den Hand-
lungsspielraum der kantonalen Behörden bei der Gestaltung der kantonalen Verkehrspolitik wieder zu 
erlangen (RRB Nr. 2014/646).  
Dieser Auftrag konnte den Schwerpunkten des Legislaturplanes (2013 – 2017) B.1.6.2 (Grossräumige 
Verkehrsplanung) und B.1.1.1, mit dem finanzieller Handlungsspielraum zurückgewonnen werden soll, 
zugeordnet werden. Er schliesst den Schwerpunkt B.2.2.2, welcher die Ökologisierung der Motorfahr-
zeugsteuer zum Ziel hat, nicht aus. 
Im Rahmen der von der Projektorganisation vorgenommenen Analyse der Ertragsentwicklung bei den 
Verkehrseinnahmen wurde festgestellt, dass der Ertrag aus Motorfahrzeugsteuern sinken wird. Dies 
aufgrund der Entwicklung zu neuen Motoren mit weniger Hubraum sowie dem zunehmenden Trend zu 
reinen Elektrofahrzeugen, welche im Kanton Solothurn nicht besteuert werden. Das heutige System der 
Erhebung der Motorfahrzeugsteuern behindert den Trend hin zu sparsameren oder Elektroautos also 
nicht, im Gegenteil: Im Fall der steuerbefreiten rein elektrisch betriebenen Autos steht der Kanton Solo-
thurn - wie die Sendung Kassensturz des Schweizer Fernsehens belegt - mit fünf weiteren Kantonen gar 
an der grünen Spitze. Vor dem Hintergrund, dass zu Beginn der Projektarbeiten auch erwogen wurde - 
analog zum Bund und anderen Kantonen -, den Pendlerabzug bei den Einkommenssteuern zu plafonie-
ren und dabei ebenfalls zur Ökologisierung des Mobilitätsverhaltens beizutragen, wurde darauf verzich-
tet, an den Bemessungsgrundlagen der Motorfahrzeugsteuer etwas zu ändern. Diese Erkenntnis berück-
sichtigte auch das klare Scheitern der Vorlage zur Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer im Jahr 
2009. Aufgrund der Erfahrungen aus dem Jahr 2009 (..) [gingen] wir zudem davon aus, dass eine Ände-
rung der Bemessungsgrundlage der Motorfahrzeugsteuer beim Stimmvolk nur dann Zustimmung (…) 
[gefunden hätte], wenn diese insgesamt mit einer Senkung des Steuerniveaus verbunden (..) [gewesen] 
wäre. Diese Erkenntnis (..) [brachte] die Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer in Widerspruch zum 
höher priorisierten Legislaturschwerpunkt B.1.1.1 „Haushaltgleichgewicht wiederherstellen und Hand-
lungsspielraum zurückgewinnen“». 
Dass die Bemessung der Motorfahrzeugsteuer periodisch überdacht werden muss, ergibt sich durch die 
sich entwickelnde Technik. Sollte der Trend zur Elektromobilität anhalten, würde dieser zu einer Erosion 
der Erträge der Motorfahrzeugsteuern führen. Bereits heute entgehen dem Kanton bei rund 600 im-
matrikulierten Elektrofahrzeugen im Jahr Motorfahrzeugsteuererträge im Umfang von jährlich einer 
halben Million Franken. Wir begrüssen den Trend zur umweltfreundlichen Elektromobilität und fördern 
diese bewusst, indem wir vorläufig auf eine Besteuerung von Motorfahrzeugen mit dieser Antriebsart 
verzichten. Nimmt aber die Elektromobilität weiter in einem Mass wie bis anhin zu, muss eine Revision 
des Gesetzes über die Steuern und Gebühren für Motorfahrzeuge und Fahrräder (BGS 614.61) konkret 
ins Auge gefasst werden. Es muss sichergestellt werden, dass die Kosten der unter § 5 des vorerwähnten 
Gesetzes aufgeführten Bereiche weiterhin gedeckt werden können. Dass eine Revision der Verordnung 
über Steuern und Gebühren für Motorfahrzeuge, Fahrräder und Schiffe (BGS 614.62), welche zum heu-
tigen Zeitpunkt noch nicht terminiert werden kann, unter der Prämisse in Angriff genommen würde, 
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den Trend zur Elektromobilität und anderweitig umweltfreundliche Fahrzeuge nicht zu behindern, ist 
für uns selbstverständlich. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Justizkommission vom 1. Februar 2018 zum Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Johanna Bartholdi (FDP), Sprecherin der Justizkommission. Die Justizkommission hat sich an ihrer Sit-
zung vom 1. Februar 2018 mit dem Antrag der Fraktion SP/Junge SP befasst. In diesem Antrag wird ein 
Zusatz im Legislaturplan 2017-2021 unter dem Kapitel «B.2.3 Effizienten Einsatz von Energie fördern» 
verlangt. Dort soll die Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize ergänzt werden. Begründet wird 
dieser Antrag damit, dass es sich dabei um ein bereits im Legislaturplan 2013-2017 gesetztes Ziel handelt 
und der Regierungsrat diesbezüglich keine entsprechende Botschaft erarbeitet hat. Die Fraktion 
SP/Junge SP kann nicht nachvollziehen, warum der Regierungsrat dieses wichtige Ziel während dieser 
vier Jahre vernachlässigt hat. Mit der Verabschiedung vom Legislaturplan verpflichtet sich der Regie-
rungsrat zwar, die gesetzten Schwerpunkte zu verfolgen. Er muss dabei aber auch sich ändernde Rah-
menbedingungen und neue Aspekte berücksichtigen. In den letzten Jahren ist festgestellt worden, dass 
die Einnahmen der Motorfahrzeugsteuern sinken, weil die Hubräume immer kleiner werden und die 
Autos weniger Kraftstoff verbrauchen. Der Hubraum selber bildet zwar nicht alle Aspekte der Umwelt-
freundlichkeit eines Motorfahrzeugs ab, jedoch korreliert er damit. Das heutige System der Erhebung 
der Motorfahrzeugsteuern behindert den Trend hin zu sparsamen Fahrzeugen also nicht. Ein weiterer 
bestehender ökologischer Anreiz ist, dass der Kanton Solothurn Elektrofahrzeuge zu 100% von der 
Motorfahrzeugsteuer befreit. Hier darf sich der Kanton Solothurn mit fünf anderen Kantonen zu den 
Spitzenreitern zählen. Der Regierungsrat hat aber auch übergeordnete und höher priorisierte Legisla-
turschwerpunkte in die Umsetzung einzubeziehen, so wie im vorliegenden Fall den Legislaturschwer-
punkt «B.1.1.1 Haushaltsgleichgewicht wieder herstellen und Handlungsspielraum zurückgewinnen». 
Ökologische Anreize, das heisst eine Senkung der Motorfahrzeugsteuern je nach Umweltetikette, wür-
den im Widerspruch zu diesem höher priorisierten Legislaturschwerpunkt stehen. Eine weitere Senkung 
der Einnahmen der Motorfahrzeugsteuern kann sich der Kanton Solothurn nicht leisten, dies auch mit 
Blick auf die grossen Strassenprojekte. Im Jahr 2009 hat sich übrigens das Volk mit 67,2% klar gegen 
eine entsprechende Vorlage, die eine Grundsteuer, die rund 50% der Minimalsteuer entsprochen hat, 
und pro Buchstabe der Energiegüte von A bis G je weitere 110 Franken vorgesehen hätte, ausgespro-
chen. Auch das ist ein klares Zeichen dafür, dass ein ökologischer Anreiz nur über das Finanzielle geht. 
Die Justizkommission hat daher dem Antrag des Regierungsrats auf Nichterheblicherklärung mit 
7 Stimmen zu 4 Stimmen zugestimmt. 

Josef Fluri (SVP). Bei diesem Planungsbeschluss geht es um eine Ergänzung der Hubraumbesteuerung, 
um ökologische Anreize zu schaffen. Wir haben verschiedene Gründe, weshalb diese Ergänzung nicht 
im Legislaturplan enthalten sein muss. Erstens: Mit der Hubraumbesteuerung besitzt der Kanton Solo-
thurn bereits ein hervorragendes Instrument, um die Ökologisierung zu fördern. Zweitens: Der Kanton 
Solothurn ist einer von nur fünf Kantonen - Johanna Bartholdi hat es bereits erwähnt - der die Elektro-
fahrzeuge zu 100% von der Motorfahrzeugsteuer befreit. Drittens: Die Einnahmen der Motorfahrzeug-
steuern sinken. Es ist also ein Zeichen, dass die Bevölkerung die Möglichkeiten der bestehenden ökolo-
gischen Anreize bestens nutzt. Viertens: Im Jahr 2009 hat die Solothurner Stimmbevölkerung dem 
Referendum der SVP-Fraktion zum gleichen Thema mit 67,2% deutlich zugestimmt. Die Fraktion 
SP/Junge SP will also den Volkswillen nicht akzeptieren. Ich bin jemand, der lieber die Stärken der eige-
nen Partei hervorhebt, als auf den Schwächen der anderen herumzureiten. Aber die dargelegten Grün-
de zeigen ganz klar, dass es sich hier um eine Zwängerei von der linken Seite handelt. Die SVP-Fraktion 
wird dem Antrag des Regierungsrats auf Nichterheblicherklärung zustimmen. 

Beat Wildi (FDP). Unsere Fraktion ist einstimmig für die Nichterheblicherklärung. Der Regierungsrat hat 
die Ergänzung der Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize nicht in den Legislaturplan aufge-
nommen, da er festgestellt hat, dass die Einnahmen der Motorfahrzeugsteuern sinken. Der Grund dafür 
ist, dass die Hubräume immer kleiner werden und die Fahrzeuge weniger Benzin verbrauchen. Es han-
delt sich also bereits um ökologische Anreize. Die Elektrofahrzeuge werden heute zu 100% von der 
Motorfahrzeugsteuer entlastet. Der Kanton Solothurn ist einer von fünf Kantonen, die das so handha-
ben. Schon heute entgehen dem Kanton bei rund 600 immatrikulierten Elektrofahrzeugen jährlich eine 
halbe Million Franken an Motorfahrzeugsteuern. Im Jahr 2009, wir haben es bereits gehört, hat eine 
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Abstimmung zu diesem Thema stattgefunden. Damals ist es darum gegangen, die Steuern je nach Ener-
gieetikette zu vergünstigen. Das Volk hat diese Vorlage seinerzeit mit 67,2% klar abgelehnt. Eine Öko-
logisierung der Motorfahrzeugsteuern kann nur dann erfolgreich umgesetzt werden, wenn die Steuern 
gleichzeitig gesenkt werden. Zudem widerspricht es der Priorität 1 im Legislaturplan, die die Erreichung 
eines ausgeglichenen Finanzhaushalts zum Ziel hat. Aus den dargelegten Gründen ist unsere Fraktion 
einhellig für Nichterheblicherklärung. 

Thomas Marbet (SP). Es ist immer schwierig, gegen eine Mehrheit im Kantonsrat zu sprechen, wenn die 
Meinungen offenbar schon gemacht sind. Ich erlaube mir aber trotzdem und mit Überzeugung, den 
Planungsbeschluss, wie er von der Fraktion SP/Junge SP vorgetragen wird, zu verteidigen und Ihnen 
schmackhaft zu machen. Es ist klar, dass die Legislaturplanung dem Regierungsrat gehört. Sie ist von 
ihm erstellt worden und ist ein Planungsinstrument der Exekutive. Trotzdem haben wir die Möglichkeit 
und das Recht, mit Planungsbeschlüssen vorzutragen, in welche Richtung sich der Regierungsrat in den 
nächsten vier Jahren verhalten soll, so beispielsweise bei der Ökologisierung der Hubraumbesteuerung. 
Es geht uns nicht um die Elektrofahrzeuge. Wir wissen und schätzen es, dass die Privilegierung und die 
Steuerbefreiung richtig und notwendig sind, um auch dieses Segment von Fahrzeugen zu fördern. Al-
lerdings ist auch klar, dass sich das Steuersubstrat reduziert und ohnehin eine Anpassung der Motor-
fahrzeugbesteuerung notwendig wird, wenn der Trend an solchen Zulassungen zunimmt. Wir möchten 
Sie bitten, diese Ökologisierung der Hubraumsteuer anzunehmen und den Regierungsrat aufzufordern, 
darüber nachzudenken, welche Modelle man hier einführen kann. Wenn man sich etwas umsieht - auch 
in der Nordwestschweiz - so gibt es durchaus Möglichkeiten, auch hier Varianten zu prüfen, sei es in 
Bezug auf die Euronorm, das Gewicht oder der CO2-Ausstoss alleine. Es geht uns auch nicht darum, die 
Einnahmen, auf die der Kanton dringend angewiesen ist, zu reduzieren. Im Gegenteil - wir haben es 
vorhin gehört. Der Kanton braucht diese Einnahmen für die Finanzierung seiner Verkehrsinfrastruktur-
vorhaben. Ich glaube auch nicht, dass es eine Zwängerei ist, wenn man nach zehn Jahren einen Volks-
entscheid auch mal wieder in Frage stellt. Wir haben auch beim Frauenstimmrecht mehrere Anläufe 
gebraucht. Und seien wir doch ehrlich: Wir sind froh, dass wir den grössten Teil der Bevölkerung an den 
politischen Rechten teilhaben lassen. Es ist legitim, einen Planungsbeschluss einzureichen und den Re-
gierungsrat dabei aufzufordern, auch ökologische Aspekte einzubauen, wenn er die Totalrevision der 
Besteuerung überprüfen muss. Beispielsweise ist auch ein Mix denkbar. Man kann auf das Gewicht ab-
stimmen und ein Bonus-Malus-System einführen, das den Anreiz für den Ausstoss von weniger 
CO2 fördert. Wir bitten Sie, diesen Planungsbeschluss zu unterstützen. Es ist nicht eine Verpflichtung, 
sondern eine Anregung für den Regierungsrat, bei der Revision dieser Besteuerung ökologische Aspekte 
einzubauen. Sie sollen nicht ersetzt, sondern ergänzt werden - als Kompliment. 

Martin Flury (BDP). Unsere Fraktion ist mit der gängigen Steuerpraxis zufrieden. 

Daniel Urech (Grüne), II. Vizepräsident. Die Grüne Fraktion unterstützt diesen Planungsbeschluss der 
Fraktion SP/Junge SP selbstverständlich. Ich gehe davon aus, dass ganz viele, die jetzt gesprochen haben, 
diesen unterstützen werden, denn Sie gehen von falschen Annahmen aus. Fast jeder der ablehnenden 
Redner und Rednerinnen hat gesagt, dass die Einnahmen der Motorfahrzeugsteuern sinken. Das stimmt 
natürlich nicht. Das wird mir auch der zuständige Regierungsrat bestätigen können. Währenddessen wir 
im Jahr 2011 bei der Motorfahrzeugsteuer Einnahmen von 66 Millionen Franken gehabt haben, waren 
es im Jahr 2012 67,2 Millionen Franken, im Jahr 2013 68,3 Millionen Franken, im Jahr 
2014 69,6 Millionen Franken, im Jahr 2015 70,3 Millionen Franken und im Jahr 2016 71,7 Millionen Fran-
ken. Und dieser Trend geht noch weiter. Für das laufende Jahr haben wir mehr budgetiert. Entspre-
chend gehen alle diejenigen, die diesen Planungsbeschluss mit diesem Argument ablehnen wollen, von 
falschen Voraussetzungen aus. Es ist sehr schade, dass das Ziel jetzt wieder aufgegeben werden soll, das 
im letzten Legislaturplan des Regierungsrats enthalten war. Weiterhin deckt der motorisierte Individu-
alverkehr seine externen Kosten nicht und entsprechend besteht ein hohes öffentliches Interesse daran, 
dass man der Ökologie eine stärkere Gewichtung in dieser Motorfahrzeugsteuer verleiht. Immerhin 
nehmen wir positiv zur Kenntnis, dass bei einer erfolgenden Revidierung der entsprechenden Steuer 
diese die Elektromobilität oder eine ökologisch sinnvolle Mobilität nicht behindern soll. Da danken wir 
dem Regierungsrat für diese Ausführungen, möchten aber jetzt aber dazu aufrufen, diesen Planungsbe-
schluss zu unterstützen. 

Josef Fluri (SVP). Ich habe einen Einwand zum Votum von Daniel Urech. Er hat Recht, denn die Einnah-
men steigen. Aber warum steigen sie? Weil wir natürlich immer mehr Fahrzeuge haben, die eingelöst 
werden. Wenn man die Zahlen auf die Fahrzeuge herunterbricht, dann sinken die Einnahmen. Und 
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wenn man diese Rechnung macht, bin ich der Meinung, dass man schon sagen darf, dass die Einnahmen 
pro Fahrzeug sinken. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 9] 
 
Erheblicherklärung 30 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 61 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 3 

B.2.3.3 (neu) Nachhaltiges Beschaffungswesen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 30. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 19. Dezember 2017: 

 
1. Antragstext. Die Fraktion Grüne beantragt folgenden Planungsbeschluss: 
B.2.3.3 (neu) Nachhaltiges Beschaffungswesen 
Bei öffentlichen Beschaffungen wird die CO₂-Bilanz berücksichtigt. 
2. Begründung. Da die Nachhaltigkeit ein Verfassungsziel darstellt, darf das öffentliche Beschaffungs-
recht nicht dazu führen, dass der Staat in einer Weise Beschaffungen tätigt, die massiv dem Nachhaltig-
keitsgedanken zuwiderhandeln (z.B. Material aus Fernost, weite Anfahrtswege, ungenügende Nutzung 
einheimischer nachwachsender Ressourcen). Die konsequente Berücksichtigung einer CO₂-Bilanz bei 
Beschaffungen ab einer gewissen Grössenordnung ist angesichts der Klimakatastrophe elementar. Zu-
gleich wäre sie volkswirtschaftlich gesehen sinnvoll, da einheimische Anbieterinnen eher berücksichtigt 
würden. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Das Thema „Nachhaltiges Beschaffungswesen“ wurde vom Re-
gierungsrat bereits mit der Interpellation Brigit Wyss (Grüne, Solothurn): „Berücksichtigung der CO₂-
Bilanz im öffentlichen Beschaffungswesen“ (RRB Nr. 2016/1010 vom 7. Juni 2016; KR. Nr. I 0054/2016) 
eingehend behandelt. Die Ausgangslage hat sich diesbezüglich nicht verändert. Unsere Stellungnahme 
bleibt so inhaltlich unverändert.  
Der Staat Solothurn bekennt sich unter anderem mit seinem Energiekonzept 2014 klar zu den Zielset-
zungen zur CO₂-Reduktion. In der Schweiz fallen über 40 % des Energieverbrauchs und die damit ver-
bundenen CO₂-Emissionen im Gebäudebereich an. In diesem Bereich kann mit Abstand die grösste Wir-
kung zur CO₂-Reduktion erzielt werden. Die CO₂-Bilanz beziffert die Auswirkungen einer Anlage, einer 
Ware oder einer Tätigkeit auf den Klimawandel. Sie muss sowohl die Primärenergie, die graue Energie 
als auch die Endenergie berücksichtigen. Eine wirkungsvolle CO₂-Reduktion ist nur bei einer ganzheitli-
chen Betrachtungsweise von der Herstellung über die Lebensdauer bis zum Rückbau möglich. Dabei 
geht es die massgebenden CO₂-Verursacher zu kennen und zu eliminieren. In der Beschaffungsphase 
eines Bauprojektes kann kaum mehr Einfluss auf die CO₂-Bilanz genommen werden. Eine Beurteilung 
der CO₂-Bilanz erst im Beschaffungsprozess verfehlt die nachhaltige Zielsetzung zur CO₂-Reduktion bei 
weitem und würde dem Nachhaltigkeitsgedanken zuwiderhandeln. Wird z.B. eine Ölheizung beschafft, 
ist es bei einer ganzheitlichen Betrachtung ökologisch unerheblich, ob diese vom Lieferanten aus dem 
Nachbardorf oder von der 150 km weit entfernten Konkurrenz geliefert wird. Diese Heizung wird min-
destens 25 Jahre lang einen erheblichen CO₂-Ausstoss, unabhängig vom Lieferanten und Beschaffungs-
prozess, verursachen. Bei der Festlegung der Konzepte, der Systeme und der Materialien kann die CO₂-
Bilanz beeinflusst werden. Hier kann bei der richtigen Wahl ein effektiver Beitrag zur Verbesserung des 
Klimas erreicht werden. Der Kanton Solothurn nimmt hier seine Verantwortung zur Nachhaltigkeit und 
zum Klimaschutz wahr. Bei seinen Bauten stellt er auf die allgemein anerkannten Label wie Minergie, 
Minergie P und Eco ab. Damit wird nicht nur eine Minimierung des CO₂-Verbrauchs gewährleistet, son-
dern auch die Verwendung entsprechender ökologischer und recyclingbarer Materialien. Die Forderung 
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zur besseren Berücksichtigung der CO₂-Bilanz im öffentlichen Beschaffungsprozess durch die Beurtei-
lung von Umweltkosten von Transporten und Importen als Zuschlagskriterien, um damit eine Bevortei-
lung regionaler Anbieter und Produkte zu ermöglichen, ist äussert problematisch. Im Rahmen einer 
Beschaffung handelt der Staat grundsätzlich nicht als Regulator sondern als Nachfrager. In der Solo-
thurnischen Gesetzgebung über die öffentliche Beschaffung ist die Umweltverträglichkeit zwar als Zu-
schlagskriterium zur Ermittlung des günstigsten Angebots erwähnt (§ 26 Abs. 2 Bst. k des Gesetzes über 
öffentliche Beschaffungen, Submissionsgesetz; BGS 721.54). Umweltkriterien sind laut Rechtsprechung 
jedoch nur eingeschränkt zulässig, da es sich um vergabefremde Kriterien handelt. Dies gilt besonders 
dann, wenn die Vergabestelle die Distanz zwischen dem Sitz des Anbieters oder dem Herstellungsort 
einerseits und dem Ort der Leistung andererseits als Kriterium heranziehen will, weil dies zu einer Be-
nachteiligung unter den Anbietern führen kann.  
Zwar ist für das Bundesgericht (BGE 2P.342/1999 vom 31. Mai 2000) der Anfahrtsweg des Anbieters nicht 
zwangsläufig inkompatibel mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung, sofern der Transportvorgang 
eine bedeutende Rolle spielt. So entschied das Bundesgericht, dass die Unterschiede beim Anfahrtsweg - 
um eine unzulässige Benachteiligung auswärtiger Anbieter zu vermeiden - nicht berücksichtigt werden 
dürfen, wenn der Transportvorgang insgesamt nur eine nebensächliche (bzw. einmalige) Rolle spielt. 
Die Zulässigkeit eines Zuschlagskriteriums Umweltverträglichkeit, das einzig die Distanz zwischen der 
Werkstatt der Anbieter und der Baustelle berücksichtigt, wurde im vorgenannten Entscheid des Bun-
desgerichtes ebenfalls beurteilt. Soweit sich die angesprochene Anfahrt über eine lange Periode wie-
derholt, ist das Umweltschutzkriterium zulässig, wenn es mit anderen ökologischen Aspekten kombi-
niert wird (z.B. Umweltbelastung der eingesetzten Fahrzeuge). Auf keinen Fall aber darf dieses 
Kriterium zu stark gewichtet werden, weil sonst ortsfremde Anbieter diskriminiert werden. Die ökologi-
schen Vorteile des berücksichtigten Angebots müssen zudem bedeutsam und klar ersichtlich sein. Der 
Anbieter müsste in der Ausschreibung zweckdienliche Informationen über den Herkunftsort, die Trans-
portdistanz und den Fahrzeugtyp des Transportes verbindlich angeben. Die Vergabestelle müsste in der 
Lage sein, diese Angaben auf ihre Richtigkeit zu prüfen. In der Praxis müsste bei einer fraglichen An-
wendung dieses Zuschlagskriteriums (als Baustellenlieferung) die Vergabestelle eine klare Gewichtung 
und objektive Berechnungsmethode definieren. Die Gewichtung des Umweltkriteriums müsste auch 
monetär dem Angebotspreis gegenübergestellt werden. Würde man den aktuellen Preis einer Tonne 
CO₂ auf dem europäischen Emissionshandel dazu verwenden, hätten die CO₂-Emissionen nur einen 
marginalen Einfluss auf den Preis der Beschaffung. Somit fielen die längere Distanz und die damit ein-
hergehenden höheren CO₂-Emissionen bei einem ausländischen Lieferanten kaum ins Gewicht. Ein 
Transportweg von 380 km mit einem 20-t-Lastwagen hätte beispielsweise einen Preisaufschlag von le-
diglich ein paar Franken zur Folge. Zusammenfassend kommen wir zum Schluss, dass die geforderte, 
konsequente Berücksichtigung der CO₂-Bilanz bei Beschaffungen kaum zur Senkung des CO₂-Ausstosses 
der kantonalen Verwaltung beitragen würde und sich mit dem aktuellen Vergaberecht in der Regel 
nicht vereinbaren lässt. Diese Schlussfolgerung steht nicht im Widerspruch zu unserem Ziel, unsere Tä-
tigkeit konsequent nach den Prinzipien der Nachhaltigkeit auszurichten. Diesem Ziel folgend, optimie-
ren wir die CO₂-Bilanz bei Projektarbeiten bereits von Beginn weg und nicht erst in der Beschaffungs-
phase. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 1. Februar 2018 zum 

Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Jonas Walther (glp), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Bezugnehmend auf diesen 
Planungsbeschluss der Grünen Fraktion soll bei öffentlichen Beschaffungen die CO2-Bilanz zwingend 
berücksichtigt werden. Die Fraktion begründet ihren Antrag damit, dass die Nachhaltigkeit ein grund-
sätzliches Verfassungsziel darstellt. Die Stellungnahme des Regierungsrats verweist auf eine bereits be-
handelte Interpellation aus dem Jahr 2016. Diejenigen, die damals schon im Rat waren, können sich 
vielleicht noch daran erinnern. Der Kanton bekennt sich grundsätzlich zu einer CO2-Reduktion. Wir ha-
ben das gestern beim Geschäft über den Neubau des Werkhofs in Wangen bei Olten gesehen. Der Re-
gierungsrat weist darauf hin, dass in der Beschaffungsphase, also im letzten Teil eines Projekts, kaum 
mehr Einfluss auf die CO2-Bilanz genommen werden kann. Zentraler erscheint in diesem Kontext die 
Konzeptionierung, die Wahl der Materialien und die angewendeten Systeme. Der Regierungsrat argu-
mentiert weiter, dass die CO2-Optimierung bei jedem Projekt eine Zielsetzung darstellen muss. Der ei-
gentliche Beschaffungsprozess steht wie gesagt am Ende einer Planungsphase und der Einfluss auf eine 
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positive CO2-Bilanz ist dementsprechend gering. Die Forderung einer besseren Berücksichtigung der 
CO2-Bilanz im öffentlichen Beschaffungsprozess, basierend auf den WTO-Verträgen, ist nicht ganz un-
problematisch. Umweltkriterien sind laut Rechtsprechung nur eingeschränkt zulässig und die Vergabe-
stellen müssten als das Alternativ-Zuschlagskriterium die CO2-Bilanz bewerten und nachvollziehbar be-
gründen können. Diese Schlussfolgerungen des Regierungsrats sollen jedoch nicht im Widerspruch zur 
Zielsetzung einer CO2-Reduktion stehen. Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat in ihrer 
Sitzung vom 1. Februar 2018 den vorliegenden Planungsbeschluss besprochen, ist grossmehrheitlich der 
Argumentation des Regierungsrats gefolgt und stellt den Antrag auf Nichterheblicherklärung. Wenn 
der Präsident erlaubt, würde ich gerne die Fraktionsmeinung anhängen. Die Meinung der Fraktion 
CVP/EVP/glp/BDP lautet: Wir schliessen uns den Ausführungen der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskom-
mission an. Gerne werden wir den Regierungsrat oder die Vergabestellen daran messen, ob sie sich 
wirklich Gedanken zu dieser ganzen CO2-Bilanz machen. 

Heiner Studer (FDP). Die geforderte Aufnahme in das Beschaffungswesen respektive die Umsetzung bei 
der Vergabe erachten wir als sehr problematisch. Zusätzliche Kriterien machen Entscheide bei der Ar-
beitsvergabe immer angreifbarer und die Möglichkeiten für Einsprachen werden steigen. Zudem muss 
festgestellt werden, dass sich der Kanton Solothurn bei Ausschreibungen schon jetzt konsequent für 
eine nachhaltige Bauweise einsetzt - von der Produktion über die Ausführung bis zum Gebrauch eines 
Objekts. Die Fraktion FDP.Die Liberalen wird den Planungsbeschluss für eine Ergänzung nicht unterstüt-
zen und ist für die Nichterheblicherklärung. 

Jacqueline Ehrsam (SVP). Der Kanton Solothurn nimmt bereits jetzt seine Verantwortung in Bezug auf 
die Nachhaltigkeit wahr. Bei der Forderung für ein nachhaltiges Beschaffungswesen fehlt die ganzheitli-
che Betrachtung. Die Forderung, die CO2-Bilanz im öffentlichen Beschaffungsprozess für die Transport-
wege zu berücksichtigen, ist problematisch. So hätten automatisch alle Anbieter, die nicht ortsansässig 
sind, einen massiven Nachteil. Es wäre auch nicht mit dem Vergaberecht kompatibel. Zudem würden die 
administrativen Auflagen bei einer Annahme massiv zunehmen. So steht zum Beispiel im Bericht ge-
schrieben, dass der Anbieter bei der Ausschreibung zweckdienliche Informationen über den Herkunfts-
ort, die Transportdistanz und den Fahrzeugtyp verbindlich angeben müsste. Das müsste natürlich alles 
überprüft werden. Wir alle hier im Saal sollten uns für möglichst wenig Bürokratie einsetzen. In diesem 
Sinn unterstützen wir den Antrag des Regierungsrats auf Nichterheblicherklärung. 

Fabian Müller (SP). Der Ansatz, die CO2-Bilanz beim öffentlichen Beschaffungswesen zu berücksichtigen, 
ist grundsätzlich richtig. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, der Nachhaltigkeit besser Rechnung zu 
tragen. Die Fraktion SP/Junge SP ist der Meinung, dass gerade bei grösseren Beschaffungen, wo der 
Transportweg eine bedeutende Rolle spielt, die CO2-Bilanz unbedingt als Entscheidkriterium einbezogen 
werden muss - so wie das das Bundesgericht eben erlaubt. Es ist also möglich. Wir sind sehr erstaunt 
über die Haltung des Regierungsrats, dass man den regionalen Anbietern kein Kriterium zur Verfügung 
stellen darf, das deren Wettbewerbsfähigkeit verbessert. Wenn das Kriterium sachlich begründet ist, wie 
das bei der CO2-Bilanz für lange Transportwege der Fall ist, sehen wir hier überhaupt kein Problem. Und 
wenn schlussendlich aufgrund dieses Kriteriums ein regionaler Anbieter das beste Preis-
/Leistungsverhältnis aufweist und den Zuschlag erhält, so wird genau das angestrebte Ziel erreicht - 
weniger Ausstoss von CO2 und zusätzlicher Nutzen für unsere regionalen Unternehmer. Die Fraktion 
SP/Junge SP unterstützt den vorliegenden Planungsbeschluss. Wenn man will, dann kann man immer 
alles sehr kompliziert und bürokratisch ausgestalten. Wir sind jedoch überzeugt, dass das Instrument bei 
einer gewissen Grösse des Auftrags zielgerichtet und sinnvoll eingesetzt werden kann. 

Felix Glatz-Böni (Grüne). Am Schluss der Antwort des Regierungsrats steht ein wunderbarer Satz ge-
schrieben, nämlich dass der Kanton das Ziel habe, seine Tätigkeit konsequent nach den Prinzipien der 
Nachhaltigkeit auszurichten. Das finden wir super. Danach heisst es weiter: «Diesem Ziel folgend opti-
mieren wir die CO2-Bilanz bei Projektarbeiten bereits von Beginn weg und nicht erst in der Beschaf-
fungsphase.» Super. Und danach könnte man eigentlich die Erheblicherklärung beantragen, da man es 
ja so macht. Aber so geht es nicht. Ich bin erschrocken, als ich dem Protokoll der Umwelt-, Bau- und 
Wirtschaftskommission entnommen habe, dass gar keine Diskussion stattgefunden hat. Ich frage mich, 
ob dem nicht ein grosses Missverständnis zugrunde liegt. Der Verweis auf die Interpellation von 2016 ist 
durchaus richtig, aber diese hat sich explizit auf die Transportberücksichtigung beschränkt. In dem vor-
liegenden Text steht nichts über diese Beschränkung. «Bei öffentlichen Beschaffungen wird die CO2-
Bilanz berücksichtigt» heisst: Von den Hosen des Werkarbeiters bis zum Bau eines neuen Spitals ist das 
Beschaffung und insofern soll das berücksichtigt werden. In meinen Augen ist hier eine arge Reduktion 
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des Anliegens des Beschlusses vorgenommen worden. Es ist erwähnt, dass 40% des CO2 im Energiever-
brauch der Gebäude stattfinden. Dort habe ich eine Reduktion auf den Gebäudebereich erlebt. Zudem 
wird darauf hingewiesen, dass es um Primärenergie, graue Energie, Endenergie geht - genau, man muss 
den ganzen Lebenszyklus beachten und man muss zu einer ganzheitlichen Betrachtungsweise kommen. 
Und nachher passiert etwas. Ich weiss nicht, wer das geschrieben hat, aber als Beispiel, dass es keinen 
Sinn macht, die CO2-Bilanz zu berücksichtigen, wird die Anschaffung einer neuen Erdölheizung vorge-
bracht. Das ist ein Widerspruch in sich. Im Vergleichssystem wird erläutert, dass bei der CO2-Bilanz einer 
Erdölheizung der Transport keine Rolle spielt. Ich habe das Gefühl, dass hier jemand das nicht ganz 
verstanden hat. Es wird geschrieben, dass bei der Festlegung der Konzepte, der Systeme und der Mate-
rialien die CO2-Bilanz beeinflusst werden kann. Der Kanton erläutert, dass er bei seinen Bauten allge-
mein auf Labels abstellt. Aber ich merke, dass er es teilweise macht und teilweise eben auch nicht. Und 
dazu habe ich eine Frage: Bei der Fachhochschule Nordwestschweiz hat man Recycling-Beton verwen-
det. Bei den Solothurner Spitälern aber offenbar nicht. So steht es in der Zeitung geschrieben. Vielleicht 
kann man uns über die Gründe aufklären und ob es tatsächlich so ist. 
Es freut mich, dass im nächsten Abschnitt darauf hingewiesen wird, dass der Kanton in dieser Thematik 
als Nachfrager und nicht als Regulator auftritt. Das gefällt mir. Man hat herausgefunden, dass die Nach-
frage oft viel wirksamer ist als Regulationsmassnahmen. Und genau da hat der Kanton als öffentliche 
Hand mit einem Grossvolumen als Nachfrager eine grosse Hebelwirkung. Später wird erwähnt, dass es 
vergabefremde Kriterien sind. Ich habe Kenntnis vom Entwurf des Bundes über den Bundesbeschluss 
über das öffentliche Beschaffungswesen, dass sich auch auf die WTO-Richtlinien abstützt. Sie sehen 
mittlerweile nicht nur Nachhaltigkeitskriterien vor, sondern auch soziale Kriterien. Deutschland hat das 
bereits umgesetzt. In der Schweiz ist es noch in den Räten in Bern. Wenn wir nachher weitergehen, 
könnte man am Schluss sagen, dass diese Antwort ganz anders lauten könnte. Die Antwort könnte - 
gestützt auf das, was der Kanton schon hat - statt auf Ablehnung, auf nichterheblich, wie folgt lauten: 
Unsere Tätigkeiten richten wir konsequent nach den Prinzipien der Nachhaltigkeit aus. Daher berück-
sichtigen wir die CO2-Bilanz auch im Beschaffungswesen. Das machen wir als Nachfrager, nicht als Regu-
lator. Beispiele für eine angemessene Gewichtung dieser Kriterien sind zum Beispiel die Fachhochschule 
Nordwestschweiz, das Projekt des Amtes für Verkehr und Tiefbau (AVT), wo man versucht, beim Stras-
senbau Schlacken mitzuverwenden. Entwicklungspotential sehen wir noch da und dort. Daher würden 
wir es erheblich erklären. Ich sehe nichts, das dagegen spricht, da der Regierungsrat in der Grundaus-
richtung - so habe ich das Gefühl - einverstanden ist. 

Roland Fürst (Vorsteher des Bau- und Justizdepartements). Es ist tatsächlich so, dass wir in den Grundzü-
gen mit diesen Nachhaltigkeitsüberlegungen und mit den CO2-Reduktionsüberlegungen einverstanden 
sind. Wir sind der Meinung, dass man es ganzheitlich und nicht auf das Beschaffungswesen fokussiert 
betrachten muss. Das haben wir im Detail so beschrieben. Felix Glatz-Böni hat in Zusammenhang mit der 
Fachhochschule Nordwestschweiz eine Frage aufgeworfen. Wir haben dort offenbar Recycling-
Materialien verwendet, beim Bürgerspital haben wir es hingegen nicht gemacht. Zutreffend ist, dass zur 
Zeit des Baus der Fachhochschule keine Beton-Recycling-Stelle existiert hat. Mit den Submissionsvorga-
ben haben wir dies gefordert und seither gibt es diese Recycling-Werke im Kanton. Wir haben in dieser 
Hinsicht eine Vorbildfunktion wahrgenommen und etwas durchgesetzt. In Sachen Nachhaltigkeit ma-
chen wir da etwas Gutes. Es ist aber mitnichten so, dass wir beim Bürgerspital diese Recycling-
Materialien nicht verwendet haben. Die geschützte Operationsstelle (GOPS) haben wir als Erstes abge-
brochen. Das Material haben wir verwendet, um Magerbeton herzustellen. Ich kann mich gut an meine 
Rede zur Grundsteinlegung erinnern, die ich dort halten konnte. Ich habe dabei erwähnt, dass wir mit 
der Wiederverwendung des GOPS im neuen Spital schon ein ökologisches Highlight umsetzen konnten. 
Dazu habe ich ausgeführt, dass ein Stück Geschichte des alten Spitals im neuen Spital stecken würde. Ich 
habe das eigentlich als schön empfunden - Selbstruhm stinkt zwar. Es ist nicht so, dass wir beim Bürger-
spital Solothurn die Recycling-Strategie nicht berücksichtigen. Es ist auch so, dass wir gemäss dem Mi-
nergie-Eco-Standard bauen. In diesem Standard ist es vorgeschrieben, dass man Recycling-Materialien 
verwenden muss. Einmal mehr zeigt sich, dass man das, was in der Zeitung geschrieben steht, nicht ein-
fach als Bares nehmen darf. Das ist keine Kritik den Medienleuten gegenüber, denn sie erhalten 
manchmal unrichtige Informationen, wie das hier der Fall gewesen ist. Ich bin der Meinung, dass wir 
stolz auf unsere Recycling-Strategie sein können. Das attestiert uns auch der Bund. Im Vergleich mit 
anderen Kantonen liegen wir weit vorne. Die Nachhaltigkeit - das ist bestimmt auch im Sinn der Grünen 
Fraktion, die diesen Planungbeschluss eingereicht hat - steht bei uns weit vorne, wenn es um Bautätig-
keiten geht. 
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Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 10] 
 
Erheblicherklärung 28 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 64 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 4 

B.3.1.11 (neu) Der Kanton Solothurn fördert innovative Angebote für das selbständige Woh-

nen und Arbeiten von Menschen mit Behinderung und ermöglicht für die kommende Pla-

nungsperiode (ab 2020) ein bedarfsgerechtes Angebot in diesem Bereich. 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 30. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 

 
1. Antragstext. B.3.1.11 (neu) Der Kanton Solothurn fördert innovative Angebote für das selbständige 
Wohnen und Arbeiten von Menschen mit Behinderung und ermöglicht für die kommende Planungspe-
riode (ab 2020) ein bedarfsgerechtes Angebot in diesem Bereich. Der Kanton Solothurn fördert innova-
tive Angebote für das selbständige Wohnen und Arbeiten von Menschen mit Behinderung und ermög-
licht für die kommende Planungsperiode (ab 2020) ein bedarfsgerechtes Angebot in diesem Bereich. 
2. Begründung. Es entspricht einem bekannten und schon seit längerem postulierten Bedürfnis vieler 
Menschen mit Behinderung, nicht im eher starren Rahmen einer Institution, sondern durch die notwen-
dige Unterstützung assistiert selbständig zu wohnen. Dass dies möglich sein sollte, ergibt sich auch aus 
der UNO-Behindertenrechtskonvention. Im Rahmen der Angebotsplanung 2020 über die stationären 
Angebote für erwachsene Menschen mit Behinderung wurde deutlich, dass der Kanton Solothurn ledig-
lich 10% des Kontingents an zusätzlichen Plätzen in dieser Planungsperiode für Angebote vorsieht, 
deren Profil innovativ ist und die Prinzipien der UNO Behindertenrechtskonvention umsetzt. Mit dem 
Planungsbeschluss soll daher der Regierungsrat dazu verpflichtet werden, auf die nächste Angebotspla-
nung hin einen Schwerpunkt auf die Förderung und Entwicklung dieser Wohnformen zu legen. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Behindertenrechtskonvention. Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen (Behindertenrechtskonvention, BRK) wurde von der Schweiz am 15. April 2014 ratifiziert und ist am 
15. Mai 2014 in Kraft getreten. Die Konvention richtet sich in erster Linie an die Vertragsstaaten und 
enthält mehrheitlich programmatische Bestimmungen, d.h. Zielvorgaben für die Staaten, die für die 
Individuen nicht unmittelbar einklagbare Rechte begründen. Die Staaten müssen die Verpflichtungen 
schrittweise in ihre Gesetzgebung überführen und mit geeigneten Mitteln umsetzen. Es sind Hindernisse 
für Menschen mit Behinderungen zu beheben, sie vor Diskriminierungen zu schützen und ihre Inklusion 
sowie Gleichstellung zu fördern. Die Konvention anerkennt Behinderung als Teil der menschlichen Viel-
falt und distanziert sich von einem auf dem Begriff des Makels beruhenden Konzepts von Behinderung. 
Ziel ist es, dass Menschen mit Behinderungen ihre Rechte in gleichem Masse ausüben können wie Men-
schen ohne Behinderungen. Die Konvention bietet damit einen kohärenten Rahmen für das Schweizer 
Behindertengleichstellungsrecht, belässt aber gleichzeitig den für eine gelingende Umsetzung nötigen 
Ermessensspielraum. Im vorliegenden Zusammenhang ist Artikel 19 BRK von besonderer Bedeutung. Er 
befasst sich mit der unabhängigen Lebensführung und dem Einbezug in die Gemeinschaft und lautet 
wie folgt: Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen 
mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu 
leben, und treffen wirksame und geeignete Massnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen 
Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemein-
schaft zu erleichtern, indem sie unter anderem gewährleisten, dass: 
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a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wäh-
len und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen 
Wohnformen zu leben; 

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten 
zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, 
einschliesslich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und 
der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von 
der Gemeinschaft notwendig ist; 

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinde-
rungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen 
Rechnung tragen. 

3.2 Zuständigkeit und Angebotsplanung 2020. Menschen mit Behinderungen können heute dank medi-
zinischem Fortschritt und guten Rahmenbedingungen auf ein langes Dasein hoffen. Für einen zuneh-
menden Anteil junger Betroffener ist es nicht mehr vorstellbar, ihr Leben ausschliesslich in einem Heim 
zu verbringen. In den vergangenen Jahren wurde die Selbstbestimmung dieser Gruppe auch bewusst 
gefördert. Entsprechend hat sich die Nachfrage nach angepassten Wohnformen stetig erhöht. Deshalb 
wird davon ausgegangen, dass es künftig mehr Plätze in Aussenwohngruppen, im Bereich betreutes 
Wohnen sowie in Angeboten für eigenständiges Wohnen mit Begleitung durch Fachleute braucht. Diese 
Entwicklung ist nicht nur wegen des Autonomiebedürfnisses zu begrüssen, sondern auch aus wirtschaft-
licher Sicht. Die ambulante Betreuung von Menschen mit Behinderungen bietet ähnliche Kostenvorteile 
wie die ambulante Pflege im Vergleich zur stationären Langzeitpflege von Hochbetagten. Gemäss 
§ 141 des Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 (SG; BGS 831.1) sichert der Kanton Menschen mit Behinde-
rung den Besuch von Werkstätten (geschützte Arbeit mit Lohn) und den Aufenthalt in Wohnheimen 
sowie Tagesstätten (ohne Lohn) zu. Damit hat der Kanton nur das stationäre Angebot zu gewährleisten 
und zu finanzieren. § 142 Bst. a) SG verpflichtet demgegenüber die Einwohnergemeinden dazu, ambu-
lante und teilstationäre Dienste zur Verfügung zu stellen; dies mit dem Ziel, die selbstständige Lebens-
führung behinderter Menschen in ihrer gewohnten Umgebung zu unterstützen und zu fördern. Damit 
fällt das ambulante Wohnangebot in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinden. Obwohl die Förderung 
des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ auch beim Leistungsangebot für Menschen mit Behinderun-
gen unbestritten ist, sind die aktuelle Aufgabenverteilung und die Regelung bei der Finanzierung für 
den nötigen Umverteilungsprozess als wenig zuträglich zu bezeichnen. Werden stationäre Strukturen 
zunehmend zugunsten ambulanter Angebote umgewandelt, bedeutet dies eine Verschiebung der Kos-
ten vom Kanton hin zu den Gemeinden. Obwohl dieser Trend für die Gesamtkosten von Vorteil ist, dürf-
te der dafür nötige Prozess nicht ohne Widerstand zu bewältigen sein. Darüber hinaus zeigt sich eine 
„institutionelle Prägung“ beim Ausrichten von Sozialversicherungsleistungen. Nach wie vor bestehen 
grosse Hürden, wenn es gilt, neue, autonomere Wohnformen über Renten und Ergänzungsleistungen 
zu finanzieren. Eine Öffnung findet nur zögerlich statt, obwohl diese aufgrund der BRK geboten ist. So 
verbleiben Menschen mit Behinderung noch zu oft in der stationären Betreuung, obwohl selbstständi-
gere und kostengünstigere Alternativen realisierbar wären. Mit Beschluss Nr. SGB 0106/2017 vom 
7. November 2017 hat der Kantonsrat die Angebotsplanung 2020 über die stationären Angebote für 
erwachsene Menschen mit Behinderung verabschiedet. Entsprechend der Aufgabenverteilung bezieht 
sich diese auf das stationäre Angebot von Institutionen für Menschen mit Behinderung mit Standort im 
Kanton Solothurn. Nur in einem begrenzten Rahmen konnten gewisse Anreize gesetzt werden, um den 
nötigen Ausbau- und Entwicklungsbedarf im ambulanten Bereich zu fördern. So gilt u.a. bei Platzbewil-
ligungen im Bereich Wohnen und im Bereich Tagesstätten, dass 10% des Kontingentes an zusätzlichen 
Plätzen während der Planungsperiode für Angebote reserviert sind, deren Profil innovativ ist und die 
Prinzipien der UN-BRK umsetzt.  
3.3 Anpassung Sozialgesetz. Die genannte Planungsvorgabe reicht nicht aus, um den Grundsatz „ambu-
lant vor stationär“ konsequent umzusetzen und die Ziele von Art. 19 BRK innert nützlicher Frist und vor 
allem bedarfsgerecht zu erfüllen. Wegen der Kompetenzverteilung genügt es aber auch nicht, einfach 
die Vorgaben auf die nächste Planungsperiode im Sinne des vorliegenden Antrages zu verändern. Eine 
angemessene Entwicklung und Steuerung ist nur möglich, wenn das Leistungsfeld Menschen mit Behin-
derungen ganzheitlich dem Kanton zugewiesen wird. Dafür muss aber das Sozialgesetz angepasst wer-
den. Der Regierungsrat ist nach § 54 Abs. 4 SG verpflichtet, die Auswirkungen der Kostenaufteilung 
zwischen Kanton und Gemeinden im Rahmen der Verbundsaufgabe Ergänzungsleistungen alle vier 
Jahre zu überprüfen. Mit Einführung der Pflegefinanzierung hat der Kantonsrat im Sinne einer Über-
gangsregelung die vierjährige Frist für die Überprüfung auf fünf Jahre erstreckt und zusätzlich be-
stimmt, dass er unter Berücksichtigung der Pflegekostenbeiträge den Verteilschlüssel für die EL und 
Verwaltungskosten neu festlegen will (§ 179 SG). Zudem hat der Kantonsrat die Aufträge „Klare Kom-
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petenzen- und Finanzregelungen im Sozialbereich“ (KRB A 222/2011) und „Entwicklung Sozialkosten“ 
(KRB A 027/2012) für erheblich erklärt und damit veranlasst, zu überprüfen, ob die Kompetenzordnung 
und Finanzregelungen im Sozialbereich noch stimmen. Im Weiteren hat er am 25. März 2014 (SGB 
188/2013) die Planungsbeschlüsse 6 und 8 für erheblich erklärt und den Regierungsrat beauftragt, dem 
Kantonsrat Botschaft und Entwurf zur Aufgabenentflechtung im Sozialbereich zu unterbreiten. Entspre-
chend wurde ein Gesetzgebungsprojekt gestartet. Die Vorabklärungen der eingesetzten Arbeitsgruppe 
(RRB Nr. 2017/53 vom 10. Januar 2017) haben ergeben, dass eine Aufgabenzuteilung, bei welcher die 
Kosten der EL zur AHV und die Pflegekosten den Gemeinden zugeschlagen würden, während der Kan-
ton die Kosten für die EL zur IV und für die Kosten für die Fremdplatzierungen Minderjähriger über-
nimmt, am zielführendsten erscheint und einen beinahe kostenneutralen Aufgabenabtausch zulassen 
sollte. Folge davon wäre unter anderem, dass das Leistungsfeld Menschen mit Behinderungen integral 
dem Kanton zugeteilt wird, damit die nötige Planung und Steuerung wahrgenommen werden kann. 
Mit Beschluss Nr. 2017/1674 vom 26. September 2017 haben wir das Departement des Innern entspre-
chend beauftragt, Botschaft und Entwurf zur Aufgabenentflechtung in der sozialen Sicherheit in diesem 
Sinne auszuarbeiten und zur Beschlussfassung vorzulegen. Der vorliegende Antrag beabsichtigt eine 
Zielsetzung, die mit derjenigen des genannten Gesetzgebungsprojektes grundsätzlich übereinstimmt. 
Mit Blick auf diese Übereinstimmung zwischen dem vorliegenden Antrag und den Zielsetzungen zur 
laufenden Aufgabenentflechtung in der sozialen Sicherheit soll eine Erheblicherklärung erfolgen. Dies 
allerdings mit verändertem Wortlaut. Zum einen ist abzubilden, dass das Sozialgesetz anzupassen ist, 
zum anderen muss die Vorgabe gelten, dass der nötige Umbau des Leistungsfeldes und die Entwick-
lungsschritte gemäss BRK keine zusätzliche Ausgabensteigerung zur Folge haben, sondern mit den heu-
te bereits geplanten Mitteln realisiert werden. Dazu ist nötig, dass die bestehenden Kapazitäten be-
darfsgerecht umverteilt werden.  
4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung mit folgendem Wortlaut: B.3.1.11 (neu) Selbststän-
digkeit von Menschen mit Behinderung fördern. Der Regierungsrat wird beauftragt, im Rahmen des 
Projektes Aufgabenentflechtung und Verteilschlüssel für die Ergänzungsleistungen zur AHV und IV 
sowie für die Pflegekostenbeiträge das Sozialgesetz so anzupassen, dass der Kanton innovative Angebo-
te für das selbstständige Wohnen und Arbeiten von Menschen mit Behinderung fördert und ein be-
darfsgerechtes Angebot in diesem Bereich bereitstellt. Dabei sind neue Angebote vor allem durch eine 
bedarfsgerechte Umverteilung der bestehenden Kapazitäten aufzubauen, um Mehrkosten zu vermei-
den. 
 
b) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 31. Januar 2018 zum Antrag des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Barbara Wyss Flück (Grüne), Sprecherin der Sozial- und Gesundheitskommission. Dieser Planungsbe-
schluss ist an der Sitzung vom 31. Januar 2018 diskutiert und besprochen worden. Er wurde schlussend-
lich mit 12 zu 0 Stimmen unterstützt, und zwar mit dem abgeänderten Wortlaut des Regierungsrats. 
Ausführlich haben wir die Unterscheidung von stationären und ambulanten Angeboten diskutiert sowie 
die unterschiedlichen Zuständigkeiten. Wo sind die Gemeinden zuständig, wo ist es der Kanton? Es geht 
bereits einiges in die richtige Richtung. Claudia Hänzi sowie Regierungsrätin Susanne Schaffner haben 
die Schritte in die Zukunft aufgezeigt. Anscheinend ist man schon weit fortgeschritten mit den Aufga-
benentflechtungen und den nötigen Regulativen, die diesen Bereich künftig steuern sollen. Nebst den 
möglichen finanziellen Auswirkungen ist in der Kommission auch diskutiert worden, was neue Angebo-
te sein könnten. Gerade der Begriff «innovative Angebote» und was das beinhalten könnte, hat zu 
Diskussionen Anlass gegeben. Wie bereits eingangs erwähnt, geht dieser Planungsbeschluss für alle 
Mitglieder der Sozial- und Gesundheitskommission in die richtige Richtung. Der Regierungsrat ist mit 
dem, von der Grünen Fraktion geforderten Ziel einverstanden und strebt es als eigenes Ziel an. Er hat 
den Wortlaut abgeändert und die Sozial- und Gesundheitskommission wird dies selbstverständlich un-
terstützen. 

Johannes Brons (SVP). Ein selbstständiges Wohnen soll für Menschen mit einer Behinderung möglich 
sein und entspricht im Prinzip der UNO-Behindertenrechtskonvention. Selbstständiges Wohnen soll nicht 
auf Quoten oder Kontingente abgestützt werden, sondern man soll dort hinschauen, wo es Sinn macht 
und möglich ist. Institutionen, die Behinderten ein Wohnen anbieten, sollen auch ein selbstständiges 
Wohnen fördern, wo es möglich ist. Die VEBO hat bereits Wohngruppen und mietet geeignete Woh-
nungen extern. Es dürfen keine neuen Kosten entstehen. Wir sind überzeugt, dass das selbstständige 
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Wohnen günstiger zu stehen kommt. So soll auch die Freiwilligenarbeit gefördert werden. Die SVP-
Fraktion wird dem vom Regierungsrats abgeänderten Wortlaut grossmehrheitlich zustimmen. 

Felix Lang (Grüne). Als Erklärung wird in leichter Sprache zur UNO-Behindertenrechtskonvention der 
Begriff «Behinderung/Behinderungen» folgendermassen erklärt: «Ein Mensch hat ein körperliches Prob-
lem. Er sitzt zum Beispiel im Rollstuhl. Oder ein Mensch hat ein Problem mit der Seele. Zum Beispiel hat 
er immer Angst. Oder ein Mensch hat eine geistige Behinderung oder Lernschwierigkeiten. Behinderung 
entsteht nur, wenn die Umwelt nicht gut für die Menschen ist. Ein Beispiel: Ein Mann sitzt im Rollstuhl. 
Wenn die Umwelt ohne Hindernisse für ihn ist, kann er trotzdem überall mitmachen. Er kann zum Bei-
spiel ins Kino gehen. Er kann dabei sein und hat keine Nachteile. Wenn das Kino aber keinen Fahrstuhl 
hat, kann der Mann nicht in das Kino. Er wird daran gehindert. Dann kann man sagen: Der Mann ist 
behindert. Darum ist es so wichtig, dass unsere Umwelt barrierefrei ist. Es soll keine Hindernisse geben. 
Dann wird kein Mensch behindert.» Die Grüne Fraktion ist erfreut, dass unser Regierungsrat diese zitier-
te Begrifflichkeit offenbar anerkennt. Es sind tatsächlich nicht die Behinderten, die ihren Wunsch vom 
selbstständigen Wohnen, ihren Wunsch, im ersten Arbeitsmarkt Fuss fassen zu können, bisher verpasst 
haben. Es sind vielmehr vor allem unsere Strukturen und unsere Vorstellung von und über Behinderte, 
die fast unüberwindbare Schranken für die Behinderten darstellen. Aus Sicht der Grünen Fraktion ist 
tatsächlich die Zeit reif für einen Paradigma-Wechsel, ein Paradigma-Wechsel, den man mit dem dama-
ligen Herausführen der Behinderten aus den psychiatrischen Anstalten in den 80er- bis Anfang der 90er-
Jahre vergleichen kann. Jetzt geht es darum zu beginnen, die Behinderten aus den stationären Angebo-
ten heraus in das selbstständige Wohnen und zum Teil auch in den ersten Arbeitsmarkt zu begleiten. Im 
besten Fall geschieht dies mit entsprechender abbaubarer ambulanter Hilfe. Das wünschen die Behin-
derten und das ist auch volkswirtschaftlich angezeigt. Wir sind zudem sehr froh, dass der Regierungsrat 
einsieht, dass die Finanzströme - ambulant muss die Gemeinde bezahlen, stationär der Kanton - ein 
grosses Hindernis darstellen. Was in diesem Zusammenhang noch angegangen werden muss, ist die 
Finanzierung des Werdegangs, sprich Bildung, Kompetenzerarbeitung des einzelnen Behinderten, der 
diesen Weg gehen will. Institutionen, die uneigennützig finanziell betrachtet gegen das eigene Ge-
schäftsinteresse engagiert sind, müssen fast für jeden Fall individuelle Finanzierungen, zum Teil mit 
Hilfe aus Spendentöpfen und zum Teil auch im Graubereich, zusammensuchen. Die Grüne Fraktion ist 
einstimmig für die Erheblicherklärung des geänderten Wortlauts des Regierungsrats. Sie dankt dem 
Regierungsrat für die konstruktive Aufnahme unseres Planungsbeschlusses. 

Thomas Studer (CVP). Heute ist der internationale Tag des Waldes. Das wollte ich gerne anmerken (Hei-

terkeit im Saal). Unsere Fraktion CVP/EVP/glp/BDP vertritt einstimmig die Meinung, den abgeänderten 
Antrag anzunehmen. 

Stefan Oser (SP). Wir unterstützen den Planungsbeschluss, dass der Kanton neue Angebote für das 
selbstständige Wohnen und Arbeiten von Menschen mit Behinderung fördert und ein entsprechendes 
Angebot in diesem Bereich zur Verfügung stellt. Mit dieser Massnahme wird ein vermehrter Einbezug in 
die Gemeinschaft erreicht, weg von der Isolation. Künftig sollen neue innovative Ideen vorgebracht 
werden, so zum Beispiel vermehrt Betreuungsformen wie Wohngemeinschaften. Durch den Ausbau im 
ambulanten Bereich werden Kosten eingespart. Die entstehenden Ressourcen sollen sinnvollerweise in 
weitere künftige Angebote fliessen. Unsere Fraktion SP/Junge SP stimmt dem Antrag des Regierungsrats 
klar zu. 

Barbara Leibundgut (FDP). Auch im Bereich von Menschen mit Behinderung ist der Grundsatz «ambu-
lant vor stationär» umzusetzen. Das ist bereits bei der Angebotsplanung 2017 aufgenommen worden, 
wenn auch erst mit einem kleinen Anteil. Man hat dort 10% für innovative Profile, die der UNO-
Behindertenrechtskonvention entsprechen, bewilligt. Bei der aktuellen Aufgaben- und Finanzierungs-
aufteilung ist eine Umstellung von stationär hin zu ambulant ziemlich anspruchsvoll. Die Umstellung 
bedeutet eine Verschiebung der Kosten und der Verantwortung - hin zu den Gemeinden, weg vom 
Kanton. Das erzeugt grosse Unsicherheiten und grosse Aufgaben, die gelöst werden müssen. Die hohen 
Hürden bestehen auch bei der Ausrichtung der Sozialversicherungsbeiträge für autonome Wohnformen. 
Eine angemessene Steuerung ist nur möglich, wenn das ganze Leistungsumfeld für Menschen mit Be-
hinderung ganz zum Kanton gehört. Dazu braucht es eine Änderung des Sozialgesetzes. Dieser Prozess 
ist im Gang. Der vorliegende Antrag entspricht dem laufenden Prozess. Die Fraktion FDP.Die Liberalen 
unterstützt den Wortlaut des Regierungsrats einstimmig. 
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Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 11] 
 
Erheblicherklärung 89 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 0 Stimmen 
Enthaltungen 2 Stimmen 
 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Wir legen hier eine Pause ein. Ich erwarte Sie um 10.55 Uhr zurück. 
 
Die Verhandlungen werden von 10.24 bis 11.58 Uhr unterbrochen. 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Darf ich Sie bitten, Platz zu nehmen? Wir fahren mit dem nächsten 
Planungsbeschluss fort.  

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 6 

B.3.4.5 (neu) Fremdsprachenförderung 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 30. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 

 
1. Antragstext. B.3.4.5 (neu) Fremdsprachenförderung 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die längerfristige Wirkung der Zielerreichung der Fremdsprachen-
förderung aufzuzeigen. 
2. Begründung. Gemäss der Medienmitteilung des Kanton Solothurn vom 23. November 2017 soll das 
Französischlehrmittel der 5. und 6. Klasse weiterentwickelt werden. Auf der Sek 1-Stufe stösst das ent-
sprechende sprechende Französischlehrmittel auf grosse Kritik in der Lehrerschaft. Das Institut für Mehr-
sprachigkeit der Universität Freiburg überprüft im Auftrag der Passepartout-Kantone in einer wissen-
schaftlichen Untersuchung das neue Lehrmittel. Der Regierungsrat wird darum beauftragt diesbezüglich 
Rechenschaft ablegen. Die Meilensteine der Fremdsprachenförderung sollen in den Legislaturplan 2017–
2021 im Bereich Volksschule aufgenommen werden, da es sich dabei um zentrale Ziele der kommenden 
Jahre handelt. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Die Evaluation des Fremdsprachenunterrichts ist fixer Bestandteil 
der interkantonalen Vereinbarung über die Einführung des Französischunterrichts ab dem 3. und des 
Englischunterrichts ab dem 5. Schuljahr sowie die gemeinsame Entwicklung des Fremdsprachenunter-
richts (FEUV; BGS 411.213) vom 21. April 2006 (vgl. Art. 20), welche vom Kantonsrat mit KRB Nr. SGB 
95/2006 vom 7. November 2006 genehmigt wurde (Projekt Passepartout). Der Auftrag zur Evaluation 
des Fremdsprachenunterrichts wurde bereits vergeben. Als Passepartout-Kanton werden wir selbstver-
ständlich die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung des Instituts für Mehrsprachigkeit der 
Universität Freiburg aufnehmen und Rechenschaft dazu ablegen.  
Wie wir mit der zitierten Medienmitteilung vom 23.11.2017 informiert haben, ist die Umsetzung der 
Fremdsprachenförderung bereits im Gange und Meilensteine dazu sind gesetzt. Speziell für den Kanton 
Solothurn wird im Frühjahr 2018 die zweijährige Testphase ausgewertet, zur Frage, ob die neuen Fran-
zösischlehrmittel auch zur Deckung des Bedarfes in den nur zweijährigen solothurnischen Sek-P-Klassen 
geeignet sind. Kurzfristig werden die Lehrmittel für die 5. und 6. Klasse optimiert und zusätzlich eine 
Spielbox «on bavarde?» für die ganze Klasse zur Förderung der Verständigung in alltäglichen Sprechsi-
tuationen herausgegeben. Kurz- und mittelfristig werden die Wirksamkeitsberichte des Institutes für 
Mehrsprachigkeit der Universität Freiburg vorliegen (im Juni 2018 zur Erreichung der Lernziele in Fran-
zösisch am Ende der Primarschule; ab 2020 zur gleichen Frage per Ende der obligatorischen Schulzeit). 
Gestützt auf diese wissenschaftlichen Erkenntnisse gilt es die jeweils sachgerechten weiteren Meilen-
steine zur Zielerreichung der Fremdsprachenförderung zu setzen. Diese Meilensteinsetzung erfolgt so-
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mit bevorzugt nicht vorab im Legislaturplan der Solothuner Regierung, sondern nach Veröffentlichung 
und Diskussion der wissenschaftlichen Erkenntnisse durch Beschlüsse der Steuergruppe der Bildungsdi-
rektorinnen und -direktoren der sieben Partnerkantone im Projekt Passepartout. Auch in diesem Sinne 
wird dem Auftrag bereits entsprochen. 
4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung und Abschreibung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 31. Januar 2018 zum Antrag des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Kuno Gasser (CVP), Sprecher der Bildungs- und Kulturkommission. Bei diesem Antrag geht es darum, 
dass neu mit der Ziffer B.3.4.5 im Legislaturplan 2017-2021 aufgenommen werden soll, dass der Regie-
rungsrat die langfristige Wirkung der Zielerreichung der Fremdsprachenförderung aufzeigt. Dieser An-
trag wurde durch eine Medienmitteilung ausgelöst, dass das Französisch-Lehrmittel der fünften und 
sechsten Klasse weiterentwickelt werden soll. Gerade dieses Lehrmittel steht in der grossen Kritik von 
gewissen Lehrpersonen. Das Institut für Mehrsprachigkeit der Universität Freiburg überprüft im Auftrag 
der sieben Passepartout-Kantone das neue Lehrmittel. Der Regierungsrat soll darüber Rechenschaft 
ablegen. Die Meilensteine der Fremdsprachenförderung sollen in den Legislaturplan aufgenommen 
werden. In seiner Stellungnahme weist der Regierungsrat darauf hin, dass der Auftrag zur Evaluation 
vom Fremdsprachenunterricht bereits vergeben ist. Selbstverständlich wird der Regierungsrat die Ergeb-
nisse der Universität Freiburg aufnehmen und Rechenschaft ablegen. Die Umsetzung der Fremdspra-
chenförderung ist bereits im Gang und die Meilensteine sind gesetzt. Speziell für den Kanton Solothurn 
wird im Frühjahr 2018 die zweijährige Testphase ausgewertet. Kurzfristig sollen die Lehrmittel der fünf-
ten und sechsten Klasse optimiert werden. Bis im Juni 2018 soll der Bericht der Universität Freiburg zum 
Erreichen der Lernziele im Französisch am Ende der Primarschulzeit vorliegen. Ab 2020 soll das Gleiche 
für das Ende der obligatorischen Schulzeit vorliegen. Gestützt darauf sollen dann neue Meilensteine 
gesetzt werden. Das soll aber nicht im Legislaturplan der Solothurner Regierung, sondern durch die 
Steuergruppe der Bildungsdirektoren der sieben Passepartout-Kantone geschehen. Die Bildungs- und 
Kulturkommission hat den Antrag einstimmig erheblich erklärt. Sie hat grossmehrheitlich dafür ge-
stimmt, dass man den Auftrag nicht abschreiben soll. Der Regierungsrat hat diesem Antrag am 20. Feb-
ruar 2018 zugestimmt. Wenn ich auch gleich die Fraktionsmeinung mitteilen darf: Unsere Fraktion 
schliesst sich dem an und wird dem Antrag zustimmen. 

Roberto Conti (SVP). Im Kanton Solothurn ist die Diskussion im Bereich Französisch schon lange bekannt 
und nimmt immer zu, vor allem die Kritik an den Lehrmitteln. Angesichts dieser nicht enden wollenden 
Diskussion - und diese läuft seit Jahren - ist es sinnvoll, diesen Planungsbeschluss erheblich zu erklären 
und nicht abzuschreiben. Ich ergänze dies hier noch mit einer interessanten Umfrage, die am 21. Juni 
2017 auf Telebasel ausgestrahlt worden ist. Gemäss einer Umfrage des Baselbieter Lehrerverbandes bei 
233 Primarlehrkräften stufen über 90% das Lehrmittel «mille feuilles» als zu schwierig und nicht stufen-
gerecht ein. Auch das Lehrmittel «Clin d'Oeil» wird von drei Vierteln als zu schwierig und mit einer we-
nig ansprechenden Themenwahl abgestraft. Man kann sagen: Der Baum brennt im Passepartout-Lager. 
Das ist aber nur ein Beispiel einer Lehrmittelfehlkonstruktion als Folge der sogenannten Lehrplan 21-
Kompatibilität. Dies verunmöglicht ein strukturiertes Lehren, es überfordert die schwachen Schüler und 
Schülerinnen masslos und es ermöglicht keine echte Förderung von überdurchschnittlich begabten Schü-
lerinnen und Schülern. Wenn das bei anderen Fächern Schule macht, dann kann man nur sagen: Das 
kann ja heiter werden. 

Andreas Schibli (FDP). Die Fraktion FDP.Die Liberalen kann den Entscheid der Bildungs- und Kulturkom-
mission nachvollziehen und wird dem Planungsbeschluss einstimmig zustimmen, so auch auf keine Ab-
schreibung. 

Mathias Stricker (SP). Die Evaluation des Fremdsprachenunterrichts ist aufgegleist. Die Fraktion SP/Junge 
SP unterstützt das. Wir unterstützen die Erheblicherklärung und erachten es auch als in Ordnung, wenn 
hier keine Abschreibung erfolgt. Es ist wichtig, dass man genau hinschaut. In diesem Zusammenhang 
haben wir noch zwei, drei Fragen, die sich durch den doch überraschenden Entscheid der letzten Tage 
ergeben haben, das Obligatorium für «Clin d'Oeil» auf der Sek P-Stufe aufzuheben. Der Entscheid wirft 
Fragen auf: Warum geschieht dies jetzt vor der Evaluation? Warum macht man es nur auf der Sek P-
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Stufe? Gerade in der Sek E und B führt es zu grossem Unmut. Welche Folgen hat es für die Primarschu-
le? Wie sollen die Schüler auf die Sek P-Stufe vorbereitet werden? 

Remo Ankli (Vorsteher des Departements für Bildung und Kultur). Ich sage gerne noch ein paar Worte 
dazu - nicht zum vorliegenden Antrag an sich, da wir uns da einig sind und es keine Differenzen mehr 
gibt. Vielmehr möchte ich mich kurz zu den Fragen äussern. Ich habe Abklärungen in Auftrag gegeben, 
ob die Passepartout-Lehrmittel auch auf der Sek P-Stufe benutzt werden können. Die Abklärungen ha-
ben zum Schluss geführt, dass wir ein Problem haben, da wir eine zweijährige P-Stufe haben, was etwas 
speziell ist. Das Lehrmittel ist auf eine dreijährige Sekundarschule ausgelegt. In allen anderen Kantonen 
ist das so der Fall, bei uns hingegen ist es etwas anders. Daher wurden diese spezifischen Abklärungen 
nötig. Das Resultat dieser Studie hat klar ergeben, dass wir die Ziele, die man am Ende der Sek P für 
einen Übergang ins Gymnasium erreichen muss - was ja der Sinn und Zweck einer Sek P ist - so nicht 
erwirken. In der Tat sind nicht alle Probleme damit gelöst. Ich deklariere das an dieser Stelle sehr gerne. 
Jetzt muss evaluiert werden, welches oder welche Lehrmittel - es wird sich sehr wahrscheinlich um eine 
Auswahl handeln - auf der Sek P-Stufe eingesetzt werden können. Das ist ein Auftrag, den ich an die 
Sek P-Konferenz erteilt habe, beziehungsweise an die Experten, auf die ich zurückgreifen kann. Diese 
Aufgabe muss zuerst noch gelöst werden. Es gibt keine Lehrmittel, die genau auf unsere Sek P-Stufe 
zugeschnitten sind, den es handelt sich um einen Spezialfall, der auf die Sek I-Reform zurückzuführen 
ist. Wichtig ist, dass der Übergang von der Primarschule in die Sek P gewährleistet ist. Diese Übernahme 
sollte kaum ein Problem sein. Ich sehe eher ein Problem zwischen den verschiedenen Sekundarstufen, 
also zwischen P und E. Auch hier ist es absolut meine Absicht und es ist mein Wille, dass die Durchlässig-
keit weiterhin gewährleistet sein muss. Das sind soweit meine Ausführungen zum Spezialfall Sek P. In 
Zusammenarbeit mit den anderen Passepartout-Kantonen führen wir bald die Evaluation für die ande-
ren Sekundarstufen durch. Das dauert nicht mehr lange, der Zeitplan ist bekannt und es wurde bereits 
alles aufgegleist. In aller Klarheit und Ehrlichkeit muss man dann ein Fazit ziehen, wie es mit diesen 
Passepartout-Lehrmitteln weitergeht. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 12] 
 
Erheblicherklärung 90 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 1 Stimme 
Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 7 

B.1.2.6 (neu) Lebensqualität der Bevölkerung berücksichtigen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 30. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 

 
1. Vorstosstext. Der Kanton berücksichtigt als zusätzliche Grundlage zur Steuerung und Förderung der 
Standortattraktivität die Lebensqualität der Bevölkerung. 
2. Begründung. Das Fördern der Lebensqualität der Bevölkerung ist ein grundsätzliches Interesse der 
kantonalen Politik. Nicht nur herkömmliche Steuerungsgrössen wie der Steuerfuss oder die Arbeitslo-
senstatistik, sondern auch subjektive, sogenannt weiche Faktoren haben einen wesentlichen Einfluss auf 
die Lebensqualität der Menschen und damit die Standortattraktivität. Die Erfassung der Lebensqualität 
als Grundlage zur Verbesserung der Standortattraktivität soll innerhalb der laufenden Legislatur mit 
einem auszuwertenden Pilotversuch gestartet werden. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kan-
tonsrat den Legislaturplan und nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem 
Planungsbeschluss den Regierungsrat beauftragen eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu 
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entwickeln. Die Lebensqualität der Bevölkerung ist für die Standortattraktivität von sehr hoher Bedeu-
tung. Die gute Positionierung des Kantons Solothurn als Lebens-, Wohn- und Arbeitsstandort steht im 
Fokus der Standortstrategie 2030, deren Ausarbeitung im Legislaturplan 2017 – 2021 aufgenommen 
wurde. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) hilft mit der Bet-
ter Life Initiative zu verstehen, was für das Wohl der Menschen und der Staaten wichtig ist und was 
getan werden muss, um grössere Fortschritte für alle zu erzielen. Der Better Life Index soll Menschen 
dazu anregen, an der Diskussion über Glück und Lebenszufriedenheit teilzunehmen und herauszufin-
den, welche Dinge im Leben ihnen besonders wichtig sind. Die Nutzer können die Lebensqualität in 
verschiedenen Ländern und elf Teilbereichen vergleichen, also in puncto Gemeinsinn, Bildung, Umwelt, 
zivilgesellschaftliches Engagement, Gesundheit, Wohnverhältnisse, Einkommen, Beschäftigung, Lebens-
zufriedenheit, Sicherheit sowie Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben. Der Better Life Index wird 
jährlich aktualisiert. Im Vergleich zur Lebensqualität erreicht die Schweiz jeweils einen Spitzenplatz 
(2017: Rang 3). Diesen Vergleichsindikator gibt es auf kantonaler Ebene nicht. Es wäre aufgrund der 
vorhandenen Gegebenheiten (Grösse, interkantonale Verflechtungen, nationale Vorgaben und Mei-
nungsbildung etc.) auch wenig sinnvoll und mit beschränkter Aussagekraft sowie unverhältnismässig 
teuer, ein derartiges Instrument in einzelnen Kantonen einzuführen. Bei einem Alleingang des Kantons 
Solothurn wäre zudem die Vergleichbarkeit nicht gegeben. Das Königreich Bhutan versucht den Lebens-
standard als weltweit einziger Staat mit dem Bruttonationalglück zu messen. Dabei werden verschiede-
ne Aspekte wie Lebenszufriedenheit, Spiritualität, Gesundheit, Zeitnutzung, Wissen, Werte, kulturelle 
Vielfalt, Resilienz, soziale Unterstützung, Umweltverschmutzung, Pro Kopf Einkommen und weitere, 
gemessen und erfragt. Die Erhebung des Bruttonationalglücks ist nicht unumstritten. Die Durchführung 
der Umfragen und die Ermittlung des Index sind sehr kosten- und zeitintensiv. Zudem ist die Gewich-
tung der einzelnen Indikatoren beeinflussbar. Bisher hat das Königreich Bhutan drei Erhebungen 
durchgeführt (2008, 2010 und 2015). Die Erhebung eines derartigen Index dürfte in einer relativ ge-
schlossenen Gesellschaft eindeutigere Ergebnisse hervorbringen, als in einer offenen und stark verfloch-
tenen Volkswirtschaft. Für Bhutan ist die mangelnde Vergleichbarkeit auf internationaler Ebene jedoch 
ein Nachteil. Zusammengefasst halten wir fest, dass die Messung der Lebensqualität interessant, aber 
stark subjektiv beeinflussbar sowie kostenintensiv wäre. Die Relation zwischen voraussichtlichem Auf-
wand und zusätzlichen Erkenntnissen zur Verbesserung der Standortattraktivität lässt sich für ein klei-
nes, offenes und mit seinen Nachbarn stark verflochtenes Gebilde, wie es der Kanton Solothurn dar-
stellt, nicht rechtfertigen. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 1. Februar 2018 zum 

Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Hugo Schumacher (SVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. In diesem Vorstoss der 
Grünen Fraktion geht es darum, dass die Lebensqualität als zusätzliche Grundlage für die Steuerung und 
Förderung der Standortattraktivität berücksichtigt werden soll. Nicht nur harte Faktoren oder Steue-
rungsgrössen wie der Steuerfuss oder die Arbeitslosenstatistik sollen dafür beigezogen werden, sondern 
es sollen auch die weichen Faktoren berücksichtigt werden. Noch in dieser Legislatur soll ein Pilotver-
such gestartet werden. Die Kommission hat festgestellt, dass es in der Natur der weichen Faktoren liegt, 
dass diese nur schwer messbar sind. Weiter ist die Frage aufgetaucht, was man mit den erhobenen Da-
ten, die daraus resultieren - falls eine Messung überhaupt möglich ist - machen würde. Der Tenor ist in 
der Fraktion eindeutig gewesen. Es ist ein gut gemeinter Vorstoss, der jedoch nicht umsetzbar ist. Ent-
sprechend ist dieser Antrag mit 12 Stimmen zu 1 Stimme in der Kommission nicht erheblich erklärt wor-
den. 

Georg Nussbaumer (CVP). Grundsätzlich ist es herrlich, dass wir uns über das Bruttonationalglück unter-
halten können. Es ist doch sympathisch, dass man über so etwas diskutieren kann. Leider sind solche 
Dinge durch die vielen weichen Faktoren schwer messbar. Ich würde behaupten, dass eine Messung 
über den Kanton Solothurn unmöglich ist, weil hier extreme Abhängigkeiten mit den Nachbarregionen 
bestehen und es zudem nicht gerade günstig wäre. Übrigens habe ich mich schlau gemacht. Das Brutto-
nationalglück, welches das Königreich Bhutan einmal erhoben hat, hat sich wie folgt messen lassen: Es 
gab dazu einen Fragebogen mit 750 Fragen, die beantwortet werden mussten. Der Aufwand dafür lag 
bei etwa sechs Stunden. Entsprechend sind auch lediglich 950 Personen befragt worden. Aufgrund des-
sen ist man sich in der Wissenschaft einig, dass zwar viel darüber gesprochen wird, dass die Resultate 
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aber nicht wirklich valid sind. Wir sind der Meinung, dass wir hier eine schwere Vorreiterrolle überneh-
men müssten, wenn wir so etwas bei uns einführen möchten. Unsere Fraktion wird daher auf nichter-
heblich plädieren. 

Heiner Studer (FDP). Wir gehen mit der Grünen Fraktion einig, dass eine gute Lebensqualität von jedem 
Einwohner einer Gemeinde, einer Region oder einem Kanton eine Voraussetzung dafür ist, dass man am 
selben Ort bleibt oder an einen anderen Ort zieht. Damit aber eine solche Steuergrösse aufgenommen 
werden kann, müssen die Kriterien definiert sein. Da besteht garantiert die Schwierigkeit bei der Um-
setzung dieses Antrags. Jede Gemeinde sieht andere Prioritäten und sie machen dementsprechend ein 
Angebot für die Attraktivität. In anderen Nachbargemeinden kann dies aber schon das Gegenteil be-
wirken. Genau dasselbe gilt von Region zu Region oder von Kanton zu Kanton. Eine vorbestimmte Liste 
von Kriterien ist somit sehr fragwürdig. Sie muss seitens des Kantons erstellt und mit grossem Aufwand 
verwaltet werden. Wir sehen hinter diesem Auftrag im Moment wenig Sinn und keinen Nutzen. Die 
Fraktion FDP.Die Liberalen wird den Planungsbeschluss einstimmig ablehnen. 

Hardy Jäggi (SP). Die Grüne Fraktion möchte mit diesem Planungsbeschluss erreichen, dass für die Förde-
rung und Steuerung der Standortattraktivität auch die Lebensqualität der Bevölkerung berücksichtigt 
wird. Im Grundsatz steht die Fraktion SP/Junge SP diesem Ansinnen positiv gegenüber. Wir sind der 
Meinung, dass viel mehr als ein tiefer Steuersatz dazu beiträgt, ob eine Region als Firmenstandort oder 
als Wohnort attraktiv ist oder nicht. Dazu gehören unter anderem gute Verbindungen mit dem öffentli-
chen Verkehr, ein breitgefächertes Bildungsangebot, vielseitige Freizeit- und Sportmöglichkeiten und 
attraktiver Wohnraum. Diese Kriterien sollen überprüft und, wo nötig, ausgebaut werden. Aber bei der 
konkreten Umsetzung des Ansinnens der Grünen sehen wir Schwierigkeiten. Wie soll die Lebensqualität 
gemessen werden? Welche Faktoren werden dabei berücksichtigt? Wie werden sie gewichtet? Selbst 
wenn man einen Lebensqualitätsfaktor ermittelt hat - was macht man dann damit? Die Fraktion 
SP/Junge SP hält die Idee für gut gemeint, erachtet sie aber als nicht praktikabel. Wir stimmen daher für 
Nichterheblicherklärung. 

Jacqueline Ehrsam (SVP). In der Begründung steht geschrieben, dass die Förderung der Lebensqualität 
der Bevölkerung ein grundsätzliches Interesse der kantonalen Politik ist. Das ist genau das, was wir hier 
in diesem Saal machen. Jeder und jede hier im Rat hat eine andere Vorstellung darüber, was Lebensqua-
lität heisst. Diese Vorstellungen setzen wir hier im Rat mit unseren Vorstössen, mit unserer Politik um. 
Die Schweiz hat eine Bevölkerung, die zu den glücklichsten zählt - und das ist schön. Das hängt auch 
damit zusammen, dass die Bevölkerung in der Politik mitentscheiden kann und man sie befragt. Eine 
Auswertung für den sogenannten Better Life Index in einem solch verzettelten Kanton, wie es der Solo-
thurner Kanton ist, ist schwierig. Es ist auch schwierig, die weichen Faktoren zu messen. Es wäre kompli-
ziert und ein derartiges Instrument wäre mit unverhältnismässig hohen Kosten verbunden und zudem 
mit zu viel Aufwand verbunden. Im Weiteren ist es nicht möglich, einen kantonalen Vergleich zu erstel-
len. Mein Fazit an dieser Stelle: Was sollen die Auswertungen dem Kanton am Schluss bringen? Was 
bringt es dem Bürger effektiv, wenn ein Dornecker glücklicher ist als ein Thaler? Der Auftrag ist gut 
gemeint, aber wir werden ihn ablehnen. 

Felix Glatz-Böni (Grüne). Mit einem Planungsbeschluss will man helfen, das regierungsrätliche Handeln 
in eine bestimmte Richtung zu lenken. Wir wollen hier kein Planungsmonster und wir wollen auch kein 
grosses Mess-Spektakel mit Objektivierung durchführen. Unser Anliegen ist, dass man bei sämtlichen 
Entscheidungen das Augenmerk auch immer auf diesen Aspekt richtet. Ich frage zum Beispiel: Warum 
ist Biogen bei uns im Kanton? Ist es einfach wegen des Geldes? Oder gibt es noch andere Faktoren, die 
von der Firma bei ihrem Entscheid berücksichtigt worden sind? Ich könnte mir beispielsweise vorstellen, 
dass jeder Regierungsrat und jede Regierungsrätin die Mitarbeitenden immer wieder auffordert und 
fragt, was sie diesen Monat zur Förderung der Lebensqualität der Bevölkerung beigetragen haben. 
Dann richten wir unseren Fokus dahin, wo eigentlich der ursprüngliche Sinn des Handelns ist, der uns 
aber immer wieder verloren geht. In diesem Sinn finden wir das durchaus angebracht.  
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 13] 
 
Erheblicherklärung 8 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 82 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 
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SGB 0188/2017 

Legislaturplan 2017–2021 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2013–2017 

Planungsbeschluss 8 

B.1.3.1/B.3.1.10 (Zusammenführung) Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung Kanton - Ein-

wohnergemeinde 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Antrags vom 30. November 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 

 
1. Antragsstext. B.1.3.1/B.3.1.10 (Zusammenführung) Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung Kanton- 
Einwohnergemeinde 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die vorgesehene Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung über 
alle Leistungsfelder, welche den Kanton und die Gemeinden gemeinsam betreffen, gleichzeitig und 
gesamtheitlich vorzunehmen. Die politischen Schwerpunkte B. 1.3.1 und B. 3.1.10 sind als ein Schwer-
punkt festzulegen. 
2. Begründung. Der Regierungsrat hat in seinem Legislaturplan 2017-2021 die Aufgaben- und Finanzie-
rungsentflechtung zwischen dem Kanton und den Einwohnergemeinden unter B.1.3.1 und B. 3.1.10 als 
zwei politische Schwerpunkte mit zwei unterschiedlichen Terminindikatoren festgelegt. Eine nachhalti-
ge und erfolgreiche Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung kann aber nur im Rahmen einer ge-
samtheitlichen Betrachtung aller gemeinsamen Leistungsfelder vollzogen werden. Deshalb ist es nicht 
richtig, dass die Entflechtung im sozialen Bereich als ein eigenständiger Schwerpunkt aufgeführt wird. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Aufgabenentflechtung und Verteilschlüssel für die Ergänzungsleistungen zur AHV und IV sowie für 

die Pflegekostenbeiträge. Gemäss § 54 Abs. 3 SG (Sozialgesetz vom 31. Januar 2007, BGS 831.1) tragen 
der Kanton und die Gesamtheit der Gemeinden gemeinsam die nach Abzug der Bundessubventionen 
verbleibenden jährlichen Aufwendungen für die Ergänzungsleistungen (EL) und die Verwaltungskosten. 
Wir sind nach § 54 Abs. 4 SG verpflichtet, die Auswirkungen der Kostenaufteilung zwischen Kanton und 
Gemeinden im Rahmen dieser Verbundsaufgabe alle vier Jahre zu überprüfen. Bei erheblichen Lasten-
verschiebungen haben wir beim Kantonsrat eine Änderung des Verteilschlüssels zu beantragen. Mit 
Einführung der Pflegefinanzierung hat der Kantonsrat im Sinne einer Übergangsregelung die vierjähri-
ge Frist für die Überprüfung auf fünf Jahre erstreckt und zusätzlich bestimmt, dass er im Jahr 2013 unter 
Berücksichtigung der Pflegekostenbeiträge den Verteilschlüssel für die EL und die Verwaltungskosten 
neu festlegen will (§ 179 SG). Wir haben die Auswirkungen des geltenden EL-Verteilschlüssels sowie 
diejenigen der Pflegekostenbeiträge untersuchen lassen. Mit Beschluss vom 4. Februar 2014 haben wir 
einen ersten Bericht vom 27. September 2013 und die Empfehlungen der eingesetzten Arbeitsgruppe 
zur Kenntnis genommen. Der Bericht zeigt auf, dass eine vollständige Aufgabenentflechtung und damit 
eine Beseitigung der Verbundaufgabe EL näher geklärt werden muss. Entsprechend haben wir gleich-
zeitig mit der Kenntnisnahme des Berichtes das Departement des Innern beauftragt, unter Einbezug des 
Verbandes Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) sowie gestützt auf die Erkenntnisse und Empfeh-
lungen der Arbeitsgruppe eine Vorlage zur weiteren Aufgabenentflechtung in Ergänzung zu jener über 
den NFA SO zuhanden des Regierungsrates auszuarbeiten. Um die nötige Zeit zur Realisierung einer 
angemessenen Lösung zu erhalten, hat der Kantonsrat erstmals mit Beschluss vom 6. November 
2013 (SGB 166/2013) im Sinne einer Übergangslösung festgelegt, dass die Pflegekostenbeiträge und die 
Beiträge an die EL, abzüglich der Bundesbeiträge und einschliesslich der Verwaltungskosten, für das 
Jahr 2014 je hälftig durch die Einwohnergemeinden und den Kanton getragen werden. Diese Lösung 
wurde mit Beschluss des Kantonsrates vom 3. September 2014 für 2015 (SGB 052/2014) fortgeführt. Der 
Massnahmenplan 2014 (SGB 212/2013) hat fortlaufende finanzielle Auswirkung auf einzelne soziale 
Leistungsfelder. Darüber hinaus haben wir mit RRB Nr. 233/2014 vom 4. Februar 2014 diverse Vorkeh-
rungen getroffen und Projekte angestossen, welche auf die Kostenentwicklung in der Sozialhilfe beein-
flussen. Soll eine Aufgabenentflechtung und damit eine definitive Zuteilung von Leistungsfeldern erfol-
gen, sind für eine sorgfältige Beurteilung genügend Erfahrungswerte unverzichtbar. So erschien es für 
die Gesetzgebungsarbeiten nötig, noch mehr Zeit einzuräumen und die Übergangslösung bei der Ver-
teilung der Kosten im Bereich EL und Pflegefinanzierung zwischen Kanton und Einwohnergemeinden 
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für die Jahre 2016 bis 2018 weiter zu führen. Einer entsprechenden Übergangslösung hat der Kantons-
rat mit Beschluss vom 3. November 2015 (SGB 0099/2015) zugestimmt. 
Der Kantonsrat hat zudem am 31. Oktober 2012 die Aufträge „Klare Kompetenzen- und Finanzregelun-
gen im Sozialbereich“ (KRB A 222/2011) und „Entwicklung Sozialkosten“ (KRB A 027/2012) für erheblich 
erklärt und damit einerseits veranlasst, zu überprüfen, ob die Kompetenzordnung und Finanzregelun-
gen im Sozialbereich noch stimmen und andererseits verlangt, dass die Entwicklungen der Sozialkosten 
in den nächsten Jahren aufgezeigt werden. Im Weiteren hat der Kantonsrat am 25. März 2014 (SGB 
188/2013) die Planungsbeschlüsse 6 und 8 für erheblich erklärt und uns beauftragt, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf zur Aufgabenentflechtung im Sozialbereich zu unterbreiten. 
3.2 Aktueller Stand und weiteres Vorgehen. Mit Beschluss vom 26. September 2017 (RRB Nr. 2017/1674) 
haben wir den zweiten Bericht vom 24. August 2017 und die darauf gestützten Empfehlungen der Ar-
beitsgruppe zur Kenntnis genommen. Wir haben uns dabei entschieden, den Weg einer konsequenten 
Aufgabenentflechtung weiterzugehen und damit den EL-Verteilschlüssel aufzuheben. Dabei folgten wir 
dem Lösungsvorschlag der Arbeitsgruppe, welcher vorsieht, die EL zur AHV sowie die Pflegefinanzie-
rung vollumfänglich den Gemeinden und die EL zur IV sowie das Leistungsfeld Platzierung von Minder-
jährigen dem Kanton zuzuschlagen. Diese Zuweisung ist aktuell fast kostenneutral möglich; d.h. beide 
Seiten übernehmen Aufgaben, die in etwa mit gleich grossen Kostenlasten verbunden sind. Zudem wei-
sen beide Seiten bereits eine Nähe zum Leistungsfeld auf, welches ihnen integral zugeteilt werden soll. 
Von der Übernahme des Leistungsfeldes Platzierung von Minderjährigen erhoffen wir uns gute Chancen 
auf eine bessere Steuerbarkeit der Ausgaben bzw. eine zielführendere Planung der Kapazitäten in Ab-
stimmung mit dem Bereich Sonderschulen. Gleichzeitig haben wir in demselben Beschluss dem vonsei-
ten der Arbeitsgruppe ebenfalls geäusserten Hinweis Rechnung getragen, in einem weiteren Projekt 
eine Gesamtrechnung bzw. ganzheitliche Darstellung der Lastenverteilung über alle öffentlich-
rechtlichen Leistungsfelder hinweg zu erstellen und dabei auch den in den vergangenen beiden Legisla-
turen erfolgten Abtausch von Leistungsfeldern bzw. finanziellen Be- und Entlastungen auf Seiten Kan-
ton und Einwohnergemeinden aufzuzeigen. Dieser Auftrag wurde entsprechend in den aktuellen Legis-
laturplan aufgenommen (B.1.3.1) und soll im Rahmen der Arbeiten zur «Aufgabenreform Kanton – 
Einwohnergemeinden» angegangen werden. Wir sind der Meinung, dass mit diesem Vorgehen allen 
Interessen gedient ist und keine weitere Verzögerung beim EL-Verteilschlüssel nötig wird. Insbesondere 
vonseiten des Kantonsrates wurde schon moniert, dass diesbezüglich noch keine Lösung präsentiert 
werden konnte. Nun liegt ein Vorschlag vor, welcher die Lastenverteilung nicht wesentlich verändert, in 
Zusammenarbeit mit dem VSEG entstanden ist und damit konsensfähig erscheint. Entsprechend ist es 
unser Ziel, dieses Projekt im Jahre 2018 abzuschliessen. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 31. Januar 2018 zum Antrag des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Thomas Studer (CVP), Sprecher der Sozial- und Gesundheitskommission. Der Planungsbeschluss 8 ist von 
der Fraktion FDP.Die Liberalen eingereicht worden. Sie möchte damit die politischen Schwerpunkte 
«B.1.3.1 Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung Kanton und Einwohnergemeinden» und 
«B.3.1.10 Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung in der sozialen Sicherheit abschliessen» zusammen-
führen. Bei diesen beiden politischen Schwerpunkten hat der Regierungsrat im Legislaturplan 2017-
2021 zwei unterschiedliche Terminindikatoren festgelegt. Nach Ansicht der Antragsteller kann eine 
erfolgreiche Entflechtung der Aufgaben und der Finanzierung zwischen den Gemeinden und dem Kan-
ton nur im Rahmen einer gesamtheitlichen Betrachtung und als eigenständiger Schwerpunkt vollzogen 
werden. Der politische Schwerpunkt 1.3.1 behandelt die Gesamtrechnung beziehungsweise möchte die 
ganzheitliche Darstellung der Lastenverteilung über die öffentlich-rechtlichen Leistungsfelder zwischen 
dem Kanton und den Einwohnergemeinden erstellen und per 31. Juli 2021 umsetzen. Je nach Ergebnis 
müssten dann Gesetzesanpassungen vollzogen werden. Der politische Schwerpunkt 3.1.10 betrifft Ver-
bundaufgaben der Kosten für Ergänzungsleistungen (EL) zwischen dem Kanton und den Gemeinden. 
Hier geht es in erster Linie um die Aufgabenentflechtung im Bereich der sozialen Sicherheit und um den 
bereits begonnenen Prozess per 31. Dezember 2020 abzuschliessen. Dem Ergebnis entsprechend müsste 
auch hier das Sozialgesetz angepasst werden. Die Sozial- und Gesundheitskommission hat das Geschäft 
am 31. Januar 2018 behandelt. Laut Regierungsrätin Susanne Schaffner ist der Antrag hinsichtlich der 
Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung zwischen Kanton und Gemeinden in sämtlichen Leistungs-
feldern seit längerer Zeit ein Vorhaben. Der Prozess ist noch nicht so weit fortgeschritten. Nach Aussa-
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gen der Amtsvorsteherin Claudia Hänzi liegt betreffend der Aufgabenentflechtung im Sozialbereich 
eine Studie von ECOPLAN vor. Diese sieht vor, dass die EL im Zusammenhang mit der AHV inklusive der 
Pflegefinanzierung den Gemeinden übertragen werden sollen. Die EL, im Zusammenhang mit der Inva-
lidenversicherung und da auch integriert die Finanzierung der Angebote für Menschen mit Behinderung 
und zusätzlich die Kosten für die Platzierung von minderjährigen Jugendlichen - was heute via Sozialhil-
fe abgedeckt ist - sollen vom Kanton übernommen werden. Somit würde die Problematik entschärft, 
dass die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) als kantonale Behörde Platzierungen vornimmt, 
die aber von den Gemeinden finanziert werden müssen. So hätte man diesen Widerspruch abgefedert. 
Weil dieses Projekt weit fortgeschritten ist, will der Regierungsrat das Ganze rasch umsetzen und nicht 
zuwarten, bis die restliche Aufgabenteilung geklärt ist. Diese Argumentation hat die Mehrheit der Mit-
glieder der Sozial- und Gesundheitskommission überzeugt. Die bereits weit fortgeschrittenen Prozesse 
im Bereich Soziales sollen zeitlich nicht blockiert werden. Genau das ist mit der Annahme dieses Pla-
nungsbeschlusses jedoch zu erwarten. Es wird ein sehr grosser Brocken eingeschoben, durch den man 
wahrscheinlich grosse Verzögerungen zu erwarten hätte. Auch die Mitglieder der Fraktion FDP.Die Libe-
ralen sind natürlich nicht daran interessiert, eine Umsetzung zu verzögern. Es geht ihnen primär darum, 
eine Gesamtschau nicht ausser Acht zu lassen. Mit diesem Planungsbeschluss möchte man eine Lösung, 
bei der eine zeitliche Zusammenführung erfolgt, zumal es sich bei der Umsetzung nur um ein halbes 
Jahr handelt. Das haben sie so gesehen. Die Mehrheit der Mitglieder der Sozial- und Gesundheitskom-
mission hat in diesem Planungsbeschluss keinen Mehrwert gefunden und lehnt ihn mit 9 zu 3 Stimmen 
ab. 

Fabian Gloor (CVP). Bereits vor vier Jahren hat unsere Fraktion mit dem damaligen Planungsbeschluss 
7 verlangt, dass die Aufgaben und Lasten zwischen dem Kanton und den Gemeinden entflechtet wer-
den. Wir sind natürlich nach wie vor der Meinung, dass diese lange Pendenz endlich und konsequent 
angegangen werden soll. In unserer Fraktion hat es trotzdem eine gewisse Spaltung gegeben. Die 
Mehrheit der Fraktion wird dem Planungsbeschluss nicht zustimmen und ihn für nicht erheblich erklä-
ren. Die Mehrheit findet, dass es unnötig und mit zusätzlichem Aufwand verbunden ist. Vor allem 
bringt es eine Verzögerung mit sich, wie das der Kommissionssprecher ausgeführt hat. Aber auch dieser 
Teil der Fraktion geht davon aus, dass es vor dieser Lastenverteilung und Entflechtung eine Gesamt-
schau gibt. Die zuständige Regierungsrätin hat das klar signalisiert. Der Gesamtregierungsrat hat in 
B.1.3.1 bereits festgehalten, warum eine Mehrheit keinen Grund sieht, diesen Planungsbeschluss zu 
unterstützen. Es gibt aber eine grosse Minderheit in unserer Fraktion, die die Erheblicherklärung zu 
diesem Planungsbeschluss der Fraktion FDP.Die Liberalen als starkes Signal versteht, die Gesamtschau 
prioritär anzugehen. Ein Geschäft, das wir am dritten Sessionstag behandeln werden, ist bereits erwähnt 
worden. 
Heute ist es so, dass fast bei jedem Geschäft eine Konfliktlinie zwischen den Gemeinden und dem Kan-
ton besteht, wer die Aufgaben erfüllen und wer sie bezahlen soll. Als Gemeindevertreter und als Kan-
tonsvertreter kann ich hierzu sagen, dass wir endlich eine gesicherte Basis brauchen. Wo liegen jeweils 
die Lasten- und die Kostenwahrheit? Wo befinden wir uns überhaupt? Wer trägt wie viel des gesamten 
Kuchens? Wenn die Gesamtschau vorliegt, kann die Umsetzung selbstverständlich etappenweise erfol-
gen. Dieser Meinung sind bei uns sowohl die Mehrheit wie auch die Minderheit. 

Markus Ammann (SP). Die Aufgaben- und Kostenteilung beziehungsweise die Entflechtung zwischen 
dem Kanton und den Gemeinden ist eine unglaublich komplizierte, komplexe Aufgabe, die häufig viel 
Zeit in Anspruch nimmt. Sie ist überlagert von unzähligen Interessen von öffentlichen, halb-privaten 
und privaten Körperschaften, eingebunden in übergeordnete - wie zum Beispiel vom Bund - wie selber 
gemachte Gesetze und Vorgaben. Effektiv ist es eine Daueraufgabe, weil sowohl die Bedürfnisse wie 
auch die Verhältnisse ständig im Wandel begriffen sind. Aus dieser Sicht lässt sich natürlich grundsätz-
lich die Frage stellen, wie sinnvoll und machbar es ist, die Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung 
über alle Leistungsfelder, die den Kanton und die Gemeinden gemeinsam betreffen, gleichzeitig und 
gesamtheitlich vorzunehmen. Mit anderen Worten: Beginnt man mit einer solchen Aufgabe, kann es 
sein oder es ist sogar sehr wahrscheinlich, dass die Voraussetzungen am Ende des Prozesses bereits wie-
der andere sind als am Anfang. Trotz umfassender und äusserst aufwendiger und akribischer Arbeit 
resultiert am Schluss eines solchen Prozesses doch nur eine Momentaufnahme, die vermutlich bereits 
überholt ist. Genau dieser Mechanismus führt dazu, dass sich der Regierungsrat im Schwerpunkt 
B.1.3.1 des Legislaturplans ein wenig differenzierter mit der Gesamtsystematik auseinandersetzen will. 
Der Regierungsrat verfolgt dieses Ziel bereits seit zehn Jahren, ist sich dabei aber im Klaren, dass es nur 
etappenweise und mit dauerndem und möglichst ganzheitlichem Blick auf die Veränderungen vorwärts 
gehen kann. Eines dieser Leistungsfelder, das in einer nächsten Etappe verbessert werden soll und im 



218 II. Session – 4. Sitzung - 21. März 2018 

Moment durchaus auf Zielkurs zu sein scheint, findet sich im Bereich der sozialen Sicherheit. Dort geht 
es vor allem um die EL-Kosten und um die Pflegefinanzierung. Im Legislaturplan ist das der Schwerpunkt 
B.3.1.10. Der Planungsbeschluss der Fraktion FDP.Die Liberalen verlangt jetzt eine Koordination oder 
eine Integration dieses Schwerpunkts mit einer viel umfassenderen Analyse der Entflechtung über alle 
Leistungsfelder - also weiter noch, als es der Regierungsrat selber vorsieht. Auch wenn es im ersten Mo-
ment immer wünschenswert wäre, alles umfassend und ganzheitlich beurteilen zu wollen, rennen wir 
doch eigentlich einer Fata Morgana nach. Wenn wir den Auftrag überweisen, erreichen wir primär vor 
allem eines: eine Verzögerung der Umsetzung der Entflechtung im Bereich EL und Pflegekosten. Und 
das wollen wir weder dem Kanton noch den den Gemeinden zumuten. Daher lehnen wir den Planungs-
beschluss ab. 

Peter Hodel (FDP). Wie ich bereits im Eintreten angekündigt habe, ist es unserer Fraktion ein grosses 
Anliegen, dass die dringend notwendige Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung zwischen dem Kan-
ton und den Gemeinden zügig an die Hand genommen werden muss. Schon lange, allzu lange - der 
Sprecher der Fraktion CVP/EVP/glp/BDP hat erwähnt, wie lange wir schon darüber sprechen - wird davon 
geredet. Jetzt ist Handeln angezeigt. So ist es wichtig, eine Klärung zu schaffen, wer wo verantwortlich 
ist und so auch die Verantwortung für die Finanzierung zu tragen hat - dies nach dem etwas abgeän-
derten Motto: Wer befiehlt, muss auch bezahlen. Unser Planungsbeschluss hat nichts damit zu tun, dass 
wir die Regelung der Ergänzungsleistungen korrigieren möchten - überhaupt nicht. Wir unterstützen 
das in diesem Sinn. Wir sagen jedoch, dass die Entflechtung bei den EL ein Paket mit grossen finanziel-
len Auswirkungen ist. Genau das ist ein grosses Paket, das von uns aus gesehen in einem solchen Ge-
samtkonzept Platz haben und berücksichtigt werden müsste - ohne dass wir dagegen sind. Nur eine 
gesamtheitliche und gleichzeitige Betrachtung aller Leistungsfelder, im Wissen, dass es über eine länge-
re Zeit geht, wird zu einer erfolgreichen und vor allem auch nachhaltigen Aufgaben- und Finanzie-
rungsentflechtung führen. Laufend werden grosse Geschäfte mit entsprechend grossen finanziellen 
Auswirkungen vorgelegt, bei denen dann die klare abschliessende Aufgaben- und Finanzierungsent-
flechtung sektoriell geregelt wird, aber eben nicht gesamtheitlich. Das ist weder im Sinn des Kanton 
noch der Gemeinden. Wir sehen zu wenig klar, dass der Regierungsrat in diesem Legislaturplan eine 
genaue und eine verbindliche Vorgehensweise darlegt - und eben auch zu wenig im Sinn einer echten 
Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung. Wir möchten diese detailliert und nachhaltig vornehmen. 
Uns ist bewusst, dass der Regierungsrat dies nicht alleine machen kann. Dazu braucht es die Gemeinden 
in einem konstruktiven Ablauf und in einem konstruktiven Prozess. Wir sind uns bewusst, dass diese 
Aufgabe sehr anspruchsvoll ist und entsprechend Zeit benötigen wird, doch eine Entkrampfung im Ver-
hältnis zwischen dem Kanton und den Gemeinden ist im Sinn aller dringend notwendig. Es kann nicht 
sein, dass laufend sektorielle Verschiebungen stattfinden und die Gesamtschau fehlt. Genau darum hält 
unsere Fraktion an ihrer Forderung aus dem Planungsbeschluss 8 fest. Es fehlt uns im Legislaturplan der 
detaillierte verbindliche Wille des Regierungsrats, diese Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung jetzt 
zügig an die Hand zu nehmen. Wir werden das grosse Vorhaben kritisch, aber in jedem Fall garantiert 
konstruktiv begleiten. 

Tobias Fischer (SVP). Ich kann es kurz machen: Die SVP-Fraktion hat diesen Planungsbeschluss eingehend 
diskutiert. Wir sehen keinen Mehrwert, wenn wir eine zeitliche Abhängigkeit von diesen einzelnen und 
verschiedenen Geschäften schaffen. Aus diesem Grund schliesst sich die Fraktion der SVP der Haltung 
des Regierungsrats an. 

Felix Wettstein (Grüne). Die Fraktion der Grünen kommt zum Schluss, dass mit diesem Auftrag kein 
Handeln des Regierungsrats in eine neue Richtung gelenkt wird. Daher bildet es keine Grundlage für 
einen Planungsbeschluss. Der Regierungsrat hat im Sinn, dies alles zu machen. Darum kommt er nicht 
herum. Der Regierungsrat ist bereits damit beschäftigt, dies in einer gegenseitigen Abhängigkeit zu 
machen. Einzig stellt sich noch die Frage, ob es partout gleichzeitig sein muss. Es gibt im regierungsrätli-
chen Handeln keine neue Richtung und aus diesem Grund lehnen wir diesen Planungsbeschluss ab. 

Kuno Tschumi (FDP). Ich möchte gerne noch die Sicht der Gemeinden in diesem Zusammenhang schil-
dern. Wir haben natürlich Sympathien für beide Vorhaben, nämlich für das Projekt des EL-
Verteilschlüssels, das jetzt auf der Ziellinie ist und für die Gesamtschau. Für uns ist es ganz wichtig, dass 
diese Gesamtschau kommt. Ansonsten ist es immer einfach, Stimmung zu machen, wenn man im einzel-
nen Projekt versucht, stets einen Ausgleich zu schaffen. Niemand weiss, wie es sich tatsächlich verhält. 
Aus diesem Grund muss man diese Gesamtschau jetzt haben. Auf der anderen Seite sehen wir auch, dass 
die Sache rund um den EL-Verteilschlüssel klar diskutiert worden ist und zum Abschluss bereit ist. Wir 
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wissen, dass diese 50:50-Verteilung, die im Moment besteht, zu Gunsten der Gemeinden ist. Wir möch-
ten die Geduld nicht unendlich strapazieren und das noch länger hinziehen, denn auch wir sehen diese 
Gefahr. Aus diesem Grund ist es uns sicher auch recht, wenn das zum Abschluss gebracht werden kann. 
Das darf jedoch kein Grund sein, das andere auf die lange Bank zu schieben. Uns ist es ganz wichtig, 
dass wir über diese Gesamtschau verfügen. Bei der Verkehrsfinanzierung haben wir es gesehen, nächste 
Woche werden wir es in Bezug auf die Sonderschulen beim Volksschulgesetz sehen - immer ist es das 
Gleiche: Man verschiebt Kosten zu Gunsten der Gemeinden. Dieser Auffassung sind wir nicht. Wir haben 
den Eindruck, dass wir mit diesen Verschiebungen wieder langsam zu einem Median einer gerechten 
Aufteilung kommen. Daher ist es wichtig, dass wir das einmal sehen. 

Brigit Wyss (Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements). Mir ist die Zusage für die kritische, kon-
struktive Zusammenarbeit sehr positiv aufgefallen, wenn es darum geht, die Aufgaben- und Finanzie-
rungsentflechtung vorzunehmen. Der Gesamtregierungsrat teilt die Sorgen, die jetzt auf den Tisch ge-
legt worden sind. Bei uns ist dieses Projekt genau gleich in einer ganz hohen Priorität, es liegt sehr weit 
oben. Uns ist es ein sehr grosses Anliegen, dass wir es in nützlicher Frist anpacken können. Es wurde 
erwähnt, dass die Auslegeordnung, die dazu benötigt wird, nicht alleine vom Kanton gemacht werden 
kann. Wir machen sie mit den Gemeinden zusammen. Das ist ganz wichtig. Es ist nicht nötig, dass wir 
jetzt allenfalls ein Projekt blockieren oder verzögern, wie dies bei der sozialen Sicherheit der Fall wäre. 
Wie es im Legislaturplan geschrieben steht, blicken wir zwei Legislaturen zurück. Alle Projekte, die jetzt 
erwähnt worden sind, sind ein Bestandteil dieser Auslegeordnung - und so muss es auch sein. Zum 
Schluss noch dies: Ende April werden wir intern abklären, ob wir uns finden. Danach haben wir bereits 
einen Termin mit dem Verband der Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG), um in einem ersten 
Schritt die Projektskizze auf den Tisch zu bringen und um abzuklären, ob man so vorgehen kann. Es 
wird noch eine Weile dauern, bis wir uns auf die Gesamtauslegeordnung einigen können. Die Termine 
sind gesetzt und wir arbeiten daran. In diesem Sinn bitte ich Sie, diesen Planungsbeschluss abzulehnen. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 14] 
 
Erheblicherklärung 32 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 57 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 

A 0029/2017 

Auftrag Fraktion SP: Verhaltenscodex der Regierung bei Abstimmungen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Auftrags vom 7. März 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
4. September 2017: 

 
1. Vorstosstext. Der Regierungsrat wird aufgefordert, schriftlich und öffentlich zugängliche Regeln dar-
über zu erlassen, wie das Kollegium bzw. die Einzelmitglieder im Rahmen von nationalen und kan-
tonalen Abstimmungen und Wahlen in der Öffentlichkeit auftreten dürfen und sollen. 
2. Begründung. Nach der letzten Abstimmung zur USR III muss festgestellt werden, dass die Nähe der 
Regierung, bzw. einzelner Regierungsmitglieder zu der von Economiesuisse im Auftrag von Interessen-
organisationen und Parteien geführten Kampagne zu Irritationen in der Bevölkerung geführt haben. 
Eine Kantonsregierung hat primär ihre eigenen Vorlagen, bzw. diejenigen des Kantonsparlamentes im 
Rahmen der notwendigen Behördeninformation zu vertreten. In der Vergangenheit wurde dies in der 
Regel mit der notwendigen, obligaten Zurückhaltung getan. Störend sind das Ausmass der Präsenz und 
die Wahrnehmung als Teil einer fremdfinanzierten Drittkampagne. Mit einem Verhaltenscodex zu Ab-
stimmungen, Wahlen und Sachfragen kann die Regierung zur vorherigen hohen Glaubwürdigkeit zu-
rückfinden. In die Überlegungen einzubeziehen ist auch, welche Tragweite für den Kanton Vorlagen 
haben müssen, damit die Regierung Stellung nimmt. Zudem ist zu unterscheiden zwischen Bundes- und 
kantonalen Vorlagen. Dabei sind primär die Bedürfnisse einer langfristigen Glaubwürdigkeit einer kon-
sensorientieren Regierung als Kollegialbehörde in den Vordergrund zu stellen. Die Bundesgerichtspraxis 
ist gebührend zu berücksichtigen. 
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3. Stellungnahme des Regierungsrates. Ein schriftlicher Kodex zum Verhalten des Regierungsrates so-
wohl als Kollegium, als auch seiner Mitglieder bei Wahlen und Abstimmungen ist zurzeit in der Tat nicht 
vorhanden. Hingegen besteht eine langjährige, gefestigte Praxis zum Vorgehen und Verhalten des Re-
gierungsrates oder seiner Mitglieder im Zusammenhang mit Wahl- und Abstimmungsempfehlungen 
oder Komiteebeitritten. Unbestritten handelt es sich um einen heiklen Bereich, der im Spannungsfeld 
zwischen notwendiger Behördenkommunikation und verpönter Behördenpropaganda liegt. Einem 
schriftlichen Festhalten von Regeln im Sinne von Kommunikationsgrundsätzen steht nichts entgegen 
und ist aus Transparenzgründen auch begrüssenswert. Wir sind deshalb bereit, im Rahmen des sich in 
Überarbeitung befindlichen Kommunikationskonzeptes des Regierungsrates entsprechende Regeln 
betreffend Stellungnahmen bei Abstimmungen und Wahlen auf nationaler und kantonaler Ebene fest-
zuhalten. 
4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung 
 
b) Zustimmender Antrag der Justizkommission vom 7. Dezember 2017 zum Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Daniel Urech (Grüne), II. Vizepräsident, Sprecher der Justizkommission. Die Justizkommission hat diesen 
Auftrag für einen Verhaltenscodex des Regierungsrats bei Abstimmungen im letzten Jahr am 
7. Dezember 2017 in Anwesenheit des Herrn Staatsschreibers behandelt. In Ergänzung zu den Ausfüh-
rungen in der Antwort des Regierungsrats ist in der Justizkommission deutlich geworden, dass hinter 
dem Antrag auf Erheblicherklärung durchaus noch etwas verstärkt selbstkritische und noch etwas mehr 
Überlegungen gestanden sind, als dass es die trockene und kurze Antwort hätte vermuten lassen. Es ist 
wohl mit rund 120 Worten und unter 1000 Zeichen eine rekordkurze Antwort, die uns hier vorliegt. 
Vielleicht schaffen wir es auch, die Debatte in einer vernünftigen Länge beziehungsweise Kürze durch-
zuführen. Der Staatsschreiber hat ausgeführt, dass der Regierungsrat in der Vergangenheit teilweise 
etwas blauäugig und durchaus nicht einheitlich gehandelt hat, indem er sich das eine Mal an das stren-
ge bundesgerichtliche Interventionsverbot gehalten hat und das andere Mal sogar in Komitees dabei 
gewesen ist. Es sei daher wichtig, diese Regeln einmal festzulegen. In der Diskussion innerhalb der 
Kommission hat sich gezeigt, dass dieses Grundanliegen nicht umstritten gewesen ist. Genannt worden 
ist noch die Erwartung, dass diese Regeln öffentlich sein sollen und dass eine klare Trennung von Ab-
stimmungspropaganda und von Positionierung und Information durch den Regierungsrat stattfinden 
soll. Schliesslich ist erwähnt worden, dass eine Unterscheidung zwischen nationalen und kantonalen 
Vorlagen sehr wichtig ist. Bei kantonalen Vorlagen ist der Regierungsrat durchaus aufgefordert, seine 
Position und die Vorlagen öffentlich zu vertreten. Festgehalten wurde in der Kommission zudem, dass 
es nicht nur bei der USR III-Abstimmung, sondern zum Beispiel auch bei der Durchsetzungsinitiative eine 
zu diskutierende Positionierung des Regierungsrats des Kantons Solothurn gegeben hat. Schliesslich 
wurde die Erwartung ausgesprochen, dass hier nicht ein riesiges Regelwerk, sondern nur Leitplanken 
verabschiedet werden sollen. 13 Kommissionsmitglieder haben für die Erheblicherklärung gestimmt. 
Dazu gab es eine Enthaltung, die sich aber erklärtermassen primär auf die politisch als einseitig betrach-
tete Begründung des Auftrags gestützt hat. 

Josef Fluri (SVP). Die SVP-Fraktion sieht es grossmehrheitlich positiv, dass man sich generell überlegt, wie 
der Regierungsrat im Rahmen von nationalen sowie kantonalen Abstimmungen und Wahlen in der 
Öffentlichkeit auftritt. Da das Kommunikationskonzept, in dem diese Richtlinien aufgenommen werden 
sollen, sowieso in Überarbeitung ist, spricht nichts dagegen, ein solches Regelwerk auszuarbeiten. Die 
SVP-Fraktion stört sich jedoch an der Begründung im Vorstosstext. Das Problem haben wir nicht erst seit 
der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III. Bei der Durchsetzungsinitiative, wie es Daniel 
Urech bereits erwähnt hat, hat sich der Regierungsrat viel einseitiger geäussert als bei der USR III. Dort 
hat man nämlich kurz vor der Abstimmung eine Interpellation in Rekordzeit beantwortet und den Me-
dien zugetragen. Im Kantonsrat hat dann quasi eine «Arena» stattgefunden. Wir erachten es als schade, 
dass die Begründung politisch so einseitig angehaucht ist. Die SVP-Fraktion hofft und erwartet, dass mit 
den neuen Leitplanken im Kommunikationskonzept auch bei Geschäften der SVP eine neutrale Beurtei-
lung des Regierungsrats stattfindet. In diesem Sinn wird die Fraktion der SVP grossmehrheitlich dem 
Antrag zur Erheblicherklärung zustimmen. 

Nadine Vögeli (SP). Bei jedem Spiel braucht es Regeln, sonst wird es plötzlich unfair. Unsere Fraktion 
SP/Junge SP fordert mit dem vorliegenden Auftrag, dass der Regierungsrat genau solche Spielregeln 
festlegt, wie, wann und wer kommuniziert - eben ein Verhaltenscodex des Regierungsrats bei Abstim-
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mungen. Wir erachten es als wichtig und richtig, dass der Regierungsrat die Möglichkeit hat zu kommu-
nizieren. Der Regierungsrat muss sogar die eigenen Vorlagen vertreten dürfen. Die Regierungsräte dür-
fen ihre Meinung vertreten und Stellung beziehen, aber als Vertreter oder als Vertreterin der Kantons-
regierung. In der Vergangenheit haben sich mehrere Male eigenartige Szenen abgespielt. Eine klare 
Trennung zwischen behördlicher Information und Abstimmungswerbung ist nötig. Wir wünschen, dass 
der Regierungsrat sich im zu überarbeitenden Kommunikationskonzept Leitplanken setzt, wie er als 
Kollegium, aber auch wie Einzelmitglieder im Rahmen von nationalen und kantonalen Abstimmungen 
und Wahlen in der Öffentlichkeit auftreten sollen. Ein Kriterium mag die besondere Betroffenheit sein. 
Die Frage ist also, wie stark der Kanton vom Ausgang einer bestimmten Abstimmung betroffen wäre. 
Unserer Meinung nach gehen Komitee-Mitgliedschaften klar zu weit, wenn sich ein Mitglied des Regie-
rungsrats in den Dienst einer Organisation stellt. Es gilt das Propagandaverbot, nicht aber das Interven-
tionsverbot. Auch das Ausmass der Präsenz des Regierungsrats an Abstimmungsveranstaltungen und in 
den Medien mögen Kriterien sein. Der Regierungsrat soll die Spielregeln im Bereich der sozialen Medien 
klären. Die Kommunikationsformen haben sich in den letzten Jahren verändert. Im Zeitalter von Face-
book, Twitter usw. sollen die Mitglieder des Regierungsrats nicht vergessen, dass sie diese Medien nicht 
als Privatperson nutzen, sondern immer auch als Regierungsvertreter oder Regierungsvertreterin. Wir 
hoffen, dass die anderen Fraktionen die Notwendigkeit unseres Vorschlags auch sehen und bitten Sie, 
diesem Antrag zuzustimmen. 

Anita Kaufmann (CVP). Unsere Fraktion hat diesen Auftrag einstimmig erheblich erklärt. Der vorliegen-
de Auftrag ist eine gute Gelegenheit, um Kriterien festzulegen und sie im neuen Kommunikationskon-
zept einfliessen zu lassen. Das schafft die nötige Transparenz. Wir sind aber auch der Meinung, dass der 
Regierungsrat ein politisches Gremium ist und seine Meinung vertreten darf. Schlussendlich will er im-
mer nur das Beste für unseren Kanton.  

Johanna Bartholdi (FDP). Nach § 35 Absatz 1 des Kantonsratsgesetzes wird mit einem Auftrag der Regie-
rungsrat aufgefordert, einen Gegenstand zu prüfen, selber eine Massnahme zu treffen oder den Kan-
tonsrat in der Ausübung seiner Befugnisse zu unterstützen. In den meisten Fällen handelt es sich um 
eine Gesetzesanpassung. Im vorliegenden Auftrag wird der Regierungsrat jedoch aufgefordert, eine 
Massnahme zu treffen respektive Regeln zu erlassen, die das Verhalten des Regierungsrats sowohl als 
Kollegium als auch der einzelnen Regierungsratsmitglieder bei Wahlen und Abstimmungen regelt. Aus-
gelöst wurde dieser Auftrag durch das vom Auftraggeber als unverhältnismässig bezeichnete Verhalten 
des Regierungsrats respektive von einzelnen Mitgliedern anlässlich des Abstimmungskampfes über die 
Unternehmenssteuerreform III. Unbestritten ist, dass es sich um einen heiklen Bereich handelt, der im 
Spannungsfeld zwischen notwendiger Behördenkommunikation und Behördenpropaganda liegt. Auf 
nationaler Ebene darf aber nicht ausgeblendet werden, dass unsere Regierungsräte je nach Departe-
ment in verschiedenen kantonalen Direktorenkonferenzen tätig sind. In dieser Konstellation und je 
nach Stellung innerhalb der kantonalen Direktorenkonferenzen kann es notwendig sein, in der Öffent-
lichkeit Stellung zu einer Vorlage zu nehmen. Ebenfalls nicht ausgeblendet werden darf, dass auch das 
Bundesgericht festgestellt hat, dass den Behörden eine gewisse Beratungsfunktion zufällt, sie aber im-
mer zur Sachlichkeit verpflichtet sind. Es ist jetzt schön und recht, dass sich der Regierungsrat verpflich-
tet, einen diesbezüglichen Verhaltenscodex innerhalb des Kommunikationskonzepts, das gegenwärtig 
überarbeitet wird, zu erlassen. Aber eben - ein Verhaltenscodex ist gemäss Definition nicht zwingend 
bindend für denjenigen, der ihn erlässt. Es ist eher eine unverbindliche Selbstverpflichtung. Aus diesem 
Grund wird die Fraktion FDP.Die Liberalen die Erheblicherklärung mehrheitlich nicht unterstützen. Die 
Forderung des Auftrags ist unverbindlich und sie räumt einen allzu grossen Spielraum ein. 

Felix Glatz-Böni (Grüne). Ich möchte das Votum von Nadine Vögeli, die schon sehr viel ausgeführt hat, 
ergänzen. Ein Aspekt ist für unsere Fraktion die Akzeptanz. Wie sich der Regierungsrat beteiligt oder 
äussert, hat einen Einfluss auf die Akzeptanz des Regierungsrats in der Bevölkerung. Das ist ein hohes 
Gut und bedingt besondere Pflege und Sorgfalt. Daher begrüssen wir auch eine klare Transparenz und 
Unabhängigkeit in der Kommunikation. Angesichts eines solchen Konzepts kann man den Regierungs-
rat und seine Tätigkeit messen und würdigen. Andererseits hilft es dem Regierungsrat bei seiner Kom-
munikation, denn die Mitglieder des Regierungsrats haben auch ihre eigene Meinung und das hilft 
dann wieder, sich zu einigen. Wir begrüssen das Kommunikationskonzept und wir fragen, bis wann 
dieses fertig sein wird. Wird es bis nach der nächsten Steuerreform fertig sein oder schon vorher? 

Rémy Wyssmann (SVP). Noch ein kleiner Einschub: Ich wünsche mir, dass der Regierungsrat nicht nur 
neutral Stellung bezieht, sondern auch aktiv aufklärt. Nicht, dass noch einmal so etwas geschieht wie 
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vor 40 Jahren, als man das Volksgesetz über die politischen Rechte zur Abstimmung unterbreitet hat. 
Man hat damals nicht darauf aufmerksam gemacht, dass man damit keine Gegenkandidaten zu den 
Amtsgerichtspräsidentenwahlen zulässt. 

Markus Ammann (SP). Ich muss ehrlich sagen, dass ich über das Votum der Sprecherin der Fraktion 
FDP.Die Liberalen etwas irritiert gewesen bin. Ich weiss nicht, ob ich es richtig verstanden habe. Man 
lehnt also unseren Auftrag ab, weil man das Gefühl hat, dass er zu wenig weit gehen würde. Man wür-
de eigentlich eine straffere Regelung im Sinne eines Maulkorbs für den Regierungsrat befürworten. Das 
erscheint mir als Antwort relativ schräg. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 15] 
 
Erheblicherklärung 65 Stimmen 
Nichterheblicherklärung 18 Stimmen 
Enthaltungen 6 Stimmen 

I 0231/2017 

Interpellation Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Fussfessel 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 20. Dezember 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 
 
1. Vorstosstext. Im letzten September entschied das Obergericht des Kantons Solothurn, dass der pädo-
phile Täter William W. freizulassen sei – trotz hoher Rückfallgefahr. Der Grund: Der Täter sei nicht the-
rapierbar! Wie bekannt ist, war der Täter bereits vorbestraft. Der Fall Wenger, der auch eine Fussfessel 
trug und in Freiheit leben durfte, wurde rückfällig und hat sich an Frauen vergangen. 
In diesem Zusammenhang bitte ich die Regierung um Beantwortung der folgenden Fragen. 
1. Wie viele im Kanton Solothurn wohnhafte zur Fussfessel verurteilte Personen gibt es? 
• Männer/Frauen/Jugendliche 
• Mit Ausweis B (Aufenthaltsbewilligung) 
• Mit Ausweis C (Niederlassungsbewilligung) 

• Mit Ausweis Ci (Aufenthaltsbewilligung m. Erwerbstätigkeit) 
• Mit Ausweis G (Grenzgängerbewilligung) 
• Mit Ausweis L (Kurzaufenthaltsbewilligung) 
• Mit Ausweis F (Vorläufig Aufgenommene) 

• Mit Ausweis N (Asylsuchende) 
• Mit Ausweis S (Schutzbedürftige) 
• Schweizer mit Migrationshintergrund 

• Schweizer ohne Migrationshintergrund 
2. Welche Deliktgruppen sind zu einer Fussfessel verurteilt? 
3. Wie verdient eine zur Fussfessel verurteilte Person seinen Lebensunterhalt und welche Be-treuung 

und finanzielle Unterstützung steht einer zur Fussfessel verurteilten Person durch den Kanton Solo-
thurn zu (Entlöhnung, Versicherungen, Arztkosten, Kost und Logis, Thera-pie, Alimente, finanzielle 
Unterstützung für Familienmitglieder etc.)? 

4. Wie werden die zur Fussfessel verurteilten Personen überwacht und wie wird die Bevölkerung ge-
schützt? 

5. Wie viele nicht therapierbare Straftäter werden zur Fussfessel verurteilt? 
6. Wie viele zur Fussfessel verurteilte Personen werden währenddessen erneut straffällig? 
7. Wie viele zur Fussfessel verurteilte Personen werden nach der Abgabe der Fussfessel wieder straffäl-

lig? 
2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 



 II. Session – 4. Sitzung - 21. März 2018 223 

3.1 Vorbemerkungen. Der Bund legt mit dem Strafgesetzbuch (StGB) die Strafen und Massnahmen, zu 
welchen die Gerichte verurteilen können, fest. Der Strafvollzug an sich stellt im bundesrechtlich abge-
steckten Rahmen kantonale Kompetenz dar (vgl. Art. 123 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft; SR 101). Die elektronische Überwachung oder eben Electronic Monitoring genannt (fak-
tisch ein überwachter Hausarrest mit Auflagen) stellt keine eigentliche Sanktionsform, sondern eine 
besondere Form des Vollzugs von (Ersatz-)Freiheitsstrafen dar.  
Nachdem der Bundesrat erstmals im Jahre 1999 gestützt auf Art. 397 Abs. 4 aStGB den Kantonen Bern, 
Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Tessin, Waadt und Genf auf Gesuch hin die Bewilligung erteilte, Versuche 
mit dem Vollzug von Freiheitsstrafen in Form des elektronisch überwachten Vollzuges durchzuführen, 
wurde dem Kanton Solothurn auf dessen Gesuch hin im März 2003 ebenfalls die entsprechende Bewilli-
gung erteilt und mit Bundesratsbeschluss vom 2. September 2015 (BBl 2015 6925) gestützt auf Art. 
387 Abs. 4 StGB verlängert. Der Kanton Solothurn vollzieht damit seit bald 15 Jahren Freiheitsstrafen in 
der besonderen Vollzugsform des Electronic Monitoring. Gesamtschweizerisch wurden durchwegs posi-
tive Erfahrungen gemacht (vgl. die diversen Berichterstattungen des Bundesamtes für Justiz; 
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/sicherheit/smv/e-monitoring.html).  
Der Kanton Solothurn hatte zudem bereits im September 2002 beziehungsweise 2003 kantonale Aus-
führungsvorschriften zur besonderen Vollzugsform des Electronic Monitoring erlassen (heute § 18 ff. 
Verordnung über den Justizvollzug, JUVV; BGS 331.12). 
Mit der auf den 1. Januar 2018 in Kraft getretenen Anpassung des Sanktionenrechts wurden die bereits 
versuchsweise geltenden Voraussetzungen für die besondere Vollzugsform der elektronischen Überwa-
chung im Strafgesetzbuch festgeschrieben: 
„Art. 79b StGB Elektronische Überwachung 
1 Die Vollzugsbehörde kann auf Gesuch des Verurteilten hin den Einsatz elektronischer Geräte und de-
ren feste Verbindung mit dem Körper des Verurteilten (elektronische Überwachung) anordnen: 
a. für den Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer Ersatzfreiheitsstrafe von 20 Tagen bis zu 12 Monaten; 

oder 
b. anstelle des Arbeitsexternats oder des Arbeits- und Wohnexternats für die Dauer von 3 bis 12 Mona-

ten. 
2 Sie (die Vollzugsbehörde) kann die elektronische Überwachung nur anordnen, wenn: 
a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht oder weitere Strafen begeht; 
b. der Verurteilte über eine dauerhafte Unterkunft verfügt; 
c. der Verurteilte einer geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung von mindestens 20 Stunden 

pro Woche nachgeht oder ihm eine solche zugewiesen werden kann; 
d. die mit dem verurteilten in derselben Wohnung lebenden erwachsenen Personen zustimmen; und 
e. der Verurteilte einem für ihn ausgearbeiteten Vollzugsplan zustimmt. 
 
3 Sind die Voraussetzungen nach Absatz 2 Buchstabe a, b oder c nicht mehr erfüllt oder verletzt der 
Verurteilte seine im Vollzugsplan festgehaltenen Pflichten, so kann die Vollzugsbehörde den Vollzug in 
Form der elektronischen Überwachung abbrechen und den Vollzug der Freiheitsstrafe im Normalvollzug 
oder in der Form der Halbgefangenschaft anordnen oder die dem Verurteilten zustehende freie Zeit 
einschränken.“ 
In den Richtlinien der Konkordatskonferenz des Strafvollzugskonkordats der Nordwest- und Inner-
schweiz betreffend die besonderen Vollzugsformen (gemeinnützige Arbeit, elektronische Überwachung 
[electronic Monitoring, EM], Halbgefangenschaft) vom 24. März 2017 (nachfolgend Richtlinien NWI; 
SSED 12.0, Ziff. 1.3. B) werden die Voraussetzungen für die Bewilligung des Vollzugs mittels Electronic 
Monitoring definiert: 
a. ein Gesuch der verurteilten Person; 
b. keine Fluchtgefahr; 
c. die Erwartung, dass keine weiteren Straftaten begangen werden; 
d. ein Aufenthaltsrecht in der Schweiz und das Recht, einer Arbeit nachgehen oder eine Ausbildung 

absolvieren zu dürfen; 
e. keine Landesverweisung gemäss Art. 66a und 66abis StGB; 
f. die Weiterführung der bisherigen Arbeit oder einer anerkannten Ausbildung mit einem Beschäfti-

gungsumfang von mindestens 20 Stunden pro Woche. Haus-, Erziehungsarbeit oder Arbeitslosenein-
satzprogramme sind gleichgestellt. Der verurteilten Person kann auch eine Arbeit mit einem Beschäf-
tigungsumfang von mindestens 20 Stunden pro Woche zugewiesen werden, wobei kein Anspruch 
auf eine solche Zuweisung besteht; 

g. die Gewähr, dass die Vollzugsbedingungen eingehalten werden; 
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h. eine geeignete, dauerhafte Unterkunft. Als Unterkunft kann auch ein Wohnheim oder eine ähnliche, 
auf eine dauerhafte Unterbringung ausgerichtete Wohnform in Frage kommen, sofern sie für den 
EM-Vollzug geeignet ist und die Zustimmung der Institutionsleitung vorliegt. Diese Zustimmung be-
inhaltet zugleich das Einverständnis, dass der zuständigen Vollzugsbehörde während der Dauer des 
EM-Vollzugs jederzeit auch ohne Voranmeldung Zutritt gewährt wird; 

i. die dauerhafte Unterkunft lässt die elektronische Datenübertragung des Überwachungsgeräts mit-
tels Festnetzanschluss oder Mobilfunkempfang zu; 

j. die Zustimmung der in derselben Wohnung lebenden erwachsenen Personen. Diese Zustimmung 
beinhaltet zugleich das Einverständnis, dass der zuständigen Vollzugsbehörde während der Dauer 
des EM-Vollzugs jederzeit auch ohne Voranmeldung Zutritt gewährt wird; 

k. die Zustimmung der verurteilten Person zum Vollzugs- und Wochenplan und ihr Einverständnis, dass 
der zuständigen Vollzugsbehörde während der Dauer des EM-Vollzugs jederzeit auch ohne Voran-
meldung Zutritt zur Unterkunft gewährt wird; 

l. den Nachweis einer Privathaftpflichtversicherung; 
m. den Ausschluss von beruflichen, familiären oder anderen wichtigen Gründen, die gegen einen EM-

Vollzug sprechen, insbesondere bei einer Verurteilung wegen Straftatbeständen im Rahmen von 
häuslicher Gewalt oder bei Sexualdelikten gegen ein Kind, wenn Kinder mit der verurteilten Person 
im gleichen Haushalt leben. 

Der Kanton Solothurn berücksichtigt in seiner täglichen Vollzugsarbeit diese Vorgaben. Flucht- und 
Rückfallrisiko stehen dem Electronic Monitoring entgegen. Die Gefahr, dass Sexualstraftätern mit teil-
bedingten Strafen in Verkennung der erheblichen kriminellen Energie und der retrospektiv ernsthaften 
Rückfallgefahr für den unbedingten Strafteil eine Vollzugserleichterung mittels Electronic Monitoring 
gewährt wird, wurde mit Urteil des Bundesgerichts 6B_1253/2015 vom 17. März 2016 gebannt, welches 
für die Konstellation einer teilbedingten Freiheitsstrafe von über einem Jahr die Vollzugsform des 
Electronic Monitoring für bundesrechtswidrig erklärt.  
Von der Vollzugsform des Electronic Monitorings zu unterscheiden ist der Vollzug ambulanter thera-
peutischer Massnahmen. Während das Electronic Monitoring eine Vollzugserleichterung mit im Hinblick 
auf die Resozialisierung günstigen Effekten darstellt, hat die ambulante therapeutische Massnahme 
eine legalprognostisch relevante Reduktion des Rückfallrisikos psychisch schwer gestörter oder suchtmit-
telabhängiger Personen mittels ambulanter (Psycho- und/oder Sucht-)Therapie zum Ziel. Im Rahmen 
gerichtlicher Aufträge zur Durchführung ambulanter Massnahmen prüft das Amt für Justizvollzug sämt-
liche ihm zur Verfügung stehenden Mittel zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit. In diesem 
Zusammenhang kann beispielsweise die Weisung erteilt werden, einen GPS-Sender zu tragen.  
3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wie viele im Kanton Solothurn wohnhafte zur Fussfessel verurteilte Personen gibt es? 

• Männer/Frauen/Jugendliche 

• Mit Ausweis B (Aufenthaltsbewilligung) 

• Mit Ausweis C (Niederlassungsbewilligung) 
• Mit Ausweis Ci (Aufenthaltsbewilligung m. Erwerbstätigkeit) 
• Mit Ausweis G (Grenzgängerbewilligung) 
• Mit Ausweis L (Kurzaufenthaltsbewilligung) 

• Mit Ausweis F (Vorläufig Aufgenommene) 
• Mit Ausweis N (Asylsuchende) 
• Mit Ausweis S (Schutzbedürftige) 

• Schweizer mit Migrationshintergrund 
• Schweizer ohne Migrationshintergrund 
Grundsätzlich wird die Zahl der im Kanton Solothurn wohnhaften Personen in der Vollzugsform des 
Electronic Monitorings weder hinsichtlich Geschlecht, Aufenthaltsstatus noch Migrationshintergrund 
statistisch erfasst. Von den aktuell im Electronic Monitoring vollzogenen Strafen betreffen 7 Männer 
und 2 Frauen (keine Jugendlichen). 4 der 9 Personen sind Ausländer (gesamtschweizerisch vgl. 
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/justizvollzug/arbeitseinsatz-
elektronischer-hausarrest-betreuung.html). 
Wie die konkordatlichen Richtlinien und implizit nun auch die gesetzlichen Bestimmungen vorgeben, 
darf keine Landesverweisung im Raum stehen. Grundsätzlich verfügen die Personen über mindestens 
eine Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung oder haben das Schweizer Bürgerrecht und gehen 
einer geregelten Erwerbstätigkeit nach. 
Aktuell (Stand: 08.01.2018) verbüssen neun Personen im Kanton Solothurn ihre Strafen in der besonde-
ren Vollzugsform des Electronic Monitorings: 
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• 2 Personen (1 Frau / 1 Mann) befinden sich in der Progressionsstufe Arbeitsexternat (Vollzugslocke-
rung bei Freiheitsstrafen über 18 Monate, vgl. Art. 77a StGB). 

• 7 Personen (1 Frau / 6 Männer) verbüssen eine Strafe zwischen 20 Tagen und 12 Monaten. 
Zudem trägt eine Person aufgrund einer Weisung des Amtes für Justizvollzug einen GPS-Sender. 
3.2.2 Zu Frage 2: Welche Deliktgruppen sind zu einer Fussfessel verurteilt? Aktuell verbüssen Personen 
ihre Strafe in der besonderen Vollzugsform des Electronic Monitoring, die wegen folgender Straftatbe-
stände verurteilt worden sind (meistens liegt eine Polydelinquenz im Bagatellbereich vor, weshalb nur 
die Hauptverurteilungen aufgeführt werden):  
• 2-mal wegen Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz. 
• 1-mal Vergehen gegen das Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst. 

• 1-mal Verstösse gegen das Strassenverkehrsgesetz. 
• 2-mal strafbare Handlungen gegen das Vermögen (Betrug; Diebstahl). 
• 1-mal strafbare Handlungen gegen die Ehre (Beschimpfung) und Gewalt und Drohung gegen Behör-

den und Beamte. 

• 1-mal wegen einvernehmlichen Geschlechtsverkehrs eines rund 20-jährigen minderintelligenten IV-
Rentners mit knapp noch im Schutzalter befindlichen Partnerinnen (Vollzug einer Ersatzfreiheitsstra-
fe von 140 Tagen eines ausserkantonalen Urteils).  

• 1-mal Verbrechen und Vergehen gegen die Familie (Vernachlässigung von Unterhaltspflichten). 
3.2.3 Zu Frage 3: Wie verdient eine zur Fussfessel verurteilte Person seinen Lebensunterhalt und welche 

Betreuung und finanzielle Unterstützung steht einer zur Fussfessel verurteilten Person durch den Kan-

ton Solothurn zu (Entlöhnung, Versicherungen, Arztkosten, Kost und Logis, Therapie, Alimente, finanzi-

elle Unterstützung für Familienmitglieder etc.)? In aller Regel bestreiten die Personen während des 
Electronic Monitorings ihren Lebensunterhalt durch (un-)selbstständige Erwerbstätigkeit, ist doch eine 
geregelte Arbeitssituation eine Grundvoraussetzung für die Bewilligung dieser besonderen Vollzugs-
form. Der als Voraussetzung für den elektronisch überwachten Vollzug geltenden Erwerbstätigkeit 
kommen Arbeitseinsätze in geschütztem Rahmen (bspw. VEBO-Genossenschaft, o.ä.) bei Anspruch auf 
eine Invalidenrente gleich. Ausnahmsweise wird verurteilten alleinerziehenden Personen mit Betreu-
ungspflichten gegenüber Kleinkindern, die von der Sozialhilfe unterstützt werden, die besondere Voll-
zugsform bewilligt. 
3.2.4 Zu Frage 4: Wie werden die zur Fussfessel verurteilten Personen überwacht und wie wird die Be-

völkerung geschützt? Fussfesseln stellen eine besondere Vollzugsform dar, die lediglich auf Gesuch hin 
und unter den beschriebenen Voraussetzungen gewährt wird. Stellt eine verurteilte Person ein Gesuch, 
ihre Strafe in dieser Form verbüssen zu können, wird durch das Amt für Justizvollzug geprüft, ob die 
formellen wie auch persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
Beim Electronic Monitoring wird die betroffene Person mittels eines in einer Fussfessel installierten Sen-
ders überwacht. In der Wohnung der betroffenen Person wird der (strom- bzw. für den Fall eines 
Stromausfalls mit einem Akkumulator betriebene) Empfänger installiert. Die beiden Geräte kommuni-
zieren über eine Radiofrequenz. Mit diesem System kann in der Wohnung der betroffenen Person eine 
Überwachung in einem Umkreis von ca. 80 Metern erfolgen. Es ist in diesem Zusammenhang deshalb 
auch die Rede von einem Hausarrest. Die eingesetzten Geräte lassen eine Ortung dieser Personen aktu-
ell nicht zu. Hält sich die betroffene Person aber nicht an den vereinbarten Zeitplan (Zeitplan für die 
Einhaltung der Arbeitszeiten zuzüglich errechneter und vereinbarter Wegzeiten), generiert das System 
einen Alarm. Die Alarme können von der Bewährungshilfe direkt am Bildschirm eingesehen und bear-
beitet werden. Die Überwachung erfolgt passiv und entsprechend zeitversetzt. Verstösse werden erst 
am Folgetag festgestellt. Über die Festtage (Pfingsten, Ostern, Weihnachten- und Neujahr) ist die Über-
prüfung der laufenden Überwachungen durch einen Pikettdienst gewährleistet. 
Nebst der technischen Überwachung führt die Bewährungshilfe regelmässig Gespräche mit den elektro-
nisch überwachten Personen. In besonderen Fällen wird eine intensive Zusammenarbeit angeordnet, 
z.B. eine Gewaltberatung. In diesen Fällen finden wöchentliche Gespräche statt. 
Bei Ersatzmassnahmen oder besonderen Weisungen durch das Amt für Justizvollzug kann eine Überwa-
chung mittels GPS-Gerät angeordnet werden. Diese erfolgt in der Regel aufgrund eines Rayonverbots. 
Auch in diesen Fällen kann die Bewährungshilfe aktuell nur eine passive Überwachung gewährleisten, 
was jedoch bei entsprechenden Anfragen jeweils kommuniziert wird. Zudem erfordert die Überwa-
chung mit einem GPS-Gerät eine hohe Kooperationsbereitschaft der verurteilten Person, denn das GPS-
Gerät muss alle 24 Stunden mit Strom aufgeladen werden, um eine Ortung zu ermöglichen. Im Unter-
schied zum Electronic Monitoring ist bei weisungsgemässer Stromversorgung die historische Ortung mit 
dem GPS-Gerät möglich. 
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Durch den Einsatz von technischen oder elektronischen Hilfsmitteln kann keine Straftat verhindert wer-
den. Aus diesem Grund wird die Bewilligung der Anordnung der besonderen Vollzugsform des Electro-
nic Monitorings immer sorgfältig geprüft. 
3.2.5 Zu Frage 5: Wie viele nicht therapierbare Straftäter werden zur Fussfessel verurteilt? Das Electronic 
Monitoring wird bei nicht therapierbaren Straftätern grundsätzlich nie als besondere Vollzugsform 
bewilligt.  
3.2.6 Zu Frage 6: Wie viele zur Fussfessel verurteilte Personen werden währenddessen erneut straffällig? 

Zu Abbrüchen des Electronic Monitorings kann es bei wiederholt leichten Verstössen oder einem schwe-
ren Verstoss gegen die damit verbundenen Weisungen kommen (vgl. § 20 JUVV sowie Richtlinien Kon-
kordat, SSED 12.0, Ziff. 2.4. B). In den Jahren 2005 bis 2017 wurden im Kanton Solothurn 507 elektroni-
sche Überwachungen erfolgreich durchgeführt (451 front door zzgl. 56 back door; zur 
gesamtschweizerischen Entwicklung vgl. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-
strafrecht/justizvollzug.assetdetail.3524338.html). Insgesamt gingen in diesem Zeitraum 638 Gesuche für 
elektronische Überwachungen ein. Im Schnitt wurden über die letzten 12 Jahre damit 15% der einge-
henden Gesuche abgewiesen, wobei diese Quote in den letzten fünf Jahren bei nahezu 20% lag, was 
eine kontinuierliche Verschärfung der Bewilligungspraxis abbildet. Insgesamt kam es in den Jahren 2005 
bis 2017 zu 28 Abbrüchen. Die Gründe für diese Abbrüche sind unterschiedlicher Natur (bspw. Arbeits-
verlust; Nichteinhalten von vereinbarten Zeitfenstern, Arbeitszeiten etc.). Von den 28 Abbrüchen stan-
den 4 auch im Zusammenhang mit erneuter Straffälligkeit (2-mal SVG-Widerhandlungen, 1-mal häusli-
che Gewalt und einmal wegen Verdachts sexueller Übergriffe auf die Lebenspartnerin mit unbekanntem 
Verfahrensabschluss, wobei hier keine einschlägige Delinquenz vorlag, d.h. dass das neu untersuchte 
Delikt nicht im Bereich der Verurteilung verübt wurde). Die Abbrüche der elektronischen Überwachung 
standen in allen vier Fällen jedoch in Kombination mit leichten Verstössen (Nichteinhaltung des verein-
barten Zeitfensters und einmal Manipulation der Fussfessel). 
3.2.7 Zu Frage 7: Wie viele zur Fussfessel verurteilte Personen werden nach der Abgabe der Fussfessel 

wieder straffällig? Durch das Amt für Justizvollzug werden keine entsprechenden Rückfallstatistiken 
erhoben. Gesamtschweizerisch kann auf die Zahlen des Bundesamtes für Statistik verwiesen werden 
(https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht.assetdetail.3524395.html), 
wobei die Rückfallrate auch hier nicht nach Vollzugsform aufgeschlüsselt abgebildet wird. 

Daniel Mackuth (CVP). Zuerst danken wir dem Regierungsrat für die zum grossen Teil ausführliche Be-
antwortung der gestellten Fragen der Interpellantin. Ebenfalls danken wir dem Regierungsrat, dass er 
die erste Frage unter Nichtbeachtung der vielen Ausweisformen, die hier aufgeführt sind, sehr nüchtern 
und gut beantwortet hat. Unsere Fraktion ist auch davon überzeugt, dass die Interpellantin wahrschein-
lich dieselben Antworten vom Regierungsrat erhalten hätte, wenn sie in der Interpellation auf die Nen-
nung der Kolonne mit den Punkten verzichtet hätte. Inhaltlich unterstützen wir die in den skizzierten 
Möglichkeiten des Strafrechts stehenden Anwendungen und Durchführungen von Electronic Monito-
ring (EM). Für uns ist das eine gute Lösung. Wir begrüssen diese Art von Strafvollzug auch, weil sie für 
den Staat wesentlich kostengünstiger ausfällt als jede andere Massnahme. In den letzten Jahren war das 
Thema Electronic Monitoring immer wieder Bestandteil von diversen Interpellationen hier im Rat. Bisher 
ist das Thema immer sehr ausführlich behandelt worden und wir haben einen guten Eindruck über diese 
Art von Strafmassnahme erhalten. Das ist mit dieser nun beantworteten Interpellation nicht anders. 
Schade ist einfach, dass auch in Zukunft für dieses Thema in der Verwaltung abermals Zeit verwendet 
werden muss. 

Nadine Vögeli (SP). Die elektronische Überwachung anhand einer Fussfessel stellt eine besondere Form 
des Vollzugs dar. Anscheinend werden damit gesamtschweizerisch durchwegs positive Erfahrungen 
gemacht. Obschon die Bewilligungspraxis kontinuierlich verschärft worden ist, konnte man im Kanton 
Solothurn zwischen 2005 und 2017 507 von 638 Gesuchen positiv beurteilen und bewilligen. Die Voraus-
setzungen für eine Bewilligung für den Vollzug mittels Electronic Monitoring sind klar definiert. So 
muss zum Beispiel einer geregelten Arbeit im Umfang von mindestens 20 Stunden pro Woche nachge-
gangen werden, es darf keine Fluchtgefahr bestehen und es muss die Erwartung sein, dass keine weite-
ren Straftaten begangen werden. Von den 507 bewilligten Electronic Monitorings mussten nur vier 
wegen erneuter Straffälligkeit abgebrochen werden. Weitere 24 waren es aus Gründen von Arbeits-
platzverlust oder Nichteinhalten der vereinbarten Zeitfenster oder Arbeitszeiten. Diese Zahlen zeigen, 
dass die Bewilligungspraxis sinnvoll ist und funktioniert. Natürlich ist jeder Rückfall in die Straffälligkeit 
einer zu viel. Aber eine hundertprozentige Sicherheit gibt es auch bei anderen Formen des Vollzugs 
leider nicht. Aus unserer Sicht stellt das Electronic Monitoring eine gute Form des Vollzugs dar. Damit 
wird die Teilnahme am sozialen Leben begünstigt und es braucht anschliessend keine Massnahmen zur 
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beruflichen oder sozialen Wiedereingliederung. Wie Daniel Mackuth es schon erwähnt hat, ist das kos-
tengünstiger. 

Barbara Wyss Flück (Grüne). Die Grüne Fraktion schätzt die detaillierte Beantwortung des Regierungs-
rats sehr. In der Fraktion hat sich eine engagierte, interessierte Diskussion ergeben. Als nicht ganz ge-
schickt formuliert erachten wir den Vorstosstext an und für sich. Die hohe Rückfallgefahr und der aufge-
führte Grund, dass der Täter nicht therapierbar sei und weiter das Abstützen auf einen konkreten Fall 
sind falsch. Die Kombination, dass der Täter nicht therapier sei und die Form des Vollzugs sind ein Wi-
derspruch in sich. Doch das Thema sind die Fussfesseln, oder eben das Electronic Monitoring, an und für 
sich. Der gesetzliche Rahmen ist hier klar abgesteckt und hat sich über die Jahre entwickelt. Die aufge-
führten ausführlichen Vorbemerkungen stecken das Umfeld ab und bieten in klar definierten Fällen 
eine unterstützungswürdige Alternative zum Vollzug von Freiheitsstrafen, die sonst im Normalvollzug 
oder in der Halbgefangenschaft verbüsst werden müssten. Zur Frage 1: Die Antwort ist aufschlussreich 
und ich habe selber gestaunt, wie tief die Zahl effektiv ist. Anfang 2018 sind es bei neun Personen im 
Kanton fünf Schweizer und vier Ausländer. Bei dieser kleinen Zahl ist es wohl eher ein Zufallsresultat. 
Die verlangte Kategorie und die Aufteilung in zehn Kategorien, wo acht verschiedene Aufenthaltsstatus 
und zusätzlich noch Schweizer mit und ohne Migrationshintergrund erwähnt sind, hat wohl mehr mit 
dem Parteibuch der Interpellantin zu tun als mit der Frage über Chancen und Risiken von Vollzugsfor-
men wie dem Electronic Monitoring. Die geregelte Erwerbstätigkeit ist hier ein wirklich gewichtiges 
Argument, das ja auch speziell in der Beantwortung in der Frage 3 zum Ausdruck kommt. Zusammenge-
fasst: Wir danken dem Regierungsrat für die ausführliche und detaillierte Beantwortung. Diese Voll-
zugsform hat in bestimmten, leichteren Fällen sehr viele Vorteile und wir begrüssen, dass jeder Fall sehr 
individuell und genauestens betrachtet und abgeklärt wird. Unsere Gesellschaft verdient den grösst-
möglichen Schutz vor jeglichen Straf- und Wiederholungstätern. Die Straftatbestände, bei denen diese 
Vollzugsform allenfalls zum Zug kommt, sind aber sicher nicht die Schwerverbrecher, die im Moment so 
intensiv in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Für die Grüne Fraktion ist Electronic Monitoring eine 
Vollzugsform, die gerade im Hinblick auf die Resozialisierung einen günstigen Effekt haben kann. Da-
von kann schlussendlich, und das ist wichtig, die gesamte Gesellschaft nur profitieren. 

Anita Panzer (FDP). Auch die Fraktion der FDP.Die Liberalen dankt für die ausführliche und schlüssige 
Beantwortung der Fragen. Für uns hat der Schutz der Bevölkerung und ihre Sicherheit auch oberste 
Priorität. Daher ist die Voraussetzungsliste für die elektronische Überwachung sehr lang und die Mass-
nahmen werden immer - das ist sehr wichtig - sehr sorgfältig geprüft. Electronic Monitoring kann eine 
Vollzugserleichterung darstellen, gerade im Hinblick auf die Resozialisierung. Sie kann da einen günsti-
gen Effekt haben. Alles andere wurde von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern bereits ausgeführt. 
Wir sind froh, dass die Erfahrungen grundsätzlich positiv sind. Auch unsere Fraktion begrüsst diese Art 
von Vollzugsmassnahme. 

Stephanie Ritschard (SVP). Über die Fussfesseln konnte man in der letzten Zeit viel lesen und das liess 
einen die Stirn bis zum Nacken runzeln. Der Regierungsrat hat knapp, aber aufschlussreich Antwort 
gegeben - doch sehr unglücklich, was die Logik von unserem System eher lückenhaft und widersprüch-
lich aussehen lässt. Aktuell verbüssen neun Personen, es sind dies zwei Frauen und sieben Männer, im 
Kanton Solothurn ihre Strafen mit der besonderen Vollzugsform Electronic Monitoring oder eben Fuss-
fessel. Zwei davon wegen Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz, einmal wegen Verge-
hen gegen das Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst, einmal ein Verstoss gegen das Strassenver-
kehrsgesetz, zwei strafbare Handlungen gegen das Vermögens-, Betrugs- und Diebstahlgesetz, einmal 
eine strafbare Handlung gegen die Ehre, Beschimpfung und Gewalt sowie Drohung gegen Behörden 
und Beamte und einmal wegen einvernehmlichem Geschlechtsverkehr eines rund 20 jährigen minderin-
telligenten IV-Rentners - was auch immer - und einmal ein Verbrechen und Vergehen gegen die Familie, 
Vernachlässigung von Unterhaltspflichten. Ich bin jedoch sehr erstaunt, dass der pädophile William W. 
in dieser Statistik nicht zu finden ist. Läuft er jetzt mit dieser Fussfessel herum oder nicht? In den Medien 
konnte man dies lesen. Ist er untergetaucht? Ich kann nicht verstehen, warum ein mehrfach bestrafter, 
nicht therapierbarer Sexualstraftäter, der hochrisikogefährdet ist, einfach auf freiem Fuss ist. Hier ein 
Auszug aus dem Strafgesetzbuch, den Sie vielleicht kennen. Es ist der Artikel 79b StGB elektronische 
Überwachung: «Die Vollzugsbehörde kann auf Gesuch des Verurteilten hin den Einsatz elektronischer 
Geräte und deren feste Verbindung mit dem Körper des Verurteilten anordnen.» Das heisst, wenn «a. 
nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht oder weitere Strafen begeht. c. der Verurteilte einer 
geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung von mindestens 20 Stunden pro Woche nachgeht 
oder ihm eine solche zugewiesen werden kann. e. Der Verurteilte einem für ihn ausgearbeiteten Voll-
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zugsplan zustimmt.» Es ist auch erklärt worden, dass in den Richtlinien der Konkordanzkonferenz des 
Strafvollzugskonkordats der Nordwest- und Innerschweiz die besonderen Vollzugsformen überwacht 
werden. Die Voraussetzungen hat man am 24. März 2017 definiert. Dort steht geschrieben: «c. die Er-
wartung, dass keine weiteren Straftaten begangen werden, m. den Ausschluss von beruflichen, familiä-
ren oder anderen wichtigen Gründen die gegen einen EM-Vollzug sprechen, insbesondere bei einer 
Verurteilung wegen Straftatbeständen im Rahmen von häuslicher Gewalt oder bei Sexualdelikten gegen 
ein Kind, wenn Kinder mit der verurteilten Person im gleichen Haushalt leben.» 
In der Zwischenzeit wissen wir, dass die eingesetzten Geräte nur eine Ortung von 80 Metern vom 
Wohngebiet zulassen. Die Alarme können in der Bewährungshilfe am Bildschirm eingesehen und bear-
beitet werden. Aber Achtung, das ist eine falsche Sicherheit. Die Überwachung erfolgt passiv und ent-
sprechend zeitversetzt. Verstösse können erst am Folgetag festgestellt werden. Ich frage mich, ob je-
mand, der sich der Therapie verweigert hat und schon mehrfach straffällig geworden ist, wirklich bereit 
ist, alle 24 Stunden sein GPS-Gerät mit Strom aufzuladen. Durch den Einsatz der technischen oder elekt-
ronischen Hilfsmittel können keine Straftaten verhindert werden. Daher soll man es auch sorgfältig 
prüfen. Warum ist jetzt dieser nicht therapierbare Straftäter mit einer Fussfessel ausgerüstet worden? 
Ich würde mir oftmals das amerikanische Modell wünschen. Dort werden die zur Fussfessel verurteilten 
Personen rund um die Uhr bewacht. Im Gegenteil - dort werden Sexualstraftäter gar nicht auf freien 
Fuss gesetzt. In über 1400 Fällen sind im Jahr 2011 Kinder in der Schweiz Opfer von sexuellen Handlun-
gen geworden. Die Dunkelziffer ist wohl noch viel höher. Ebenso wird bei der Kinderpornografie eine 
hohe Dunkelziffer vermutet. Im Jahr 2011 spricht man sogar von 1085 Verdachtsfällen. Es ist doch schon 
bedenklich, welcher Luxus verurteilte Straftäter in unseren Gefängnissen erwartet: Medienauswahl, 
Sexzimmer, Gebetsräume - nein, bei uns dürfen sie sogar frei herumlaufen. Was in anderen Ländern teils 
viel härter bestraft wird, so sind die Strafen und Sanktionen in unserem Land nur zu belächeln. Man 
könnte meinen, dass es sich um einen schlechten Witz handelt. Abgesehen davon müsste man doch 
glauben, dass es Straftaten geben sollte, bei denen verurteilte Personen dennoch unter dem rechtschaf-
fenen Volk leben können. Hier muss aber genauestens abgeklärt werden, in welchem Verhältnis der 
besagte Straftäter zur Bevölkerung steht und wem er in der Vergangenheit geschadet hat. Ich möchte 
hierzu nur ein Beispiel nennen: Verbüsst eine Person eine Strafe wegen Widerhandlungen gegen das 
Betäubungsmittelgesetz, bei dem er nur sich selber Schaden zugefügt hat, ist selbstverständlich eine 
Prüfung der Fussfessel in Erwägung zu ziehen. Über alle anderen Straftaten, bei denen die Bürger und 
Bürgerinnen von klein bis gross Schaden genommen haben oder noch Schaden nehmen könnten, bin ich 
der Meinung, dass wir nicht einmal daran denken dürfen, dass man die Fussfessel einsetzen könnte. Das 
Vertrauen der Bevölkerung in unser Rechtssystem schwindet und Hass und Unmut wachsen (der Präsi-

dent läutet die Glocke). Ich bin fast fertig, es geht nicht mehr lange. Ich wünsche mir hier im Kanton 
eine schwarze Liste. Eine schwarze Liste für die Sexualstraftäter und für die Pädo-Kriminellen. Ich möch-
te in Zukunft wissen, wo diese Monster zuhause sind. 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Ich kann hier rasch etwas erklären. Beim Klingeln der Glocke geht es 
darum, dass die im Saal Anwesenden sich ruhig verhalten sollen. Es war kein Hinweis an die Rednerin 
aufzuhören. Ich nehme an, dass ich dazu keine Einzelsprecher mehr habe. Die Regierungsrätin möchte 
wohl etwas dazu sagen.  

Susanne Schaffner (Vorsteherin des Departements des Innern). Mir hat es fast ein bisschen die Sprache 
verschlagen. Ich möchte aber nicht darauf eingehen, was soeben gesagt worden ist. Es wurde aber ziem-
lich viel zwischen Strafvollzug und Massnahmen vermischt. Kantonsrätin Ritschard hat hier über etwas 
im Bereich von Massnahmen gesprochen, wo eine Fussfessel eine zusätzliche Sicherheit gibt, wenn ein 
Gericht eine ambulante Massnahme anordnet und man versucht, möglichst noch Sicherheit zu schaffen. 
Ich wäre froh, wenn die Kollegen von der Fraktion, die über entsprechende Kenntnisse verfügen, Kan-
tonsrätin Ritschard aufklären würden, wie das Vorgehen aussieht. Ansonsten werde ich das gerne im 
persönlichen Gespräch machen. Es ist hier sehr viel vermischt worden. Ich denke, dass die Antworten in 
der Interpellation aufzeigen, in welchen Fällen es um Strafvollzug geht, wo man diese Fussfesseln an-
wendet. 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Wir haben noch einen Punkt zu dieser Interpellation. Die Interpellantin 
hat noch nicht explizit gesagt, wie zufrieden sie mit der Beantwortung dieser Fragen ist. Darf ich noch 
darum bitten? 

Stephanie Ritschard (SVP). Ich bin mit der Beantwortung teilweise zufrieden, aber mit der ganzen Situa-
tion bin ich sehr unzufrieden. 
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I 0233/2017 

Interpellation Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Spitalseelsorgekosten: Die Kirche im Dorf 

belassen 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 20. Dezember 2017 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 16. Januar 2018: 
 
1. Vorstosstext. Gemäss neuer GB-Vorlage «Gesundheitsversorgung 2018-2020» gibt der Kanton der soH 
einen Leistungsauftrag, die Spitalseelsorge in den soH-Spitälern sicherzustellen. Der Kanton gibt jährlich 
neu 0,7 Mio. Franken aus, im Vergleich zu ca. 0,5 Mio. Franken bisher. Diese Beträge entsprechen dem 
Anteil soH, welcher mit 42% angegeben wird. Somit belaufen sich die gesamten Seelsorgekosten für die 
Landeskirchen neu auf ca. 1,7 Mio. Franken gegenüber ca. 1,2 Mio. Franken bisher.  
Die meisten Bürger und Bürgerinnen bezahlen diese Dienstleistung bereits mit der Kirchensteuer. Das 
sieht für mich aus wie eine zusätzliche Doppelbesteuerung der Kirche. 
Da aus dem Leistungsauftrag (untransparent) für mich vieles unklar ist, bitte ich die Regierung freund-
lich um Beantwortung der folgenden Fragen. 
1. Wie genau sind die Mehrkosten von ca. 0,5 Mio. Franken begründet? 
2. Zahlen andere Kantone auch für die Spitalseelsorge? 
3. Wie sieht die Statistik dafür aus? 
4. Was genau muss man sich bei der „Spitalseelsorge“ vorstellen? 
5. Wie oder welche Ausgaben werden für andere Religions-Seelsorger getätigt? 
2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. In der Globalbudgetperiode 2012-14 umfasste die Abgeltung der Solothurner 
Spitäler AG (soH) 162,3 Mio. Franken, 2018-20 werden es nur noch 96,1 Mio. Franken sein. Somit beträgt 
die Einsparung 66,2 Mio. Franken bzw. 41%. Im Vergleich zur Vorperiode betragen die Einsparungen 
2018-20 27,7 Mio. Franken bzw. 22%. Die Jahrestranche 2012 umfasste 56,4 Mio. Franken, 2020 werden 
es nur noch 30,9 Mio. Franken sein. 
Der Leistungsauftrag Spitalseelsorge in der soH basiert auf der Vereinbarung zwischen der Bezirkssyno-
de Solothurn der Reformierten Landeskirche Bern-Jura-Solothurn, dem Christkatholischen Synodalver-
band des Kantons Solothurn, der Evangelisch-Reformierten Kirche Kanton Solothurn, der Römisch-
katholischen Synode des Kantons Solothurn und der soH vom 17. August 2007 über die Seelsorge in der 
soH. In der Vereinbarung ist geregelt, dass die drei anerkannten Kirchen als Vereinbarungspartner die 
Seelsorge an den Standorten der soH (Bürgerspital Solothurn, Kantonsspital Olten und Spital Dornach) 
übernehmen, unter Berücksichtigung der konfessionellen Unterschiede und unter Mitwirkung der soH 
gemäss deren Leitbild der Seelsorge in der soH. Für die Organisation der seelsorgerischen Tätigkeit ist 
ein Führungsgremium Spitalseelsorge eingesetzt, dem alle Vereinbarungspartner angehören. Diesem 
Gremium obliegt es zudem, die Spitalseelsorger zu wählen und abzuberufen. Dabei sind die Seelsorger 
nicht bei der soH angestellt, sondern bei ihrer jeweiligen Kirche. Die Kosten der Spitalseelsorge werden 
anteilsmässig zwischen den einzelnen Landeskirchen und der soH aufgeteilt (soH 42%, Landeskirchen 
58%) und sind nicht durch die Krankenversicherungsgesetzgebung abgedeckt.  
Die Spitalseelsorge gehört unseres Erachtens zu einem Spital wie die soH, das die Grundversorgung der 
Bevölkerung des ganzen Kantons abdeckt. Zudem erachten wir die langjährige Kostenbeteiligung der 
Landeskirchen mit 58% als angemessen. 
3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: 

Wie genau sind die Mehrkosten von ca. 0,5 Mio. Franken begründet? Insgesamt kostet die Spitalseelsor-
ge nicht mehr. Die Steigerung der Abgeltung im Rahmen des Leistungsauftrags von 455‘000 auf 700‘000 
Franken erklärt sich dadurch, dass die Kosten der soH für die Spitalseelsorge durch den kantonalen Bei-
trag bisher nicht vollständig gedeckt waren. Mit der Erhöhung soll die Abgeltung durch den Kanton auf 
die effektiven Kosten der soH angehoben werden.  
3.2.2 Zu Frage 2: Zahlen andere Kantone auch für die Spitalseelsorge? Eine Kurzumfrage in den umlie-
genden Kantonen zeigt ein heterogenes Bild. Die Spitalseelsorger sind bei den Landeskirchen oder bei 
den Spitälern angestellt. In den vier antwortenden Kantonen erhalten die Spitäler keine Abgeltung der 
Seelsorge, wobei die Landeskirchen teilweise von den Kantonen unterstützt werden.  
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3.2.3 Zu Frage 3: Wie sieht die Statistik dafür aus? Es gibt keine Statistik über Beiträge der Kantone an 
die Spitalseelsorge. 
3.2.4 Zu Frage 4: Was genau muss man sich bei der „Spitalseelsorge“ vorstellen? Seelsorger begleiten 
und betreuen Patienten, Angehörige und Mitarbeitende in schwierigen Umständen und Situationen 
direkt im Spital (z.B. schwierige Diagnosen, Sterbe- und Trauerprozess, Einsamkeit, Begleitung des Pro-
zesses bei existenziellen Veränderungen inkl. Vernetzung nach aussen, etwa in der Palliative Care etc.). 
Gemäss Leitbild der Seelsorge in der soH ist die Spitalseelsorge integraler Bestandteil einer hochstehen-
den ganzheitlichen Behandlung, Pflege und Betreuung der Patienten und deren Umfeld. Die Seelsorger 
respektieren und achten in ihrem Umgang mit Menschen deren Glaubens- und Religionszugehörigkeit.  
3.2.5 Zu Frage 5: Wie oder welche Ausgaben werden für andere Religions-Seelsorger getätigt? Die soH 
leistet keine Beiträge an andere Seelsorger als an die, welche in der Vereinbarung festgehalten sind. 
 

Felix Glatz-Böni (Grüne). Die Spitalseelsorge gehört zu einem Spital. Das ist für uns Grüne klar. Sie funk-
tioniert und daher wollen wir auch nicht gross an diesem Arrangement rütteln, das auch in der Finan-
zierung so gewachsen ist, wie es sich heute präsentiert. Der seelsorgerische Beistand ist ein menschliches 
Bedürfnis und wir sind froh, dass man diesen in unseren Spitälern auf Wunsch auch erhält - egal welcher 
Konfession man angehört. Unter dem reinen Aspekt der Lehre der Trennung von Kirche und Staat wür-
de das mit der Finanzierung wohl anders aussehen. Betreffend der Rolle der Landeskirchen darf man 
nicht vergessen, dass die Spitäler ursprünglich durch die religiöse Ausrichtung, beispielsweise des Perso-
nals, geprägt waren. Am Samstag habe ich die Frage der Interpellantin zufälligerweise mit einem Pfar-
rer, einem Pfleger und einem Sozialarbeiter besprochen. Der Pfleger hat erwähnt, dass er schon alles 
erlebt hat. So gab es Menschen, die ihr Leben lang fromm gewesen sind und im Spital in den letzten 
Stunden den Pfarrer weit fortgeschickt haben. Anderen erging es gerade umgekehrt. Die Pfarrerin hat 
erwähnt, dass sie sehr froh sei, dass es die Spitalseelsorge geben würde. Als Dorfpfarrerin werde sie 
manchmal gar nicht orientiert und so sei sie froh um den Dienst des Spitalseelsorgers, der sie auf ihre 
Gemeindemitglieder, die im Spital sind, aufmerksam machen könne. Der Sozialarbeiter hat zu bedenken 
gegeben, dass man durch die gute Begleitung von Patienten und Patientinnen auch schon einen frühe-
ren Spitalaustritt erwirken konnte. Dies würde häufig durch den Spitalseelsorger oder die Spitalseelsor-
gerin so eingefädelt. Er meinte, dass dies tatsächlich etwas bringt, und zwar auch im Monetären und 
nicht nur im Menschlichen. Grundsätzlich ist es so, dass es im Spital im Bereich der Medizin nicht nur um 
den Körper geht, sondern auch die Seele und der Geist müssen berücksichtigt werden. Zusammenfas-
send können wir sagen, dass es aktuell eine Konstruktion gibt, die die Seelsorge gewährleistet. Die Zu-
sammenarbeit zwischen den Landeskirchen, dem Kanton und den Spitälern funktioniert. Die Finanzie-
rung dieses Konstrukts ist eine Frage, die gut überlegt werden muss. Sie soll nicht einfach vorschnell 
verändert werden. Daher sind wir der Meinung, dass man die Kirche im Dorf belassen sollte, denn die 
Kirche übernimmt hier doch auch eine staatstragende Tätigkeit. 

Susan von Sury-Thomas (CVP). Ich möchte zuerst von den vielfältigen freiwilligen sozialen Leistungen 
unserer Landeskirchen sprechen. Im Auftrag der Solothurnischen Interkonfessionellen Konferenz (SICO) 
hat die Fachhochschule Nordwestschweiz im Jahr 2007 eine Erhebung zu diesen Leistungen gemacht 
und einen Bericht publiziert. Nebst dem und zusätzlich zum eigentlichen Kernangebot der Kirchen, 
nämlich Gottesdienste, Taufen, Trauungen, Beerdigungen, Religionsunterricht usw. sind bei dieser Er-
hebung 889 kirchliche soziale Leistungsangebote gemeldet und beschrieben worden. 21% dieser Ange-
bote sind für die Kinder- und Jugendarbeit, 21% für die sozial Schwachen, Flüchtlinge und Entwick-
lungshilfe, 16% der kirchlichen Sozialaktivitäten, die auf Ehepaare, Frauen und Familien fokussieren. 
Der weitaus grösste Anteil dieser Angebote aber, nämlich 34%, sind für Senioren, Kranke, für die allge-
meine Seelsorge und Not- und Katastrophenhilfe im Inland. Das zeigt die Wichtigkeit und die Vielfalt 
des Engagements der Landeskirchen für unsere Gesellschaft. Ein Teil dieses Engagements ist die Spi-
talseelsorge, die wie die Gefängnis- und die Gehörlosenseelsorge zu den speziellen Seelsorgen gehört. 
Spitalseelsorger und Spitalseelsorgerinnen sind Fachleute, die mit Sinn- und Lebensfragen kompetent 
umgehen können. Sie begleiten Menschen, die mit einer schweren Diagnose oder Erkrankung konfron-
tiert sind, Sterbende und Trauernde, und zwar unabhängig der Religionszugehörigkeit. Die Spitalseel-
sorge funktioniert gut und leistet einen grossartigen Dienst in unserem Kanton. Die Spitäler und die 
Kirchgemeinden sind sehr zufrieden mit diesem Dienst. Alle können diese seelsorgerische Betreuung 
beanspruchen, unabhängig davon, ob sie Kirchengänger sind oder Kirchensteuern bezahlen. Auch diese 
Menschen haben Anspruch auf eine ganzheitliche Betreuung und eine grösstmögliche Linderung von 
Leiden und Schmerzen, wie es die Grundsätze der Palliativmedizin, die Pflege und die Betreuung vorse-
hen. Es steht in der Vollzugsverordnung zum Gesundheitsgesetz vom 17. Dezember 2013 geschrieben: 
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«Jeder Patient oder jede Patientin kann im Rahmen der Hausordnung seelsorgerische Betreuung bean-
spruchen.» Die Landeskirchen legen viel Wert auf den spirituellen Aspekt des Menschen und auf die 
spirituelle Begleitung. Gemäss der Weltgesundheitsorganisation WHO hat die Gesundheit vier Dimensi-
onen: die physische, die psychische, die soziale und die spirituelle. Auch in der Totalrevision des kanto-
nalen Gesundheitsgesetzes sollte daher die vierte, die spirituelle Dimension, Erwähnung finden. Die 
Spitalseelsorge durch die Landeskirchen ist eine Dienstleistung für unsere Spitäler, die im Rahmen eines 
Leistungsauftrags abgegolten werden muss. Die Spitalseelsorge ist im gesamten Gesundheitswesen ein 
kleinerer Kostenanteil und die Kosten werden anteilsmässig zwischen den einzelnen Landeskirchen und 
der soH aufgeteilt. Seit 2007 trägt die soH 42% und die Landeskirchen tragen 58% der Kosten. Die Kir-
chen erbringen viele Dienstleistungen für die soH und es ist höchste Zeit, den Kostenteiler zwischen der 
soH und den Landeskirchen neu auf 50% soH und 50% Landeskirchen festzulegen. Unsere Fraktion ist 
befriedigt mit der Antwort des Regierungsrats auf diese Interpellation. Wir hätten allerdings noch eine 
stärkere, auch qualitative Würdigung der Bedeutung der Spitalseelsorge erwartet. 

Mathias Stricker (SP). Ich habe gerade geschaut, wo ich überall streiche. Susan von Sury-Thomas hat 
praktisch Ähnliches erwähnt, wie ich es vorgehabt habe. Ich lasse daher eine Menge weg. Ich kann mich 
all dem anschliessen, das Susan von Sury-Thomas erläutert hat. Aus unserer Sicht ist die Spitalseelsorge 
eine wichtige, nicht wegzudenkende Dienstleistung. Der Regierungsrat hat in seiner Beantwortung der 
Interpellation die Aufgaben der Seelsorger zusammenfassend gut umschrieben und wir finden diese 
Antworten nachvollziehbar. In diesem Sinn findet die Fraktion SP/Junge SP die Stossrichtung der Inter-
pellation ein wenig fragwürdig, wenn die Interpellantin davon ausgeht, dass mit der Bezahlung der 
Kirchensteuern diese Dienstleistung bereits bezahlt sei. Es ist eine zusätzliche Aufgabe, für Patienten, 
Angehörige und Mitarbeitende in aussergewöhnlichen Situationen. Im Moment sind laut Statistik etwa 
23% der Wohnbevölkerung konfessionslos. Von den Patienten, die dieses Angebot nutzen, sind jedoch 
rund ein Drittel konfessionslos, also überproportional vertreten. Sie nützen das Angebot der Seelsorge, 
sogar auch spezifische christliche Angebote wie Gottesdienstbesuche. Das heisst, dass die Spitalseelsorge 
nicht primär für Kirchenmitglieder hier ist. Sie werden, wenn es möglich ist, durch die Gemeindepfarrer 
abgedeckt. Konfessionslos bedeutet nicht, dass man die Religion ablehnt. Und konfessionslos heisst 
auch, dass man religiöse Angebote wahrnehmen kann. Die SP/Junge SP-Fraktion hat sich gefragt, ob sich 
die Interpellantin aus der fokussiert verwaltungskritischen Partei nicht besser direkt an die Verwaltung 
gewandt oder eine Kleine Anfrage formuliert hätte, um die Fragen zu klären beziehungsweise weniger 
zusätzlichen administrativen Verwaltungsaufwand zu generieren. 

Kuno Tschumi (FDP). Die Fraktion FDP.Die Liberalen dankt dem Regierungsrat für die Beantwortung 
dieser Fragen. Wir sind der Meinung, dass diese Fragen sachlich und korrekt ausgefallen sind. Persönlich 
habe ich mich allerdings gefragt, warum man einen Betrag in der Höhe von 0.3 Promille des Aufwands 
der Staatsrechnung für die seelische Betreuung von Personen, die in einem Spital liegen, so breit disku-
tieren muss. 

Stephanie Ritschard (SVP). Ich habe das von vorhin gerade verdaut. Dennoch muss ich anmerken, dass 
ich es als sehr seltsam erachte, wenn eine SP-Frau meine Parteikollegen auffordert, mir unter die Arme 
zu greifen. Ich muss mich nicht bevormunden lassen. Das wollte ich hierzu sagen. In Bezug auf die Spi-
talseelsorge geht es mir überhaupt nicht darum, das strittig zu machen. Ich finde es sogar wichtig und 
richtig, dass es diese Möglichkeiten noch gibt. Ich wollte es einfach genau abklären lassen. Auch mit der 
Synode des Kantons Solothurn habe ich gesprochen. Man hat mir dort erklärt, dass die Kirchen einen 
Vertrag mit dem Spital abgeschlossen haben. Er sei für alle Menschen offen, unabhängig von der Religi-
onszugehörigkeit. Die Spitalseelsorge wird aufgefordert, wenn das Spital zusätzliche Hilfe benötigt. Die 
einzige Aussage, die mich sehr verunsichert hat, ist, dass die Synode sagt, dass sie in den letzten Jahren 
zwischen 1,25 bis 1,3 Millionen Franken ausgegeben hat. Da sind wir doch bei einem höheren Betrag 
angelangt. Was ich sehr bedaure, ist die Tatsache, dass ich vom Spital Solothurn nichts gehört habe. Ich 
habe dort mehrmals angerufen und Anfragen per Mail gestartet, um das Leitbild der Spitalseelsorger zu 
bekommen. Das ist immer noch hängig, ich habe es noch nicht erhalten. Ich bin mit der Beantwortung 
durch den Regierungsrat zufrieden. Ich wollte hier keineswegs irgendwelche Personen aufscheuchen. 
Ich finde, dass es wichtig und richtig ist. 

Bruno Vögtli (CVP). Wir von den Kirchgemeinden schätzen es sehr, dass die Spitalseelsorge so gut funk-
tioniert. Wie der Stellungnahme des Regierungsrats zu entnehmen ist, besteht ein Leistungsauftrag mit 
der Synode und den Landeskirchen. Die Kosten der Spitalseelsorge sind genau geregelt - 42% tragen die 
Solothurner Spitäler AG und 58% tragen die Landeskirchen. Die Spitalseelsorge gehört zur Grundver-
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sorgung eines Spitals. Viele Menschen sind sehr dankbar, wenn sie auf diese Dienstleistung zählen kön-
nen. Die Mehrkosten sind im Bericht begründet. Als Präsident einer Kirchgemeinde und als Vorstands-
mitglied eines grossen Pastoralraums erkenne ich immer wieder Situationen, in denen viele Menschen 
einen Seelsorger brauchen. Für mich ist es befremdend, über einen solchen Betrag zu sprechen, wenn 
man an die Gesamtkosten im Gesundheitswesen denkt. 

Dieter Leu (CVP). Ich fühle mich als einziger Arzt unter den 100 Ratsmitgliedern angesprochen, aus der 
Praxis zu berichten. Als behandelnder Spitalarzt bin ich häufig sehr froh gewesen, dass ich auch andere 
Personen, die nicht in Weiss gekleidet sind, in die Behandlung von sehr schwerkranken Personen und in 
die terminale Betreuung von Patienten einbeziehen konnte. Ich finde es schon eigenartig, dass man so 
viel Zeit aufwendet, um über ein so gutes Angebot zu diskutieren. Es ist etwas Wichtiges für die Persön-
lichkeit der Patienten, das ihnen in ihren letzten Stunden hilft, aber vielleicht auch bei einer ganz 
schweren Erkrankung. 

Urs Ackermann (CVP), Präsident. Ich habe keine Einzelsprecher mehr und nehme an, dass sich der Regie-
rungsrat nicht mehr dazu äussern möchte. Wir haben gehört, dass Stephanie Ritschard von den Antwor-
ten befriedigt ist. Wir schliessen hiermit die heutige Sitzung. Teilweise finden am Nachmittag Kommissi-
onssitzungen statt und wenn wir ein weiteres Geschäft besprechen, würde es zeitlich wohl etwas knapp 
werden. Ich wünsche Ihnen einen guten Tag. Wir sehen uns in einer Woche wieder. 
 
Schluss der Sitzung um 12:20 Uhr 
 

 


